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Zu diesem Heft

Im SpÅtsommer 1990 schlug ich der Redaktion vor, ein pro fami-

lia magazin ganz unter das Thema àFamilienplanung im geeinten

DeutschlandÇ zu stellen. Ein Grund dafÜr war mehr emotional, ver-

ursacht durch Begegnungen mit in der Familienplanungsarbeit Ak-

tiven aus der DDR zum Beispiel wÅhrend der Pro-Familia-Ver-

sammlung in KÄnigswinter, der Tagung des Landesverbandes Nie-

dersachsen àSexualitÅt BRD/DDR im VergleichÇ sowie bei vielen

einzelnen GesprÅchen. Hinzu kam ein weiterer, nÜchterner Grund:

Pro Familia und die DDR-Gesellschaft àEhe und FamilieÇ fÜhrten

erste FusionsgesprÅche.

Die endgÜltige Entstehungsphase fiel dann in den Zeitraum nach

dem Beitritt der frÜheren DDR zur frÜheren BRD. Zusammen mit

den beiden AusschÜssen im Fachgebiet Information und äffentlich-

keitsarbeit beim Bundesverband tagte die Redaktion wenige Tage

nach dem Zusammenschluç der beiden Staaten. Dort wurde dann

in groçer ébereinstimmung befÜrwortet, dieses Heft unter das vor-

gesehene Motto zu stellen. Dabei war sich die Redaktion bewuçt,

daç die BeitrÅge in diesem Heft Überwiegend nur eine Zeitspanne

widerspiegeln, keine endgÜltigen Fakten vorlegen kÄnnen. So gab

es denn auch in der Redaktion die Meinung, mit einem solchen

Heft abzuwarten, bis genau feststeht, was aus der Fusion von Pro

Familia und àEhe und FamilieÇ und aus der im Einigungsvertrag

vorgesehenen einheitlichen Regelung des Schwangerschaftsab-
bruchs wird.

Andererseits wurden aus dem Verband immer wieder WÜnsche

laut, vor der Fusion mehr zu erfahren å und es mehrten sich Anfra-
gen aus den neuen BundeslÅndern. So erscheint das Heft also nun

doch zu diesem Zeitpunkt. Die Fusion zwischen Pro Familia und

àEhe und FamilieÇ ist noch nicht ganz vollzogen, die Regierungs-
parteien haben in ihren Koalitionsverhandlungen nach dem 2. De-
zember das Thema Schwangerschaftsabbruch fast ausgeklammert

und vertagt.

Bei den VorbereitungsgesprÅchen zu diesem Heft mit Frauen und

MÅnnern in beiden Teilen Deutschlands ist mir deutlich geworden,
daç simple Vereinigungsparolen nicht greifen. Nicht zwei Staatsge-
bilde taten sich zusammen, sondern fast 80 Millionen Individuen se-

hen sich vor die schwere Aufgabe gestellt, zueinander zu finden,

wobei bei vielen Westlern der irrige Glaube zu herrschen scheint,

die àNeuen aus dem OstenÇ hÅtten sich anzupassen. Mehrere Bei-

trÅge in diesem Heft machen deutlich, daç es offenbar nach wie vor

eine Mauer gibt, wenn auch nicht aus Stein. Diese Mauer wird von

denen schmerzlicher empfunden, die lange unter der steinernen

Mauer mehr gelitten haben als die, die sie nur von der Westseite

kannten. Der Beitrag der Magdeburger Bibliothekarin Ute Schildt

(Seite 7) erÄffnet uns hierzu besonders eindringlich den Schmerz,

die Zerrissenheit, die Verluste, die Frauen in den neuen BundeslÅn-

dern erfahren. Erfreut sind wir daher, daç wir eine mutmachende

mutige Frau, die brandenburgische Ministerin Dr. Regine Hilde-

brandt fÜr ein Interview gewinnen konnten (Seite 4).

Dieses Heft schildert also im wesentlichen eine ébergangszeit,

die aber sicher noch andauern wird. Insofern sind die BeitrÅge

keine àEintagsfliegenÇ, sondern ein Zeitdokument. Hinzu kom-

men Informationen, die in beiden Teilen des Landes fÜr in der Fa-

milienplanung Aktive wichtig sind: Die Struktur des Bundesver-

bandes Pro Familia wird ebenso dargestellt (Seite 17) wie die Ge-

sellschaft àEhe und FamilieÇ mit ihrer eigenen Geschichte und den

neuen LandesverbÅnden (ab Seite 12), die ja mÄglicherweise schon

bald dem Bundesverband der Pro Familia angehÄren.

Gerd J. Holtzmeyer



Die ersten Wochen des Jahres 1991 ma-

chen von Tag zu Tag deutlicher, was der Eini-

gungsvertrag wirklich beinhaltet. Der 1. Ja-

nuar war fÜr viele, auch in der Familien-

planungsarbeit, ein gravierender Stichtag.

Bis dahin nÅmlich muçte das begonnen wer-

den, was im Vertrag àAbwicklungÇ benannt

wird: Zahlreiche Einrichtungen sollten bis

dahin zu neuen Ufern gefÜhrt werden, teil-

weise mit neuen ébergangsfristen. Wo das

nicht gelang, bedeutet àAbwicklungÇ

Schlieçung und Entlassung. Bereits im De-

zember meldeten Mitarbeiter aus frÜheren

Familienplanungs-, Partnerschafts- und Se-

xualberatungsstellen ihre Entlassungen aus

diesen staatlichen Einrichtungen, weil die

àAbwicklungÇ nicht geklappt hatte. Andere

befinden sich nun in der àWarteschleifeÇ

(amtlicher Begriff). Das bedeutet, daç die

àAbwicklung abgefedertÇ wird. Die Be-

schÅftigten sind nicht sofort arbeitslos, son-

dern ihnen wird eine Frist bis Mitte 1991 ge-

wÅhrt (mit 70 Prozent des letzten Einkom-

mens). Hat die àAbwicklungÇ dann nicht

geklappt, beginnt die Arbeitslosigkeit. Die-

ser Mechanismus gilt natÜrlich nicht nur fÜr

in der Familienplanungsarbeit Aktive, son-

dern fÜr Millionen von Arbeitnehmern, zu-

mal die Gewerkschaften mit den noch nicht

privatisierten Betrieben Åhnliche àWarte-

schleifenÇ vereinbart haben.

DieseáForm des ébergangs in die Markt-

wirtschaft fÜhrt zu Unruhe, die Demonstra-

tionen der Studenten und Streiks beweisen

das.

Warum kommt die Unruhe erst jetzt?

Warum haben die frÜheren DDR-Bewohner

nicht 1990 reagiert, sondern àgegen ihre ei-

genen Interessen gewÅhltÇ (Brandenburgs

Bildungsministerin Birthel)? Es gab Drin-

genderes zu tun. Nahezu atemlos galt es, bis

Ende 1990 die richtige Krankenkasse zu

wÅhlen, die Lohnsteuerkarte als Novum

auszufÜllen, Sozialhilfe zu beantragen und

dann auch noch mit dem éberangebot von

Waren fertigzuwerden.

Und das alles unter der hemmungslosen

Propaganda-Kampagne vieler Westmedien

und -politiker, die kein gutes Haar an dem

lieçen, was 40 Jahre zwischen Elbe und

Oder geschah. Ein geschickteres EinflÄçen

von Minderwertigkeitskomplexen gab es

bisher wohl noch nie.

Gerd J. Holtzmeyer

WÅhrend der Recherchen zu diesem

Heft wurden, vor allem in den letzten

Wochen und Tagen vor Redaktions-

schluç, Konsequenzen aus dem politi-

schen Eiltempo des Jahres 1990 deut-

lich, die Familienplanungsarbeit fast

zu einer Marginalie im Strudel der Ver-

einigungfolgen werden lassen. Konse-

quenzen, die vor allem die Betroffenen

in den neuen LÅndern manchmal bru-

tal treffen, weil aus dem Text des Eini-

gungsvertrages Alltag wird. Nachdem

die begeisternde Wende vom Herbst

1989 Mitte 1990 abgelÄst wurde von ei-

ner Kehrtwendung, die vielen wie eine

Unterwerfung vorkam, scheint sich in

den vergangenen Wochen eine Wende

nach der Wende der Wende anzubah-

nen. In den fÜnf neuen LÅndern bro-
delt es erneut. Den Ursachen wird in
diesem Beitrag nachgegangen, der

scheinbar eine Allgemeinbetrachtung

ist, aber notwendig ist fÜr das Ver-

stÅndnis des Umfeldes, in dem derzeit

in den LÅndern der frÜheren DDR

auch Familienplanungsarbeit sich voll-

zieht.

Kein Wunder, daç Fragen der Familien-

planung zu einer NebensÅchlichkeit wur-

den. In vielen GesprÅchen vor allem mit

Frauen in den neuen LÅndern wurde Unver-

stÅndnis darÜber deutlich, weshalb die

Frage des $218 StGB eine zentrale im Wahl-
kampf wurde, gilt doch in der bisherigen

DDR die Fristenregelung weiter. Selbst bei

denen, die in der frÜheren DDR Familien-

planungsarbeit geleistet haben, wuçte man

zunÅchst nichts mit der groçangelegten

Kampagne zur EinfÜhrung eines àflÅchen-

deckenden BeratungsnetzesÇ anzufangen.

Viele fragten sich, was dieses Netz in einem

Gebiet soll, in dem es keine Zwangsbera-

tung gibt.

Doch inzwischen wird immer deutlicher,

daç es doch lohnt, sich mit diesem Konzept

zu befassen. Nicht nur, weil staatliche Bera-

tungsstellen abgeschafft werden und man

seinem Beruf kÜnftig nur noch in Einrich-

tungen freier TrÅger nachgehen kann. Man-

chen dÅmmert auch, daç die neuen Bera-

tungsstellen die Vorhut einer Zwangsbera-

tung werden kÄnnten. Zwiespalt kommt

auf. Sicher braucht es Beratungsstellen fÜr

freiwillige Beratung, andererseits sind es ge-

rade kirchliche Stellen, darunter fÜr eine

Diaspora auffÅllig viele katholische, die die

Mittel fÜr die neuen Beratungsstellen in An-

spruch nehmen. Der ungewohnte Umgang

mit BewilligungsantrÅgen lÅçt sich mit Hel-

fern aus den westlichen DiÄzesen besser be-

wÅltigen. Pro Familia wird auf allen Ebenen

um Hilfe gebeten; die Schwesterorganisa-

tion àEhe und FamilieÇ, in der zwar in Bera-

tung Aktive Mitglieder sind, die aber nie

freie TrÅgerin von Beratungsstellen war,

strebt nicht ohne Grund eine Kooperation

mit Pro Familia an.

Wer in 40 Jahren die AllgegenwÅrtigkeit

des Staates erlebt hat, tut sich schwer, etwas

in freier TrÅgerschaft zu grÜnden. Und das

mitten in der àAbwicklungsphaseÇ. Die Re-

daktion hat denn auch Absagen von Frauen

und MÅnnern bekommen, die eigentlich fÜr

dieses Heft BeitrÅge beisteuern wollten.

Betroffen macht folgende BegrÜndung:

Da ich in einer Hochschulklinik angestellt
bin, kÄnnte ich zu diesem Thema nicht

schreiben, ohne den Standpunkt mit der Kli-

nikleitung abgestimmt zu haben. Ich sehe da

inhaltlich keine allzugroçen Probleme, aber

es wÜrde Zeit kosten und mich irgendwie

einengen im subjektiven Zugang. Ich habe

bisher nur destruktive Diskussionen zu die-

sem Thema. (Schwangerschaftsabbruch in

der DDR. Die Redaktion) erlebt... Auch

innerhalb der èrzteschaft, die bis zum Som-

mer 1990 relativ geschlossen zur FristenlÄ-

sung stand, sind die Konservativen im Vor-

marsch - und das unter dem Motto àWir hat-

ten schon immer Gewissensbisse bei AbbrÜ-

chen, wurden aber gezwungenÇ. Als Nicht-

Arzt zu diesem Punkt Stellung zu nehmen,

der jetzt auch zu alten Rache- und Machtge-

schichten genutzt wird, wÅre zur Zeit ein

Sprung in den Abgrund. Ich eigne mich

nicht fÜr Lager und habe sowohl mit diesen

Årztlichen SpieçbÜrgern als auch mit den

westlichen Feministinnen (wo zum Teil auch
mit ungeheurer AggressivitÅt um meines
Erachtens oft nichtige Inhalte gefightet wird)

meine Schwierigkeiten. Inhalte, um die es



mir geht, werden momentan gern ÜberhÄrt.

Daher habe ich Scheu vor diesem Kraftakt

. und scheue mich momentan vor so bitter-

ernsten Gedanken und Formulierungen.

Diese Absage bedeutet doch - richtig in-

terpretiert å, daç trotz Einzug des Grundge-

setzes mit Meinungsfreiheit vieles beim al-

ten geblieben ist. Statt Angst vor dem Staat

jetzt Angst um den Arbeitsplatz- und davor

schÜtzt der neue Staat nicht. Kohls These

àKeinem wird es schlechter gehen als vor-

herÇ bewahrheitet sich hier besonders ma-

kaber, er hÅtte auch hinzufÜgen kÄnnen

à. . à aber auch nicht besserÇ.

Dazu paçt auch ein Bericht aus der Weih-

nachtsausgabe der Magdeburger Allgemei-

nen, in dem geschildert wird, wie in einem

ehemaligen Stasi-GefÅngnis mit 50 Betten

- fÜr Obdachlose, Alkoholiker und Stadtstrei-

cher auf engstem Raum nun auch Frauen ge-

walttÅtiger MÅnner hausen. FÜr Anfang

1991 wurde ein Haus mit weiteren 50 Betten

als Frauenhaus angekÜndigt. Die in der

DDR bis dahin ungewohnte Arbeitslosig-

keit fÜhrt zu Familiendramen, denen sich

Frauen mit ihren Kindern nur durch die

Flucht entziehen kÄnnen.

Das FrÜhjahr 1991 wird unruhig in den

neuen LÅndern. Die Frauen und MÅnner in

der ehemaligen DDR kommen nicht zur

Ruhe. Da helfen auch nicht die jubelnden

Umsatzmeldungen westlicher Handelsket-

ten, Versicherungen, Banken und Unter-

nehmen, die kaum etwas mehr fÜrchten als

die Zerschlagung der alten àSeilschaftenÇ,

mit denen sich so prÅchtig GeschÅfte àab-

wickelnÇ lassen. Schon lÅngst sind viele der

Seilschaften per GeschÅftsfÜhrervertrÅge

verknotet mit den neuen àHerrenÇ aus dem

Westen.

Man.êbraucht sich dabei nicht auf PDS-

Chef Gregor Gysi zu berufen, der Ende Ja-

nuar mit drohendem Unterton prophezeite,

die BevÄlkerung in der ehemaligen DDR

werde nicht lÅnger widerstandslos hinneh-

men, daç sie von Westlern wie von àKriegs-

gewinnlernÇ behandelt werden.

Der jeglicher Zweckpropaganda sicher

unverdÅchtigere sÅchsische MinisterprÅsi-

dent von Sachsen, Kurt Biedenkopf (CDU),

charakterisierte in einer Fernsehsendung

die Lage schlichter: Auf die Frage, ob die

Politiker im Westen mÄglicherweise gar

nicht wÜçten, wie es den Menschen in der

ehemaligen DDR wirklich gehe, kam von

ihm ein einfaches àJaÇ.

Wenn solche Unkenntnis Politikern zuge-

traut wird, dann darf nicht wundern, wenn

die westdeutsche BevÄlkerung nahezu ah-

nungslos ist. Die Frauen und MÅnner in den

neuen LÅndern sind sicher noch fÜr viele

éberraschungen gut. Bliebe zu hoffen, daç

es ihnen gelingt, die WestbÜrger aufzurÜt-

teln.

àDie sich nun artikulierenden Frei-

heitssehnsÜchte osteuropÅischer

Frauen und MÅnner haben einen weite-

ren bemerkenswerten Sachverhalt zu

Tage gefÄrdert: Je grÄçer die TÅu-

schung, um so dramatischer die kaum

zu bewÅltigende EnttÅuschungÇ

ElkeThoç im Jahresbericht 1989 des Bundesverbandes

Der Pro-Familia-Jahresbericht 1989 ent-

stand, als in der damaligen DDR noch nicht

absehbar war, daç der Sturz des SED-Regi-

mes schon ein Jahr spÅter in einen Beitritt

zur Bundesrepublik Deutschland mÜnden

wÜrde. Und Elke Thoç hat recht behalten:

Viele Frauen und MÅnner in den fÜnf ost-

deutschen LÅndern fÜhlen sich getÅuscht.

Daç ihre EnttÅuschung sich nicht anders ar-

tikulierte als in den Wahlergebnissen des

Jahres 1990, mag vielen unverstÅndlich

sein. Was sich 1990 in der frÜheren DDR ab-

gespielt hat, war eine Einnebelung, war ein

sich gegenseitiges Hochschaukeln von Hoff-

nungen und Emotionen zwischen den

MÅchtigen am Rhein und einer BevÄlke-

rung, fÜr die eine 40 Jahre wÅhrende Welt

zusammengebrochen war; mehr noch: der

sie selbst ein Ende gesetzt hat. Die BrÜder

und Schwestern im reichen Westen lieçen

ihnen keine Zeit, zur Besinnung zu kom-

men.

Der Beitrag von Elke Thoç unter der

éberschrift àZeitlÅufeÇ hat in seinen Aussa-

gen zu den VerÅnderungen in Ost-Europa

(sie hat damals der DDR noch keine Son-

derrolle zurechnen kÄnnen) noch heute

GÜltigkeit:

àDaç das Lokale nicht vom Globalen zu

rennen sei und umgekehrt, diese wohlfeile

Rhetorik aus dem UN-System hat 1989 uner-

wartet an neuer Bedeutung und neuem Ge-

halt gewonnen. .

Barock, gigantesk, bunt und futuristisch

inszeniert Frankreich die Zweihundertjahr-

feier der FranzÄsischen Revolution. Das me-

diale Kunstwerk Revolution wird gleicher-

maçen in Anwesenheit von Frauen und MÅn-

nern der ausgebeuteten wie der ausbeuten-

den Welt gefeiert.

Ein wenig zeitversetzt stellen Frauen und

MÅnner Osteuropas die VerhÅltnisse ihrer

LÅnder auf den Kopf. Monolithische Partei-

und Staatsapparate lÄsen sich auf. Auch

diese Ereignisse finden nahezu ungeteilte

Zustimmung. Die Forderung nach Autono-

mie und Selbstbestimmung scheint sich welt-

weit durchsetzen zu wollen... Ç

à. . . Die AufbrÜche in Osteuropa haben

nicht nur die Frauenfrage, sondern auch die

Frage nach der LebensnÅhe und Menschlich-

keit von Institutionen neu aufgeworfen. Da-

bei geht es nicht um die generelle Abschaf-

fung von Institutionen å auch Pro Familia

wÜrde dies nicht wollen å, sondern darum,

wie Institutionen angesichts autonomeren

Handelns von Menschen sich zu verÅndern

Koalition noch

ohne Konzept

Die Regierungskoalition aus CDU,

FDP und CSU hat in ihren Vereinba-

rungen die Frage ausgeklammert, wie

eine Neuregelung der Regelungen des

Schwangerschaftsabbruchs aussehen

soll. Laut Einigungsvertrag soll bis

Ende 1992 in Deutschland eine ein-

heitliche Regelung erarbeitet werden.

In den Koalitionsvereinbarungen

steht denn auch lediglich folgende

Passage: ;

àBis zum Inkrafttreten einer gesetz-

lichen Neuregelung des Paragraphen

218 des Strafgesetzbuches und somit

auch der Beratung beteiligt sich der

Bund auf der Grundlageeiner Verwal-

tungsvereinbarung an der Finanzie-

rung der Beratungsstellen in den

neuen BundeslÅndern. Die Beratung

wird in den alten BundeslÅndern ent-

sprechend den LÅnderregelungen bis

zum Inkrafttreten einer gesetzlichen

Neuregelung des Paragraphen 218 des

Strafgesetzbuches fortgefÜhrt. In die-

sem Zusammenhang verweist die

CSU auf die Unverzichtbarkeit des

Bestandsschutzes des bayerischen Be-

ratungsgesetzes auch bei einer Neure-

gelung.Ç



haben.

Die bekannten Forderungen nach mehr

Durchsichtigkeit von und Mitgestaltung in

Institutionen mÜssen sicherlich immer wie-

der auf ihren Realisierungsgehalt ÜberprÜft

werden. Die sich nun artikulierenden Frei-

heitssehnsÜchte osteuropÅischer Frauen und

MÅnner haben einen weiteren bedenkenswer-

ten Sachverhalt zu Tage gefÄrdert: Je grÄçer

die TÅuschung, um so dramatischer die

kaum zu bewÅltigende EnttÅuschung . . .Ç

Nun also, im Jahre 1991 und sicher auch

in kommenden Jahren, heiçt es, mit der

neuen Lage fertigzuwerden. Das gilt nicht

nur fÜr die neuen BundesbÜrger, sondern

ebenso fÜr die bisherigen. Ein ZurÜck zu

den AnsÅtzen vom FrÜhjahr 1990 gibt es

nicht.

Die Entwicklung hat auch nicht vor der

Familienplanungsarbeit halt gemacht. Da-

mit ist Pro Familia als Verband gefordert.

Es gilt, die Positionen der vergangenen

Jahre mit noch mehr Nachdruck zu vertre-

ten und dabei zu versuchen, die Hoffnun-

gen vieler EnttÅuschter in die Verbandspoli-

tik zu integrieren. Das geht nicht mit Pro-

klamationen, das ist harte Alltagsarbeit. Es

ist zu erwarten, daç es schon in den nÅch-

sten Monaten, wenn nicht gar Wochen, An-

trÅge von LandesverbÅnden in den neuen

BundeslÅndern auf Aufnahme in den Bun-

desverband geben wird.

Diesen AntrÅgen wird sich der Bundes-

verband nicht verschlieçen kÄnnen, muç

mÄglicherweise die Kriterien fÜr die Auf-

nahme von LandesverbÅnden neu interpre-

tieren. Denn die mÄglichen neuen Landes-

verbÅnde werden von Frauen und MÅnnern
getragen, fÜr die Familienplanungsarbeit

anders war als in den LÅndern der frÜheren
Bundesrepublik. Der gravierendste Unter-

Urteil erst 1992

do. Karlsruhe
Mit einer Entscheid des Bundesver-

fassungsgerichts (BVG) Über die Normen-
kantrelilage Bayerns gegen die Regelung
der Schwangerschaftsunterbrechung aus
sozialen GrÜnden im $ 218 des Strafge-
setzbuchs ist erst 1992 zu rechnen. Nach
Auskunft des Vorsitzenden des zustÅndi-
gen Zweiten Senats, Ernst Gottfried Mah-
renholz, werde die Klage àzÜgig bearbei-
tetÇ. Die Fristen zur Stellungnahme be-
troffener Institutionen seien jedoch noch
nicht abgelaufen. Der Senat habe auçer-
dem Erhebungen Über die Praxis der Be-
ratungsstellen in den LÅndern veranlaçt,
die noch nicht abgeschlossen seien. Mit ei-
ner mÜndlichen Verhandlung Über die
Klage sei nicht vor Anfang 1992 zu rech-
nen. Mahrenholz wies Vermutungen zu-
rÜck, das Gericht warte auf den Gesetzge-
ber, der eine Neuregelung des Paragra-
phen 218 beabsichtigt.

Hannoversche Allgemeine, 4.2.91

schied: Der Kampf um die Abschaffung des

$ 218 war in der DDR kein Thema gewe-

sen, dort gibt es seit Jahren die Fristenrege-

lung. Daraus ergibt sich, daç dennoch vor-

handener Beratungsbedarf anders anzuge-

hen ist als die Zwangsberatung in der frÜhe-

ren Bundesrepublik.

Ohne Zweifel werden die mÄglichen

neuen Mitglieder den Kampf der Pro Fami-

lia fÜr die Abschaffung des $ 218 mittra-

gen. Es gilt, Beratungsinhalte zu diskutie-

ren.

Bis spÅtestens Ende 1992 wird die Diskus-

sion, wie der Schwangerschaftsabbruch

rechtlich neu zu regeln ist, vorherrschen.

Nach wie vor gibt es mindestens 5 verschie-

dene StrÄmungen in den politischen StrÄ-

mungen:

1. VerschÅrfung des jetzigen $ 218 mit GÜl-

tigkeit in der gesamten Bundesrepublik

(àLebensschÜtzerÇ vor allem im konser-

vativen Lager)

2. Beibehaltung desjetzigen $ 218 mit GÜl-

tigkeit in der gesamten Bundesrepublik

(Teile des konservativen Lagers)

3. Fristenregelung mit Zwangsberatung

(wird in allen Parteien diskutiert, beson-

ders von der FDP favorisiert)

4. Fristenregelung mit freiwilliger Beratung

(wird in allen Parteien diskutiert, von

der SPD und Teilen der Ost-CDU favori-
siert)

5. VÄllige Abschaffung einer gesetzlichen

Regelung (GrÜne/BÜndnis 90, PDS, teil-
weise auch in der SPD).

Ob die neue Bundesregierung und die sie

tragenden Parteien zu einer wirklichen Li-

beralisierung bereit sind und wie diese aus-

sehen wird, hÅngt nicht zuletzt von der au-

çerparlamentarischen Einfluçnahme ab,

Pro Familia eingeschlossen.

Sollte die Zwangsberatung wegfallen,

wird es sicher weiterhin Beratungsbedarf

geben, auch Schwangerschaftskonfliktbera-

tung. StÅrker in den Mittelpunkt wÜrden

dann VerhÜtungs- und sexualpÅdagogische

Beratung stehen. Zunehmen dÜrfte auch

die Beratung bei Kinderwunsch; nicht zu-

letzt angesichts der vor allem bei MÅnnern

dramatisch zunehmenden FertilitÅtsstÄrun-

gen (erinnert sei an den von JÜrgen Hein-

richs geprÅgten Begriff àSexualÄkologieÇ).

In wieweit bei einer Liberalisierung der Ab-

bruch-Praxis medizinische Einrichtungen

bei Pro Familia vorgehalten werden mÜs-

sen, bleibt abzuwarten.

Ganz gleich, welche Rahmenbedingun-

gen die Politik fÜr den Schwangerschaftsab-

bruch schafft: die Familienplanungsarbeit

im geeinten Deutschland steht vor neuen

Aufgaben und Herausforderungen, wobei

zu einem geeinten Deutschland sicher auch

Migranten gehÄren. Gerd. J. Holtzmeyer
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pro familia magazin: Frau Ministerin, Sie

haben unseren Interview-Wunsch spontan

akzeptiert, obgleich Ihr Terminkalender

Übervoll ist. Kann man daraus schlieçen,

daç Ihnen der Verband Pro Familia wichtig

ist?

Hildebrandt: Na klar - vor allem die Ziel-

setzung.

pro familia magazin: Man hÄrt immer

wieder, daç vor allem Frauen die Folgen des

Wechsels von der Plan- zur Marktwirtschaft

zu spÜren bekommen. Wo liegen denn die

Verschlechterungen?

àErschreckend ist, wie schnell

sich das Rollenbild wandeltÇ

Hildebrandt: VordergrÜndig bei den be-
kannten Dingen: Kinderkrippen und Kin-

dergÅrten sind in ihrem Weiterbestand ge-

fÅhrdet; die MÄglichkeit, zuhause zu blei-

ben, wenn ein Kind krank ist, ist auf fÜnf

Tage im Jahr reduziert (Anpassung an den

Westen - frÜher gab es solche Fristen nicht).

Und dann natÜrlich die Arbeitslosigkeit!

Aber das ist ja alles noch viel tiefgreifen-

der, und das kÄnnen viele im Westen offen-

bar schwer nachvollziehen. 90 Prozent der

Frauen in der frÜheren DDR standen im

Berufsleben. Das hatte zur Folge, daç

Frauen und MÅnner es tatsÅchlich verinner-

licht hatten, ihre Aufgaben in Beruf und Fa-

milie gleichberechtigt teilen zu mÜssen. Na-

tÜrlich haben die Frauen die Doppelbela-

stung mehr zu tragen als MÅnner, aber im

Bewuçtsein der BevÄlkerung war die

Gleichberechtigung vorhanden, nicht nur in

der Theorie.

Und nun kommt das Schlimme: Die Welle

der Arbeitslosigkeit trifft Frauen stÅrker als

MÅnner. Erschreckend fÜr mich ist, daç nun

das Rollenbild aus dem Westen um sich

greift: Die Frau ist es, die die Familienar-

beit zu leisten hat. Das kratzt am Selbstbe-

wuçtsein.

Schon als Mitglied der ersten frei ge-

wÅhlten Regierung der DDR fiel Dr.

Regine Hildebrandt durch ihre leiden-

schaftlichen und temperamentvollen

Warnungen vor den sozialen Folgen ei-

ner nicht sorgfÅltig vorbereiteten und

ÜberstÜrzten Wirtschaftseinheit auf.

Das macht sie populÅr bei den einen,

das brachte ihr Kritik bei anderen ein.

Die Warnungen der Sozialdemokratin

und praktizierenden Christin wurden

ÜberhÄrt å nun ist sie seit Dezember

1990 dabei, in Brandenburg mit den

Folgen fertigzuwerden. Im Kabinett

Stolpe Übernahm sie das schwere Res-
sort fÜr Arbeit, Soziales, Gesundheit
und Frauen. Inge Nordhoff und Gerd
J. Holtzmeyer unterhielten sich mit der

engagierten Politikerin in ihrem Pots-
damer Amtszimmer.

pro familia magazin: GehÄrt dazu auch,
daç Frauen nun in die ungewohnte Rolle
geraten, materiell vom Mann abhÅngig zu
sein?

Hildebrandt: NatÜrlich, und das ist ein
ziemlicher Schock. Viele Frauen wuçten,

daç sie notfalls von ihrem Einkommen al-

lein mit den Kindern leben konnten. Die

hohe Scheidungsrate und die hohe Zahl Al-

leinerziehender belegt das. Diese Zusam-

menhÅnge kapieren viele im Westen nicht,

auch nicht im politischen Bereich, aus dem

nun ganz merkwÜrdige Interpretationen

kommen. Das Schlimmste, was ich im Be-

hÄrdenstil zu hÄren bekam, war folgende

Formulierung: à.. . verstÅrkte Erwerbs-

neigung der Frauen im BeitrittsgebietÇ. Was

heiçt hier Erwerbsneigung? ErwerbstÅtig-

keit war etwas vÄllig SelbstverstÅndliches in

der frÜheren DDR (der Begriff àBeitrittsge-

bietÇ ist ja auch so eine merkwÜrdige Wort-

schÄpfung).

pro familia magazin: Kommen wir nun

zum heiçdiskutierten Thema Schwanger-

schaftsabbruch. Wie stehen Sie als enga-

gierte Christin dazu?

Hildebrandt: Also: FÜr mich ist jeder Ab-

bruch einer zu viel. Es mÜssen Bedingun-

gen geschaffen werden, daç Frauen nicht in

Situationen geraten, einen Abbruch vorneh-

men lassen zu mÜssen. Die im Vergleich zur

frÜheren Bundesrepublik niedrigeren Zah-

len von SchwangerschaftsabbrÜchen in der

DDR mÜçten ja zu denken geben. Und was

geschieht zur Zeit? Genau das Gegenteil:

Die Arbeitsmarktlage schafft ZukunftsÅng-

ste; die unsichere WeiterfÜhrung von Krip-

pen und KindergÅrten, damit die Angst um

den Arbeitsplatz, haben zu einem Anstieg

der Abbruchzahlen fÜhrt. Wir in Branden-

burg setzen alles daran, den Kommunen

und anderen TrÅgern zu helfen, die Einrich-

tungen fÜr Kinder zu erhalten, damit sie

vorhanden sind, wenn sich die Arbeits-

marktlage ámal gebessert hat. Und noch et-

was: Seit dem 1. Januar mÜssen Frauen Ver-

hÜtungsmittel selbst bezahlen, weil das im

Westen ja auch so ist. FrÜher gab es sie ko-

stenlos. Wir in Brandenburg zahlen die Ver-

hÜtungsmittel (auçer Kondomen) nun aus

dem Landesetat. Ich befÜrchte, daç durch

eine plÄtzliche volle Kostenbeteiligung un-

gewollte Schwangerschaften und damit

auch AbbrÜche zunehmen. Leider machen

die anderen LÅnder nicht mit.

àFristenregelung å das ist fÜr

mich keine FrageÇ

pro familia magazin: Die neue Koalition

in Bonn hat ja in ihren Vereinbarungen aus-

geklammert, wie eine gesamtdeutsche Ab-

bruch-Regelung aussehen soll. Laut Eini-

gungsvertrag soll das aber bis Ende 1992 er-

ledigt sein. Dann soll es nicht mehr so sein,

daç in den Ästlichen LÅndern die FristenlÄ-

sung und in den westlichen der $ 218 StGb

weiter gilt. Mehrere Modelle werden der-

zeit heiç diskutiert ...

gelung - das ist fÜr mich keine Frage. Daç

die gekippt werden kÄnnte, ist fÜr mich ein

Unding.



pro familia magazin: Obwohl Sie vorhin

sagten, jeder Abbruch sei einer zuviel?

Hildebrandt: Jeder ist einer zuviel, aber

es ist doch keine Frage, daç der Abbruch als

MÄglichkeit der Entscheidung zur VerfÜ-

gung stehen muç.

pro familia magazin: KÄnnen Sie das

nochmal genauer begrÜnden?

Hildebrandt: Da bleibt doch die Frage:

Was ist die Alternative? Ich mÄchte keine

SchwangerschaftsabbrÜche, aber noch we-

niger will ich, daç Kinder zur Welt kom-

men, fÜr deren Existenz keine vernÜnftigen

Voraussetzungen von Anfang an gegeben

sind.

pro familia magazin: Aber kann das nicht

Über das Indikationsmodell auch erreicht

werden?

àDie Indikationsregelung ist

doch eine ganz unaufrichtige

SacheÇ

Hildebrandt: Also, wissen Sie: Die Indi-

kationsregelung ist doch eine ganz unauf-

richtige Sache. Jede Frau Überlegt sich

dann, unter welchen Bedingungen welche

Indikation gegeben sein kÄnnte und àfum-

meltÇ ihr Schicksal dann so hin, daç es

paçt. Dies ist fÜr mich ein Ding der UnmÄg-

lichkeit, geradezu eine Erziehung zur

Unehrlichkeit, zur Konstruktion von Sach-

verhalten, damit man einen bestimmten

Zweck erreicht. Der Schwangerschaftsab-

bruch muç eine verantwortliche ehrliche

Entscheidung sein. Ich muç der Frau zubil-

ligen, daç sie allein die MÄglichkeit hat, fÜr

sich zu entscheiden. Und das tut doch keine

leichtfertig.

pro familia magazin: Wie sehen denn Ihre

Hoffnungen aus, wie der Streit ausgehen

wird?

Hildebrandt: Als Optimistin bin ich der

éberzeugung, daç die Fristenregelung sich

durchsetzt. Es geht auch gar nicht anders.

Die Praxis zeigt doch, daç in den LÅndern,

in denen es harte Regelungen gibt, nicht

weniger Schwangerschaften abgebrochen

werden, aber mit grÄçeren Risiken.

pro familia magazin: War in der frÜheren

DDR die Zahl der AbbrÜche aufgrund der

Fristenregelung hÄher?

Hildebrandt: Nein, im Gegenteil! Das

lÅçt sich belegen: In der frÜheren DDR gab

es sogar weniger AbbrÜche als im Westen,

wenn man dort die Dunkelziffer berÜcksich-

tigt.

pro familia magazin: KÄnnten Sie sich

mit dem Kompromiç abfinden, der da lau-

tet: Fristenregelung mit Zwangsberatung?

Hildebrandt: FÜr âBeratung bin ich im

Prinzip. Aber in dem Moment, wo sie er-

zwungen wird, muç man sich Überlegen, ob

man dieses Vorgehen Überhaupt noch Bera-

tung nennen kann. Ich bin der Meinung,

daç man Beratung anbieten soll, aber keine

Zwangsberatung. Die Beratungsangebote

mÜssen natÜrlich attraktiv sein und sollten

originelle Konzepte haben. Vielleicht kann

man das ja auch mit anderen Bereichen ver-

knÜpfen. Gerade jetzt, wo wir versuchen,

die Frauenarbeit zu verstÅrken; wir unter-

stÜtzen Frauenzentren und Selbsthilfegrup-

pen. So etwas hatten wir bisherja nicht. Da

wÅren doch MÄglichkeiten, Angebote zu

machen, die eine breite Wirkung haben.

Und da kÄnnte man die Konfliktberatung

einbeziehen. Aber Zwang? - Wir hatten

doch so lange Zwang...

àRichtlinien sind eigentlich

LÅndersacheÇ

pro familia magazin: Im Einigungsver-

trag steht, daç àflÅchendeckendÇ ein breites

Beratungsangebot eingerichtet werden soll.

Der Bund hat FÄrderrichtlinien herausgege-

ben, nach denen er die Finanzierung nur bis

Ende 1990 Übernehmen wollte. Jetzt sollen

die LÅnder mit herangezogen werden. Ha-

ben Sie schon eine erste ébersicht? Auch

hinsichtlich der nichtkirchlichen TrÅger wie

zum Beispiel der Gesellschaft àEhe und Fa-

milieÇ, die mit Pro Familia kooperiert, ei-

nem Verband also, der sich eindeutig gegen

die jetzige Regelung in der frÜheren Bun-

desrepublik ausspricht und daher in konser-

vativen westlichen LÅndern Schwierigkei-

ten hat?

Hildebrandt: Das Problem ist, daç am 3.

10. 1990, als die neuen BundeslÅnder noch

gar nicht existierten, àRichtlinien fÜr

SchwangerschaftsberatungsstellenÇ fÜr un-

ser Gebiet erlassen wurden.

Solche Richtlinien zu machen, ist eigent-

lich LÅndersache. Als das Ziel der Beratung

wurde der Schutz des ungeborenen Lebens

und die, wie es heiçt àverfassungskonforme

BewÅltigung von KonfliktsituationenÇ defi-

niert. Damit wird die Zweijahresfrist fÜr die

Fristenregelung unterlaufen und ein neues

Gesetz prÅjudiziert. Gegen diese Richtlinie

ist von verschiedenen Seiten, natÜrlich auch

von mir, Einspruch erhoben worden.

pro familia magazin: Vor allem die katho-

lische Kirche, die ja den Schwangerschafts-

abbruch ablehnt, ist dabei, ihr Netz an Be-

ratungsstellen auszubauen. Viele Frauen

wollen doch aber eine Überkonfessionelle

Beratung.

Hildebrandt: Wir sind hier in Branden-

burg, da sehe ich keine Schwierigkeiten. Im

SÜden sieht es anders aus. In den katholisch

geprÅgten Gebieten ist klar, daç die Fristen-

regelung problematisch ist. Wir machen ja



in den neuen BundeslÅndern immer alles be-

sonders perfekt: FrÜher waren wir besonders
rot, jetzt sind wir besonders schwarz. Das ist
manchmal erschreckend. Ich habe es in der

Volkskammer mit der DSU erlebt. Wenn Sie

deren Abgeordnete zu diesem Thema haben

reden hÄren, dann hatten Sie das GefÜhl,

das kÄnnen keine Menschen sein, die 40

Jahre im DDR-Gebiet gelebt haben.

pro familia magazin: Beratung beginnt ja

schon frÜher, beispielsweise als Sexualerzie-

hung in der Schule. Wie sah das bisher bei

Ihnen aus?

Hildebrandt: Das war lehrplanmÅçig vor-

gesehen, aber ist nicht immer mit den ent-

sprechenden Sinninhalten gefÜllt. Mir ist es

ein Anliegen, daç auch die ethischen Fra-

gen damit verbunden werden. Die Vermitt-

lung der biologischen Sachverhalte ist die

eine Sache, die Vermittlung des verantwort-

lichen Umgangs miteinander ist eine an-

dere. Ich glaube, das zweite ist bisher nicht

Überzeugend passiert. Ich denke, daç der

Umbruch, der unsere Schulen erfaçt hat, da

noch viel leisten muç.

pro familia magazin: Und wie sieht es mit

Beratung fÜr Jugendliche und Erwachsene

auçerhalb der Schule aus? Im Gebiet der

frÜheren Bundesrepublik gibt es ja ein sehr

differenziertes Beratungsangebot fÜr alle

Lebenslagen. Man versucht, mÄglichst vie-

len individuellen Fragen gerecht zu werden.

Beziehungsprobleme, SexualstÄrungen und

Partnerschaft nehmen groçen Raum ein.

Gibt es diesen Bedarf auch in den neuen

LÅndern?

Hildebrandt: NatÜrlich ist ein Bedarf da.

Wir hatten ja Familienplanungs-, Partner-

schafts- und Sexualberatungsstellen. Aber

die liefen oft so nebenbei mit und lÄsen sich

leider derzeit im Zuge der unsicheren Ent-

wicklung des Gesundheitswesens teilweise

àVon jener Abgehobenheit, auch Welt-

fremdheit, die westliche Politiker mit Ge-

nuç an den Tag legen, ist bei ihr rein gar

nichts zu spÜren. Da kommt alles aus dem

Bauch, aus dem GefÜhl... Ç So ein Ein-

druck der Hannoverschen Allgemeinen Zei-

tung, den wir in der persÄnlichen Begeg-

nung bestÅtigt fanden. Nicht weniger als 14

Termine an einem Tag hatte Regine Hilde-

brandt, Arbeits- und Sozialministerin des

Landes Brandenburg, bereits hinter sich ge-

bracht, als sie uns in ihrem Amtszimmer im

Potsdamer Landtag empfing. Spontan,

herzlich, ohne Zuarbeiter, der ihr å wie bei

westlichen Bundesministern Üblich å die

vorgefertigten Antworten auf die vorher

eingereichten Fragen dezent zuschiebt ....

49 Jahre alt ist die gelernte Biologin und

Sozialdemokratin im Kabinett Manfred

Stolpes. Auch wenn sie manchmal die Ver-

zweiflung packen kÄnnte angesichts der

ganzen Umstellungsschwierigkeiten ihrer

Landsleute und all der ungelÄsten Fragen,

so scheint doch Untergangsprophetie nicht

Sache der engagierten Christin zu sein. 40

Jahre lang haben ihr Mann, lange Zeit Lek-

tor der Evangelischen Verlagsanstalt, und

sie sich der offiziellen DDR-Politik verwei-

gert. Die drei Kinder wurden nicht in den

Wehrkundeunterricht geschickt; stattdessen

hat die Familie mit BÜrgerbewegungen vor

der Volkskammer àDiese Kammer, welch

ein JammerÇ skandiert. KÅmpfen - das hat

Regine Hildebrandt gelernt. Berliner

Schnauze und Herz: in Regine Hildebrandt

vereinigt sich beides. Das macht sie sympa-

thisch und Überzeugend. LN: Fotos: Joachim

auf. In Brandenburg sind aber immerhin 17

Beratungsstellen von den Kommunen Über-

nommen worden. Trotzdem, da ist Hand-

lungsbedarf.

pro familia magazin:Wir hÄren von Bera-

terinnen und Beratern, die arbeitslos wer-

den. Wie steht es um deren Qualifikation

fÜr neu zu schaffende Beratungseinrichtun-

gen?

àDen DDR-BÜrgern wurde ein

System ÜbergestÜlpt, in das sie

eigentlich nicht passen.Ç

Hildebrandt: Da mÜssen wir etwas tun.

Umschulung und Weiterbildung sind auch

fÜr diese Berufe wichtig. Die Qualifizierung

der bisherigen FÜrsorger zu Sozialarbeitern

ist ein konkretes Projekt. Die Ausbildungs-

palette reicht aber nicht aus. Da wird es

ébergangslÄsungen geben mÜssen. Bitte

bedenken Sie, daç die DDR-BÜrger immer

mehr spÜren, daç ihnen ein System Überge-

stÜlpt wurde, in das sie eigentlich nicht pas-

sen. Das gilt auch fÜr die Ausbildung. Viele

bisherige Ausbildungen werden nicht aner-

kannt, weil sie nicht in das westliche

Schema passen.

pro familia magazin: Wenn man Ihre Pro-

bleme so hÄrt, kÄnnte man das Beratungs-

angebot im Westen z.B. fÜr SexualstÄrun-

gen als Hilfe fÜr àLuxus-NÄteÇ bezeichnen?

Hildebrandt: Genau so ist es. Wir hatten

neulich eine Zusammenkunft mit Experten

und Frauengruppen aus den westlichen

LÅndern. Und da ist mir ganz deutlich ge-

worden, daç die Terminologien oft nicht

stimmen. Vieles verstehen wir ganz anders.

Wenn man bei uns von Beratung spricht,

meint man ganz handfeste Hilfen fÜr den

tÅglichen Bedarf. In den westlichen LÅn-

dern scheint es ein ausgefeiltes System fÜr

die unterschiedlichsten àKomplexeÇ zu ge-

ben, die 20 Jahre Zeit hatten, sich flÅchen-

deckend auszubreiten.

Wir befinden uns momentan im Grobra-

ster und mÜssen nun sehen, wie wir in die

Feinheiten kommen. Das braucht seine Zeit

und auch VerstÅndnis. Wir mÜssen noch viel

Geduld miteinander haben. Wie auf allen

Gebieten sehe ich auch hier, daç wir zusam-

menwachsen kÄnnen, wenn man im Alltag

mehr Kontakte hat. Und zwar nicht nur mal

mit einem Besuch irgendwann und ir

gendwo, sondern vor Ort, damit gegenseiti-

ges Vertrauen und VerstÅndnis wachsen kÄn-

nen. Dann wird es ja vielleicht irgendwann

solche Formulierungen wie àwachsende Er-

werbsneigung der Frauen im Beitrittsge-

bietÇ nicht mehr geben.



Noch bevor Frau Bundesministerin Lehr

mit dem 3. Oktober 1990 vorÜbergehend

auch meine Ministerin wurde, war sie mir

im Sommer letzten Jahres allein durch ei-

nen einzigen Satz Åuçerst unangenehm auf-

gefallen: sinngemÅç Åuçerte sie, daç die

Frauen in der DDR nun die MÄglichkeit

hÅtten, sich zu entscheiden, ob sie arbeiten

gehen mÄchten oder nicht. Wollte man uns

da verspotten? Offener Hohn von Frau zu

Frau sozusagen? Oder meinte diese Frau es

wirklich ernst? Kann der blinde Glaube an

die eigene D-Mark so allmÅchtig sein, daç

er eine Ministerin blind macht fÜr RealitÅ-

ten und ein anderes Selbstbewuçtsein der

Frauen hier?

In meiner Verwandtschaft sind alle

Frauen im Alter zwischen 55 und 60 Jahren

im Vorruhestand. Ihnen wurde die angeprie-

sene Entscheidung abgenommen, sie hatten

nicht mehr zu entscheiden. Die KindergÅrt-

nerin spielt jetzt nur noch mit den eigenen

Enkeln, die KÜchenkraft eines Altenburger

Feierabendheimes teilt nur noch zu Hause

das Essen aus, die Arbeiterin der Branden-

burger Sauerkrautfabrik kann jetzt

schnieke verpacktes Sauerkraut aus West-

Germany kaufen, und die Lehrerin aus

Magdeburg darf nur noch zwei Stunden in

der Woche eine SchÜlerarbeitsgemeinschaft

fÜhren, mehr nicht!

Frauen, die der Familie wegen oder aus

anderen GrÜnden teilweise oder ganz zu

Hause bleiben wollten, taten dies auch be-

reits zu alten DDR-Zeiten, wenn auch fi-

nanziell mit nur einem Einkommen keine

groçen SprÜnge mÄglich waren. Die MÄg-

lichkeit der Teilzeitarbeit war gering, aber

das soll in der alten BRD bisher nicht viel

anders gewesen sein. Meine Wahl zwischen

den MÄglichkeiten àHausfrau/MutterÇ oder

àMutter und berufstÅtigÇ wÅre immer zu-

gunsten der letzteren ausgefallen. Wer alles

will, macht aber nicht alles richtig. So quÅlt

mich als Mutter mein schlechtes Gewissen,

weil meine Tochter den ganzen Tag in der

Kindereinrichtung ist. War ich wegen

Krankheit des Kindes aber Über lÅngere

Zeit zu Hause, bekam ich Gewissensbisse,

Ute Schildt

Dieser Beitrag einer 28jÅhrigen wis-

senschaftlichen Bibliothekarin aus

Magdeburg macht deutlich, wie tief-

greifend die VerÅnderungen in der frÜ-

heren DDR nicht nur Åuçere Lebens-

bedingungen beeinflussen, sondern be-

sonders bei Frauen Verletzungen her-

vorrufen. MÄglicherweise ist dies eine

vorÜbergehende Phase, nicht zuletzt

verursacht durch mangelndes EinfÜh-

lungsvermÄgen westlicher Politiker(in-

nen) und Medien. Die Autorin lÅçt of-

fen, wie sich ihr Lebensbild in der

neuen Republik endgÜltig àordnenÇ

wird, denn zum Schluç drÜckt sie aus,
daç sie es so wie vor der Wende vom

Herbst 1989 auch nicht haben mÄchte.

Die Trauer Über das àwieÇ des deut-

schen Zusammenschlusses mischt sich
mit dem Vorsatz, auch unter neuen Be-

dingungen das erworbene Selbstwert-

gefÜhl zu erhalten oder zu erkÅmpfen.

Ein Stimmungsbild, das viele àSchwe-

sternÇ in der frÜheren BRD zur Soli-

daritÅt und zu einem einfÜhlsamen

Umgang veranlassen sollte.

weil die Arbeit im Betrieb liegenblieb oder

von den Kolleginnen mitgemacht werden

muçte. Nur die Hausfrau in mir hat keine

Sorgen, wenn einmal nicht unbedingt nÄ-

tige Arbeit lÅngere Zeit liegenbleibt.

In den Nachrichten hÄrte ich vor einiger

Zeit von dem Untersuchungsergebnis zur

Gleichberechtigung der Frauen in der ehe-

maligen DDR. So wurden wir um 25 bis 30

Prozent schlechter bezahlt als die MÅnner

und bekamen meist nur untergeordnete und

unbedeutende Posten. Das mag alles stim-

men und ist schlimm genug. Und dennoch

wuçte ich immer, daç es mir mÄglich wÅre,

auch allein mit meiner Tochter leben zu kÄn-

nen. Mein Mann verdient zwar mehr als

ich, aber abhÅngig von seinem Verdienst

war ich nie. Kinderkrippe, Kindergarten so-

wie die gesetzliche Regelung bei Krankheit

des Kindes (durch die so mancher Chef

wohl mehr als einmal ins Schwitzen kam),

haben mir meine Arbeit ermÄglicht.

Ein Bekannter meinte im Mai 1990 noch

scherzhaft, durch die momentane Entwick-

lung kÄnnen die MÅnner endlich wieder un-

ter ihren Tischen zu Hause hervorkommen.

So richtig lachen konnte ich aber nicht dar-

Über. Wirtschaftliche AbhÅngigkeit knackt

sicher auch das uns Ex-DDR-Frauen von

verschiedenen Seiten bestÅtigte Selbstwert-

gefÜhl an.

à8218 å der war fÜr uns

so weit weg ...Ç

Das neue Scheidungsrecht sichert

Frauen, sofern ihr Einkommen geringer ist,

zwar besser ab, aber so recht begeistern

kann ich mich darÜber nicht. In der neuen

Gesellschaft ist diese Unterhaltspflicht aber

bestimmt ein nicht zu unterschÅtzender Ge-

winn, den ich in seiner Bedeutung noch

nicht erfassen kann. Aber warum dieses ver-

ordnete Trennungsjahr? Abgesehen davon,

daç die praktische Umsetzung dieser Rege-

lung schon am fehlenden Wohnraum schei-

tern wÜrde: wenn Ehepaare aber zusam-

menbleiben, weil sie getrennt lebend beide

zum Sozialfall werden wÜrden, dann

mÄchte ich nicht wissen, was sich in solch ei-

ner Ehe fÜr Szenen abspielen. Dann hat so

manche Ehe neben der amtlich bestÅtigten

freiwilligen Gemeinschaft auch noch den

Touch einer Zwangsgemeinschaft aus wirt-

schaftlichen ErwÅgungen. Es ist mir unvor-

stellbar, wie man so leben kann.

Andere ènderungen im Leben kann ich

gelassener hinnehmen. Die Pille muç ich

jetzt selbst bezahlen. DafÜr sind Sterilisatio-

nen nicht mehr genehmigungspflichtig. So
umstritten diese Operation als Mittel der

SchwangerschaftsverhÜtung auch ist, so

kann doch nun jeder fÜr sich entscheiden.

ÇOb aber die D-Mark-WÅhler im MÅrz

1990 auch bedacht haben, daç der $218 fÜr
uns noch einmal aktuell werden kÄnnte?

Als in Memmingen der Prozeç gegen den



Frauenarzt Dr. Theissen stattfand, interes-

sierte mich dies sehr. Und wie wirklichkeits-

fern mir die Geschehnisse vorkamen! Prak-

tiziertes modernes Mittelalter im damals

noch so fernen Bayern. Wie leicht lieç sich

der Prozeç dort verfolgen, wenn man im

àWarmenÇ saç und wuçte, daç man in der

DDR solche Probleme nicht mehr kennt.

Aber die Situation hat sich sehr schnell ge-

Åndert. Memmingen kÄnnte sich schon bald

auch in ThÜringen oder Sachen wiederho-

len.

Ich persÄnlich bin zu spÅt aufgewacht. Es

schien mir einfach unmÄglich, weil unge-

heuerlich, die Herren Politiker kÄnnten ver-

suchen, fÜr ganz Deutschland den lange

umstrittenen Paragraphen 218 der Bundes-

republik gelten zu lassen. Die anfÅnglichen

Diskussionen zum Thema haben mich des-

halb auch wenig bewegt. Wie konnte ich

auch ahnen, daç Politiker sich solchen

Schwachsinn wie àWohnortregelungÇ einfal-

len lassen! Die inzwischen gefundene éber-

gangsregelung nach dem àTatort(!)Ç-prinzip

befriedigt mich natÜrlich auch nicht. Was

fÜr ein Gesetz in der ébergangszeit aber

auch gebastelt wird, wir dÜrfen keinesfalls

still abwarten å soviel habe ich inzwischen

gelernt.

àMein Selbstbewuçtsein lasse ich

mir nicht kaputtverdummenÇ

Es wird spÅter Statistiken geben Über die

Anzahl der geborenen Kinder, und auch die

Zahl der Schwangerschaftsunterbrechun-

gen wird erfaçt sein. Keiner weiç aber, wie-

viele Kinder eigentlich noch àgeplantÇ wa-

ren und wegen der groçen Unsicherheit

Über das Kommende nicht geboren werden.

Unser zweites gehÄrt zunÅchst einmal dazu.

Und dann sehe ich Reklame im Ost-Fern-

sehen. Schon viele Male gesehene Spots re-

gen mich wegen ihrer DÜmmlichkeit plÄtz-

lich auf, weil å und das ist vÄllig neu -jetzt

auch ich angesprochen werden soll. Ich

fÜhle mich beleidigt durch die NaivitÅt. Was

meine Mutter durch ihre Erziehung bei mir

nicht geschafft hat, will die Werbung jetzt

nachholen: alles soll endlich sauber, hygie-

nisch und rein werden. Die Wende im Frau-

enbild ist einfach zu groç. Von der sozialisti-

schen FrauenpersÄnlichkeit, die im Durch-

schnitt 2 Kinder hat und sich so nebenbei

im Fernstudium qualifiziert, wendete sich

das offizielle Bild zur betont glÜcklichen

Hausfrau, die das Problem hat, noch immer

nicht das richtige SpÜlmittel gefunden zu

haben. Ich muç wohl ganz schnell lernen,

keine Aufregung mehr an solche Sachen zu

verschwenden. Mein Selbstbewuçtsein

lasse ich mir jedenfalls nicht kaputtverdum-

men.

Die Zeit der Wende hat mir persÄnlich

auch gezeigt, daç es mit meinem Toleranz-

vermÄgen nicht allzuweit her war. Ich muç

mich plÄtzlich Meinungen gegenÜber in To-

leranz Üben, mit denen ich vorher nicht

konfrontiert wurde.

Als die ersten àBildÇ-Zeitungen in mei-

ner Kaufhalle auftauchten, war ich noch op-

timistisch. Naja, einmal reingucken muç

wohl jeder mal, um den Schund dann in Zu-

kunft souverÅn liegen zu lassen. Aber

warum sollten wir auch schlauer sein als un-

sere BrÜder und Schwestern im Westen? Es

dauerte nicht lange, und das Regal mit den

DDR-Zeitschriften verschwand aus der

Kaufhalle. Und wie ernst zu nehmen die

neue Informationsfreiheit war, zeigte sich

mir endgÜltig, als eine von mir geschÅtzte

Bekannte ernsthaft versicherte, daç àBild

am SonntagÇ mit den vielen Extra-Rubri-

ken wie Frauen, Hobby, Ratgeber und

Sport im Preis noch besser kÅme, als wÜrde

man sich einzelne Zeitschriften zu diesen

Themen kaufen.

àBananengeil und doof?Ç

Andere fÜr mich neue Presseerzeugnisse

machten mir schwer zu schaffen. Nach dem

Lesen des àSpiegelsÇ etwa brauchte ich min-

destens 2 Stunden Zeit oder ein aufbauen-

des GesprÅch mit guten Freunden, um als

DDR-Mensch noch mein Spiegelbild ertra-

gen zu kÄnnen. Doof sollen wir sein, runter-

gewirtschaftet ist alles, Äkologisch tot so-

wieso, geknechtet, gebÜckt, pornohungrig,

bananengeil und - vor allem å unfÅhig, al-

lein aus der Scheiçe zu kommen. In den Ar-

tikeln suchte ich fÄrmlich nach Dingen,

Kleinigkeiten nur, die nach meinem Wissen

einwandfrei falsch waren, was halt nur ein

Ostler wissen kann. Daç ich sie fand, Ån-

derte am Gesamtbild nicht viel. Im Fernse-

hen konnte nicht oft genug gezeigt werden,

wie DDRler Über ferne Grenzen rennen

oder ihre BotschaftszÅune heben. Nur ein

einziger Journalist hat einmal im Nachhin-

ein angemerkt, daç man zu dieser Zeit

nicht die TrÅnen der Hiergebliebenen ge-

zeigt hat, die aber auch zu diesen Bildern

gehÄrten. Und es waren ja nicht nur Rote,

die damals heulten.

Eine Rentnerin aus meinem Haus fragte

mich damals, ob es den Jungen denn wirk-

lich so schlecht geht, daç sie ihren Kindern

solche ungewissen und furchtbaren Bedin-

gungen wie in Prag zumuten. Wie sollte eine

Frau, die nach dem Krieg drei Kinder allein

durchbringen muçte, der Mann war in Ge-

fangenschaft, wie sollte sie auch verstehen

kÄnnen, wenn ich das nicht einmal ganz ver-

stand. Fast geweint hat diese Frau aber Wo-

chen spÅter, als es um die Kinder ging, die

von ihren Eltern in der DDR zurÜckgelas-

sen worden waren, weil sie beim Weg Über

die Grenze oder beim neuen Anfang stÄr-

ten.

Keine Frage, ich bin ein Kind dieses nicht

mehr existierenden Landes DDR. Ich kann

nicht stolz behaupten, schon immer alles ge-

wuçt zu haben. Ich gehÄrte nicht zu den We-

nigen, die bei der Wahl 1989 ihr Amen ver-

weigerten. Wenn eine Akte bei der Stasi exi-

stiert, dann nicht wegen politischer Unter-

grundaktivitÅten, sondern weil mein Mann

einmal fÜr drei Monate beruflich nach Grie-

chenland fahren konnte. Der SED habe ich

mich nicht deshalb verweigert, weil ich den

real existierenden Sozialismus durch-

schaute, sondern weil ich einfach meine

Ruhe haben wollte und diese Parteidisziplin

mit ihrer scheinheiligen Moral, dieser Ver-

sammlungshorror und die Schmeicheleien

meine Dinge nicht sind. Wenn es Unter-

schiede in Meinung und Anschauung zu

Themen gibt, zwischen frÜher und heute, so

frage ich mich vorsichtig, ob das das Ergeb-

nis eines Lernprozesses oder meines eige-

nen Wendehalses ist. Einfach furchtbar, wie

schnell jetzt einer den anderen beschuldigt,

frÜher so oder so gewesen zu sein und sich

selbst nicht befragt.

àMan zeigt uns schon wieder,

wo es langgeht ...Ç

In manchen Dingen scheint mir die De-

mokratie schon wieder eine Linie vorzuge-

ben, nur eben in einer ganz anderen Rich-

tung. Man gratuliert uns zur neugewonne-

nen Freiheit und zu der jungen Demokra-

tie, um uns dann aber zu zeigen, wo es lang-

geht.

Ich habe so meine Schwierigkeiten mit

dem Wechsel der Gesellschaften, und meine

neue IdentitÅt als BundesbÜrger greift noch

nicht tief. Wann das hÜben-drÜben, wir-ihr,

Ossi-Wessi zu einem wir und uns werden

wird, nicht nur in meinem Kopf, sondern

auch in der RealitÅt, kann ich nicht sagen.

Wenn ich aber gar nicht mehr weiç, ob ich

Über die momentane Entwicklung noch

froh sein kann, genÜgt eine normale Tages-

zeitung vom September 1989 (also vor der

Wende), die von mir bewuçt aufbewahrt

wird, um dann plÄtzlich doch wieder froh zu

sein, daç es s00000000 nicht mehr ist.

Ute Schild, 28

Jahre, Bibliothekarin
in der Medizinischen
Akademie Magde-

burg, verheiratet, 1

Tochter.



Bis Anfang November 1989 galt die Frau-

enfrage in der DDR offiziell als gelÄst.

Frauenforschung, die anderes im Blick

hatte, kam nicht Über die private Schublade

hinaus; oder aber sie verschwand in den

PanzerschrÅnken offizieller Instanzen und

blieb ein wohlgehÜtetes Geheimnis.

Aus amtlicher Sicht war die DDR-Frau

verheiratet, voll berufstÅtig, gut ausgebil-

det, gesellschaftlich aktiv und versorgte ih-

ren Mann und (mindestens) 2 Kinder. Da-

mit galt sie als gleichberechtigt. Ein Leit-

bild, das von vielen angenommen und tief

verinnerlicht wurde. Von MÅnnern und

Frauen

Und dann: ein offener Brief, geschrieben

Anfang November!

Geht die Erneuerung an

uns Frauen vorbei?

In dem jetzt in Gang gekommenen Dialog

spielen die Interessen von Frauen bislang

keine Rolle. In unserer Gesellschaft existiert

kein Äffentliches Bewuçtsein Über die reale

Lage der Frauen und ihres weitgehenden

Ausschlusses aus den wichtigsten Entschei-

dungsbereichen der staatlichen und politi-

schen Macht. Reformen werden nur dann

Erfolg haben, wenn die Interessen der weib-

lichen HÅlfte unserer Gesellschaft wahrge-

nommen und berÜcksichtigt werden. Das

mÜssen in erster Linie Frauen selbst in Gang

bringen und mit allen gemeinsam durchset-

zen. Dazu bedarfes konkreter Interessenver-

tretungen, demokratischer Organisationsfor-

men und -strukturen, die den Frauen Macht-

und Entscheidungsbefugnisse geben.

Wir fordern, daç auf dem anstehenden

Plenum des ZK der SED diese Fragen auf

die Tagesordnung kommen und bei der kon-

zeptionellen Vorbereitung des XIl.Parteita-

ges der SED wie auch bei der VerÅnderung

politischer und staatlicher Strukturen grund-

sÅtzlich mitbedacht werden.

Auf der Grundlage der bereits geschaffe-

nen Bedingungen fÜr Frauen stehen unseres

Erachtens kurzfristig folgende Aufgaben zur

Entscheidung an:

å Quotierung, das heiçt gleiche Anteile von

Frau und Mann an Funktionen und èm-

tern in Staat, Politik, Wirtschaft und Wis-

senschaft und Schaffung entsprechender

Arbeits- und Lebensbedingungen,;

å Umgestaltung im Staatsapparat, in Par-

teien, in der Gewerkschaft und den gesell-

schaftlichen Organisationen in der Weise,

daç spezielle Bedingungen, BedÜrfnisse

und Interessen von Frauen artikuliert und

durchgesetzt werden kÄnnen, zum Bei-

spiel durch Frauenabteilungen und -kom-

missionen mit entsprechenden Macht-

und Entscheidungsbefugnissen;

å Neuprofilierung des Demokratischen

Frauenbundes Deutschlands (DFD) und/

oder Zulassung einer selbstÅndigen Frau-

enbewegung, die die Interessen der

Frauen in allen Bereichen ihres Lebens er-

façt;

å Bildung eines Ausschusses fÜr Frauenfra-

gen in der Volkskammer und eines Gre-

miums auf hÄchster Regierungsebene;

å FÄrderung der AktivitÅten von Frauen,

sich eigene LebensrÅume zu schaffen

(Medien, Klubs u.Å);

å der vorrangigen Zuschreibung der Fami-

lienaufgaben an Frauen ist durch Orien-

tierung auf Vereinbarkeit von BerufstÅtig-

keit und Elternschaft und ènderung der.

entsprechenden sozialpolitischen Maç-

nahmen, die VÅter bisher nur bedingt

daran beteiligten, entgegenzuwirken;

å das System der Dienstleistungen und Ver-

sorgung, der Kinderbetreuung und des Äf-
fentlichen Nahverkehrs ist qualitativ zu
verbessern, und territoriale Unterschiede

sind abzubauen.

Wir sind bereit, unsere Vorstellungen, die

Ergebnisse unserer wissenschaftlichen Arbei-

ten und unsere VorschlÅge Äffentlich zur Dis-

kussion zu stellen.

Unterzeichnet hatten diesen Brief Journalistin-
nen der DDR-Frauenzeitschrift FÜr Dich und
namhafte Frauenforscherinnen des Landes: Prof.
Dr. sc. Irene DÄlling, Prof. Dr. sc. Gisela Ehr-
hardt, Dr. Jutta Gysi, Dr. sc. Ute Kretzschmar,
Dr. sc. Hildegard Maria Nickel, D. Uta RÄth, Dr.
Eva SchÅfer.

Es geht ums Ganze

Seitdem wir den Brief geschrieben ha-

ben, gingen etliche Monate ins Land. Und

nun fragen wir: Wie mÜçten wir ihn heute

formulieren? Welche Forderungen fÜr

Frauen stehen heute auf derTagesordnung?

WofÜr mÜssen wir selbst Entscheidendes

tun? Keine unserer damaligen Forderungen

wÜrden wir heute zurÜcknehmen. Doch es

kÅmen viele hinzu. Das Entscheidende ist,

daç im Prozeç der deutsch-deutschen Ver-

einigung verlorenging, was sich Frauen in

beiden deutschen Staaten geschaffen ha-

ben, was darÜber hinaus an feministischen

Alternativen entwickelt wurde. Doch

Briefes

dies wÅre bereits der Anfang fÜr ein neues

Buch. FÜr besonders wichtig erachten wir:

@ Alles, was das Recht der Frau auf Be-

rufstÅtigkeit fÄrdert. Also gleichen Lohn fÜr

gleichwertige Arbeit; Quotierung fÜr

Frauen und MÅnner in allen Bereichen (was

bedeuten wÜrde: mehr Frauen in Hochtech-

nologien, mehr MÅnner in soziale Berufe)

einschlieçlich der besonderen FÄrderung

von Frauen und MÅdchen; rechtliche und

soziale Absicherung jeglicher Erwerbsar-

beit; bedÜrfnisgerechte Arbeitszeiten im In-

teresse der ArbeitnehmerInnen mit Kind/

ern, vor allem aber Reduzierung der Ge-

samtarbeitszeit; rechtzeitige staatliche bzw.

kommunal finanzierte Umschulungs- und

Weiterbildungsprogramme fÜr Frauen und

MÅnner.

ã Bedingungen fÜr wirkliche Wahlfrei-

heit schaffen å fÜr beide Geschlechter.

Dazu gehÄrt die gesellschaftliche Anerken-

nung jeglicher Form von notwendiger Ar-

beit, im Beruf und fÜr die Familie.

@ Alles, was den Kindern zugute kommt.

Bezahlte Erziehungszeiten fÜr biologische

und soziale MÜtter und VÅter, staatliche und

kommunal subventionierte Netze von Ein-

richtungen zur Kinderbetreuung in unter-

schiedlicher Art und hoher QualitÅt. Abbau

traditioneller Rollenklischees in der Erzie-

hung von MÅdchen und Jungen, chancen-

gleiche Ausbildung und beruflicher Einsatz

von TÄchtern und SÄhnen. Das schlieçt die

besondere FÄrderung von MÅdchen ein, um

bisherige Defizite aufzuholen.

@ Recht auf selbstbestimmte Schwanger-

schaft, auf kostenlose Beratungsangebote,

VerhÜtung und Schwangerschaftsabbruch

ohne Diskriminierungen

@ Gleichzeitig ein gesellschaftliches Um-

feld, das frauen-, mÅnner- und kinder-

freundlich ist.

rung jeglicher Lebensformen.

@ Soziale Absicherung besonders von Al-

leinerziehenden und RentnerInnen, die Er-

mÄglichung eines wÜrdigen Alterns.

Sicherlich kÄnnten und sollten diese For-

derungen erweitert werden. Nur mÜssen

das Frauen selber tun. Und vor allem mÜç-

ten sie auch selbst durchsetzen, was sie wol-

len. Gemeinsam mit allen. Heute kÄnnen

dies die Frauen in der ehemali-
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gen DDR nicht mehr allein fÜr ihr Territo-
rium lÄsen. Dies geht nur gemeinsam mit
ihren Schwestern im westlichen Teil des
Landes. Vielleicht gelingt es dann, daç aus

einem einig deutschen Vaterland auch ein

Mutterland wird.

Aus: Gislinde Schwarz / Christine Zenner (Hg.): DDR-
Frauen im Aufbruch - Wir wollen mehr als ein àVater-
landÇ. Rowohlt, Reinbek 1990. 158 Seiten, DM9,80.

FrauenhÅuser

auch im Osten

Die Finanzierung von FrauenhÅusern

sollte durch eine Novelle des Bundessozial-

hilfe-Gesetzes (BSHG) gesichert werden.

Es sei àdringend erforderlichÇ, Kreise und

Kommunen per Gesetz zu verpflichten, sich

finanziell an den FrauenhÅusern zu beteili-

gen, meint Irene Schlempp, Vorsitzende der

àArbeitsgemeinschaft Deutscher Frauen-

und KinderschutzhÅuserÇ wÅhrend einer

Bundestagung der Arbeitsgemeinschaft, in

der 32 von WohlfahrtsverbÅnden oder freien

TrÅgern unterhaltene FrauenhÅuser zusam-

mengeschlossen sind, an der erstmals auch

ostdeutsche Frauen teilnahmen. Gewalt ge-

gen Frauen sei im Sozialismus ein Tabu-

Thema gewesen, berichteten sie. Erst jetzt

grÜndeten sich auch dort FrauenhÅuser: Im

Ostteil Berlins gebe es bereits eines; wei-

tere wÜrden in KÜrze in Dresden, Potsdam,

Frankfurt/Oder, Potsdam, Magdeburg, GÄr-

litz und Gera eingerichtet.

Der Einigungsvertrag zwischen den

ehemals beiden selbstÅndigen deut-

schen Staaten sieht vor, daç bis spÅte-

stens Ende 1992 auf dem Gebiet der

frÜheren DDR die Fristenregelung

gilt, in der frÜheren Bundesrepublik

das bisherige Indikationsmodell ge-

mÅç $218/219. Dem neuen Bundestag

obliegt es, eine neue Regelung fÜr das

gesamte Bundesgebiet zu finden. Zu-

gleich sieht der Einigungsvertrag die
Einrichtung eines flÅchendeckenden

Netzes von Beratungsstellen im. Gebiet

der neuen fÜnf LÅnder vor. Die dafÜr

entworfenen Richtlinien werfen aller-
dings mehrere Fragen auf.

Bereits zu Beginn ist zu lesen, es sei àZiel

der Beratung, den Schutz vorgeburtlichen

Lebens und die verfassungskonforme Be-

wÅltigung von Konfliktsituationen Frauen

durch Beratung und soziale Hilfe besser zu

gewÅhrleisten.Ç

Diese Formulierung wirft die Frage auf,

was àverfassungskonformÇ ist. Bekanntlich

ist die im alten Bundesgebiet 1974 parla-

Das Leipziger Zentralinstitut fÜr Jugend-

forschung (ZIJ) steht vor dem Aus. Ab Ja-

nuar haben gut fÜnf Dutzend Soziologen

des Instituts keine Arbeit mehr, weil der

Geldgeber fehlt. Zwar konnte die bereits

zum Beitrittstag im Oktober angedrohte

Schlieçung um fast ein Vierteljahr hinausge-

zÄgert werden, àmehr war jedoch nicht

drinÇ, betonte Institutsdirektor Walter

Friedrich in einem dpa-GesprÅch.

Das vor 25 Jahren gegrÜndete ZIJ steht

nicht auf der Liste erhaltenswerter Einrich-

tungen im Einigungsvertrag. Ex-Ministerin

Cordula Schubert (CDU), in der letzten

DDR-Regierung fÜr Jugend und Sport zu-

stÅndig, wollte àVorbelastetesÇ nicht lÅnger

subventionieren und setzte sich nicht fÜr

das ZIJ ein, kritisiert Friedrich.

Seit 1966 kÅmpfte das Institut, das insge-

samt etwa 500 groçe Studien zu Jugendpro-

blemen erarbeitete, fast stÅndig ums éber-

leben. Auch in der èra Honecker sei es

eher miçliebig und geduldet denn gefÄrdert

und beliebt gewesen, so der Institutschef.

Vor lauter Argwohn seien die Forschungser-

gebnisse å etwa zu Kultur- und Freizeitbe-

dÜrfnissen, zu Entwicklungswegen von

SchÜlern, Lehrlingen und Studenten, zur

Jugendkriminologie sowie zum Partner-

und Familienbereich - einschlieçlich Sex å

unter Verschluç geblieben.

Nach den bisherigen PlÅnen wird das

Deutsche Jugendinstitut MÜnchen (DIJ) 18

der bislang 80 Mitarbeiter des Leipziger In-

stituts Übernehmen. Zwei sogenannte

LÅngsschnittstudien werden fortgefÜhrt,

um die Jugendentwicklung vor und nach

der àWendeÇ zu beobachten. (dpa)

mentarisch beschlossene Fristenregelung

nach Auffassung der Verfassungsgerichts-

mehrheit nicht verfassungskonform. Der

Einigungsvertrag hat allerdings nach Mei-

nung vieler ebenfalls Verfassungsrang, weil

er in beiden Parlamenten mit Zweidrittel-

mehrheiten verabschiedet wurde. Danach

steht auf dem Gebiet der frÜheren DDR ein

Ausbau von Stellen zur freiwilligen Bera-

tung an. Einrichtungen fÜr eine Zwangsbe-

ratung bedarf es nicht, denn im gleichen

Vertrag ist die Fristenregelung in den neuen

BundeslÅndern ohne Zwangsberatung fest-

geschrieben. Liest man den Text der FÄrder-

richtlinien genau, dann scheint es nicht ab-

wegig zu sein, wenn der Bundesverband der

Pro Familia in einer PresseerklÅrung arg-

wÄhnt, das Beratungsgesetz, das im frÜhe-

ren Bundesgebiet gescheitert ist, solle

durch die àHintertÜrÇ via DDR nun noch

eingefÜhrt werden. In (Ost)-Berlin wurde

noch vom DDR-Ministerium fÜr Familie

und Frauen ein Referat àSchutz des unge-

borenen LebensÇ eingerichtet, das nun dem

Bundesministerium fÜr Jugend, Familie,

Frauen und Gesundheit in Bonn unterstellt

ist.

Die Richtlinien stoçen auf scharfe Kritik.

Sprecherinnen der Deutschen Angestellten-

Gewerkschaft (DAG), Frauenministerin-

nen und Gleichstellungsbeauftragte der

SPD-gefÜhrten BundeslÅnder (siehe auch

im Interview mit Dr. Regine Hildebrandt

Seite 4), sowie Vertreterinnen aus Branden-

burg, Mecklenburg-Vorpommern und ThÜ-

ringen befÜrchten eine AushÄhlung der in

der frÜheren DDR noch geltenden Fristen-

lÄsung, weil Ziele und Inhalt der Beratung

vorgegeben werde. Sie verlangen die Ein-

richtung von Beratungsstellen fÜr Schwan-

gere ohne Auflagen.

Wir dokumentieren sowohl die FÄrder-

richtlinien als auch die PresseerklÅrung von

Pro Familia, um deutlich zu machen, womit

sich freie TrÅger in den neuen LÅndern be-

schÅftigen mÜssen, wenn sie Beratungsstel-

len einrichten wollen. Schon jetzt zeichnet

sich ab, daç die Mittel aus den Richtlinien

vor allem von kirchlichen TrÅgern in An-

spruch genommen werden, vornehmlich

von katholischen. Die Pro Familia-Schwe-

sterorganisation àEhe und FamilieÇ bemÜht
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sich ebenfalls um Mittel aus dem Fond der
Richtlinien, hat es aber schon allein hin-
sichtlich der Vorgaben in Sachen RÅumlich-

keiten oder gar Telefonanschluç eine schwe-

rere Startposition als etwa kirchliche Stel-

len. Der Bundesverband Pro Familia oder

die westlichen LandesverbÅnde kÄnnen

auch nur bedingt helfen, zumal seit Novem-

ber 1990 nicht mehr BundesverbÅnde die

AntrÅge stellen kÄnnen. Das mÜssen die

Frauen und MÅnner vor Ort tun. Und das

in LÅndern, in denen es so etwas wie freie

TrÅgerschaft und Antragsverfahren Über

Jahrzehnte nicht gab.

Man wird den Umgang mit den FÄrder-
richtlinien genau verfolgen mÜssen. Vieles
ist noch im Fluç, ènderungen sind mÄglich.
So sollen die neuen BundeslÅnder bei der
Finanzierung einbezogen werden.

z tz en

Die Bundesrepublik Deutschland fÄrdert nach

Art. 31 Abs. 4 des Einigungsvertrages bis auf wei-

teres den Aufbau eines flÅchendeckenden Netzes
von Beratungsstellen verschiedener TrÅger.

Die Finanzierung erfolgt grundsÅtzlich als Teil-
finanzierung, wobei eine Eigenleistung des TrÅ-

gers und eine FÄrderung durch das Land bzw. die

Kommune vorausgesetzt werden. Bis auf weite-

res ist eine Vollfinanzierung zulÅssig.

Ziel der Beratung ist es, den Schutz vorgeburt-

lichen Lebens und die verfassungskonforme Be-

wÅltigung von Konfliktsituationen schwangerer

Frauen durch Beratung und soziale Hilfen besser

zu gewÅhrleisten.

Inhalt der Beratung
Eine Schwangere ist insbesondere Über die zur

VerfÜgung stehenden Äffentlichen und privaten
Hilfen fÜr Schwangere, Eltern und Kinder zu in-

formieren und darÜber hinaus bei der Geltend-
machung von AnsprÜchen und bei Inanspruch-

nahme der Hilfen, bei der Wohnungssuche, bei
der Suche nach einer BetreuungsmÄglichkeit fÜr

das Kind sowie bei Beginn oder Fortsetzung ihrer
Ausbildung oder bei Aufnahme bzw. Wiederauf-
nahme der ErwerbstÅtigkeit zu unterstÜtzen.
Falls die Ratsuchende es wÜnscht, ist die Bera-
tung nach der Schwangerschaft fortzusetzen.

Konzept der Beratungsstellen

FÄrderungswÜrdige Beratungsstellen mÜssen
eine auf Dauer angelegte Beratungsarbeit ge-
wÅhrleisten und folgende Kriterien erfÜllen:

- Die Beratungsstelle muç von den zustÅndigen

BehÄrden oder einer KÄrperschaft des Äffent-
lichen Rechts anerkannt sein.

å Aus der Bezeichnung der Beratungsstelle
muç das konkrete Beratungsangebot eindeu-
tig hervorgehen.

å Das Beratungsangebot soll Über die persÄnli-
che und soziale Beratung im Zusammenhang
mit einer Schwangerschaft und den daraus
entstandenen Problemen und Konflikten hin-
aus auch SexualaufklÅrung und Familienpla-
nung einbeziehen und auch fÜr familÅre Pro-
bleme und Notlagen nach der Geburt eines
Kindes zur VerfÜgung stehen.
Die Beratungsstelle muç auf Grund ihrer orga-

nisatorischen und personellen Voraussetzung die
GewÅhr fÜr eine fachkundige Beratung bieten
und die regelmÅçige Fortbildung der Beratenden
sicherstellen.

Personelle Ausstattung und
Qualifikation des Beratungspersonals
Zur Beratung zugelassen werden u. a. Di-

plompsychologen/Diplompsychologinnen, èrzte/
èrztinnen, SozialpÅdagogen/SozialpÅdagogin-

nen, Sozialarbeiter/Sozialarbeiterinnen, Seelsor-
ger/Seelsorgerinnen mit anerkannter psychothe-

rapeutischer oder beraterischer Ausbildung und
Ehe-, Familien- und Lebensberater/ Lebensbera-
terinnen mit abgeschlossener Ausbildung.

FÜr die Schwangerenkonfliktberatung ist eine

Zusatzausbildung erforderlich, die schnellstmÄg-

lich berufsbegleitend zu erfolgen hat. Davon aus-
genommen sind FachÅrzte/FachÅrztinnen fÜr Gy-
nÅkologie mit postgradualer psychotherapeuti-
scher Zusatzausbildung.
Zur beraterischen Kompetenz gehÄren:

å ausreichende persÄnliche und berufliche Qua-
lifikation und Erfahrung

- regelmÅçige Fortbildung
- regelmÅçige Supervision.

Die Beratungsstelle muç gewÅhrleisten, daç
im Bedarfsfall Årztliche, psychologische, juristi-
sche und andere FachkrÅfte hinzugezogen wer-
den kÄnnen.

Eine mit 3 hauptamtlichen BeratungskrÅften
ausgestattete Beratungsstelle ist mit einer haupt-
amtlichen Verwaltungsangestellten zu besetzen.

RÅumliche und sachliche Ausstattung
Pro Beratungskraft ist bei zeitlich parallel lau-

fender Beratung 1 Beratungszimmer erforder-
lich.

Jede Beratungsstelle muç Über ein Sekretariat
und ein Wartezimmer mit KinderspielmÄglichkeit
verfÜgen.
Die Einrichtung eines Gruppenraumes wird

empfohlen.

Die Zimmer der Beratungsstelle mÜssen so
ausgestattet sein, daç die Beratung in ruhiger,
freundlicher und vertrauenserweckender Atmo-
sphÅre mÄglich ist.

Die Beratungsstelle muç Über einen Telefonan-

schluç verfÜgen.
Die Beratungsstelle muç sich in verkehrsgÜn-

stiger Lage befinden. Dabei ist darauf zu achten,

daç dem Wunsch nach AnonymitÅt Rechnung ge-

tragen wird.

Die äffnungszeiten mÜssen so liegen, daç

auch fÜr BerufstÅtige die MÄglichkeit besteht, zu

einer Sprechzeit gehen zu kÄnnen.

Pressemitteilungen

des Pro Familia-Bundesverbandes

Pro Familia will frauennahe
Beratung in ganz Deutschland

Vorsitzende weist katholischen
Monopolanspruch zurÜck

àBevormundung und Strafandrohung haben in
der Beratung nichts zu suchen. Frauen mÜssen
sich auch kÜnftig sicher sein kÄnnen, daç sie fach-
lich qualifiziert beraten und nicht einseitig mit
kirchlichen Dogmen konfrontiert werden.Ç Mit
diesen Worten hat sich heute die Vorsitzende der
Pro Familia, Prof. Dr. Monika Simmel-Joachim,
dagegen gewandt, das in der BRD gescheiterte
Schwangerenberatungsgesetz zum Maçstab fÜr
das geplante Beratungsstellennetz in der bisheri-
gen DDR zu machen.

Frau Simmel-Joachim fordert dagegen den Er-
halt und den Ausbau eines pluralen Beratungs-
stellenangebots in ganz Deutschland. Das katho-
lische Beratungskonzept kÄnne nicht Heilsbrin-
ger fÜr die gesamte BevÄlkerung sein.
Frau Simmel-Joachim richtet sich damit gegen

den Versuch der PrÅsidentin des Zentralkomitees
der Deutschen Katholiken, Rita WaschbÜsch,

Pro Familia gesetzwidriges Handeln zu unterstel-
len und sie beim Aufbau der Beratung in den

neuen LÅndern auszuschalten. .
àDas Konzept von katholischen Beratungsstel-

len ist Sache der Kirche. Sie hat aber kein

RechtÇ, so Frau Simmel-Joachim, àihre Wertvor-

stellungen den freigemeinnÜtzigen, nicht-konfes-
sionellen Beratungsstellen aufzuzwingen. Wir da-
gegen fordern ein Beratungsstellennetz, das unse-
rer pluralistischen Gesellschaft entspricht. Der
Staat hat die Aufgabe, dieses pluralistische Ange-
bot zu sichern und nicht eine einzige, kirchliche
Weltanschauung zum Maçstab zu machen.Ç

(Pressemitteilung vom 27. 9. 90)

Schwangerenberatungsgesetz kommt

durch die HintertÜr

Ab 3. Oktober ébernahme des Ostberliner Refe-

rats àSchutz des ungeborenen LebensÇ durch

Bonn / Pro Familia fordert Offenlegung

Vollkommen unbeirrt von dem Versuch von

Parteien und VerbÅnden, Überparteilich und auf

demokratische Weise nach dem 3. 10. zu einer

Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs zu

kommen, hÅlt das Bonner Bundesministerium
fÜr Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit am

Schwangerenberatungsgesetz fest.

Gerade erst in der BRD gescheitert, kommt es

nun durch die HintertÜr wieder zurÜck und soll

nach dem 3. Oktober auf dem Gebiet der ehema-

ligen DDR angewendet werden.

Auf dieser Grundlage gibt es bereits jetzt vor-

lÅufige FÄrderungsrichtlinien, nach denen An-

trÅge gestellt werden kÄnnen. GeprÜft werden
diese durch ein am 1. 8. 1990 vom DDR-Ministe-
rium fÜr Familie und Frauen eingerichtetes Refe-

rat àSchutz des ungeborenen LebensÇ. Dieses
ÖReferat bereitet auf der Grundlage der geschei-

terten Bonner PlÅne fÜr ein Schwangerenbera-

tungsgesetz den Aufbau von Beratungsstellen in

den neuen BundeslÅndern vor. Dabei arbeitet

das Referat eng mit dem Bundesministerium fÜr
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Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit zusam-
men. Nach dem 3. Oktober wird es sogar von
Bonn Übernommen.
Im bisherigen AnhÄrungsverfahren zu den FÄr-

derrichtlinien wurden die kirchlichen VerbÅnde
eindeutig bevorzugt. Offenbar sollen damit die
nichtkonfessionellen Beratungsstellen beim Auf-
bau eines Beratungsstellennetzes ausgeschaltet
werden.

Pro Familia dagegen fordert eine Äffentliche
und demokratische Diskussion Über den Aufbau
von Beratungsstellen in den fÜnf neuen LÅndern
und die Garantie fÜr die PluralitÅt der Beratungs-
angebote, auch in den neuen BundeslÅndern.

Die beim Aufbau der Beratungsstellen in der
BRD bewÅhrte Gleichrangigkeit von Familien-
planungs-, Sexual- und Schwangerschaftsbera-
tung muç auch in den neuen BundeslÅndern mÄg-
lich sein.

(Pressemitteilung vom 1. 10. 90)

- Anzeige -

Sexueller Miçbrauch von Kindern

Wieder lieferbar

Heft 2/89 des pro familia magazin mit

dem Titel àSexueller Miçbrauch von Kin-

dernÇ ist wieder lieferbar. Der Verlag gibt es

aufgrund zahlreicher Nachfragen zu Staffel-

preisen ab:

Einzelheft 6,50 DM (zuz. Porto), 5 bis 9

Hefte 4,- DM pro StÜck. Auçerdem wird

das Heft in folgenden Versandarten ver-

schickt: 10 Hefte = 36,- DM, 25 Hefte =

75,- DM, 50 Hefte = 125,- DM. In den

Preisen sind Versandkosten und Mehrwert-

steuer eingeschlossen.

Bestelladresse: Gerd J. Holtzmeyer Verlag,

Weizenbleek 77, 3300 Braunschweig.

Am 17. Mai 1963 wurde in der DDR

die Sektion àEhe und FamilieÇ inner-

halb der Gesellschaft fÜr Sozialhy-

giene gegrÜndet. In einer Mischung

aus Realismus und Wehmut zieht der

derzeitige PrÅsident von àEhe und Fa-

milieÇ Bilanz. éber ein Vierteljahrhun-

dert konnten die Mitglieder Einfluç

nehmen auf medizinische und sexual-

politische Entscheidungen in der ehe-

maligen DDR. Ohne àStaatsorganÇ zu

sein, beeinfluçten die Fachfrauen und

-mÅnner Gesetze wie die zur Fristen-

regelung oder zur Aufhebung der

Homosexuellen-Diskriminierung. Die

meisten Mitglieder waren wissenschaft-

lich tÅtig oder als Beraterlinnen in den

Sexualberatungsstellen. Nach dem Bei-

tritt zur Bundesrepublik sieht es so

aus, als lÄse sich àEhe und FamilieÇ

auf. Die zum Jahresende 1990 gegrÜn-

deten LandesverbÅnde streben eine Fu-

sion mit den Pro Familia an. Sie wer-

den im Anschluç an diesen Beitrag

vorgestellt.

Hans Georg Neumann

ÖEhe und Familieâ als Gesellschaft fÜr Fa-

milienplanung ist das Endglied einer Kette,

die sich in den 5 neuen BundeslÅndern nach

dem Zusammenbruch des Dritten Reiches

entwickelte und die sich mit den Problemen

der Verwirklichung der Gleichstellung von

Frau und Mann in Partnerschaft, SexualitÅt

und Familie befaçte. Sie versuchte dies von

Anfang an unter BerÜcksichtigung und Aus-

nutzung der realen gesellschaftlichen Bedin-

gungen in der ehemaligen DDR - bei den

rigiden Vorstellungen Über SexualitÅt, Inti-

mitÅt, IndividualitÅt und Familienplanung

der damaligen Machthaber kein leichtes

Unterfangen.

Nach Auçerkraftsetzung des $ 218 StGB

durch die damaligen LÅnderregierungen

wurde per Anordnung der Deutschen Zen-

tralverwaltung fÜr das Gesundheitswesen

1946 die Schaffung von Einrichtungen fÜr

Eheberatung gefordert. Hier liegt die histo-

rische Wurzel fÜr die Einbindung derartiger

Einrichtungen in das Gesundsheitswesen.

Diese Entwicklung vollzog sich zunÅchst

vÄllig unkoordiniert und schleppend. So

gab es 1960 erst 22 funktionierende Einrich-

tungen.

Durch die WiedereinfÜhrung der Be-

schrÅnkung eines Schwangerschaftsabbru-

ches im Jahre 1950 auf die vitale und euge-

nische Indikation stieg die Zahl der illega-

len Aborte bis 1959 auf fast 100000 pro Jahr

an. $o veranstaltete Herr Professor Mehlan

1960 in Rostock - WarnemÜnde eine heute

als bahnbrechend fÜr die weltweite Abort-

bekÅmpfung geltendes internationales Sym-

posium mit Experten aus 17 LÅndern und 3

Erdteilen. Dies war auch die Geburtsstunde

der institutionalisierten Familienplanung in

der ehemaligen DDR.

Am 17.'Mai 1963 grÜndete sich innerhalb

der Gesellschaft fÜr Sozialhygiene die Ar-

beitsgemeinschaft und spÅtere Sektion ÖEhe

und Familieâ unter Leitung von Herrn Pro-

fessor Mehlan. Teilnehmer der GrÜndungs-

versammlung waren Über 80 èrzte, FÜrsor-

gerinnen, Psychologen, PÅdagogen und Ju-

risten. Es wurden einige prÅgende Arbeits-

schwerpunkte festgelegt, denen wir uns bis

heute å wenn auch modifiziert, adaptiert

und erweitert - verpflichtet fÜhlen:

å kinderreiche Familien und MÜtter

å gefÅhrdete Ehen

å AbortbekÅmpfung und Kontrazeption

- Aufbau eines Netzes von Ehe- und Sexu-

alberatungsstellen im Gesundheitswesen

mit Ausarbeitung entsprechender Ar-

beitsrichtlinien.

Im aktuellen Statut der Gesellschaft ÖEhe

und Familieâ lesen sich diese Aufgaben

heute so:

å Sexualerziehung als Vorbereitung auf

Partnerschaft und Familie

å Beratung von Jugendlichen bei sexuel-

len, partnerschaftlichen und familiÅren

Problemen

- FÄrderung einer verantwortungsbewuç-

ten Elternschaft

å Beibehaltung des legalen Schwanger-

schaftsabbruches der Frau

å Verminderung der Zahl der Schwanger-

schaftsabbrÜche durch bewuçte Kontra-

zeption

å UnterstÜtzung von Maçnahmen zur Ver-

meidung ungewollter Kinderlosigkeit
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å Beratung und Behandlung bei SexualstÄ-

rungen, Partnerschaftskonflikten und

BeziehungsstÄrungen

å Erhalt bestehender und Aufbau neuer

Beratungsstellen fÜr Partnerschafts-, Se-

xual- und Familienprobleme

å UnterstÜtzung der Entwicklung, Propa-

gierung und Anwendung akzeptabler

und effektiver Kontrazeptiva

å Mitarbeit bei der wissenschaftlichen Er-

forschung medizinischer, psychologi-

scher, soziologischer und demographi-

scher Probleme von Partnerschaft, Se-

xualitÅt und Familie

å Beratung von gesellschaftlichen Einrich-

tungen, BehÄrden und VerbÅnden

- umfassende äffentlichkeitsarbeit.

Aus diesen Zielstellungen ist ersichtlich,

daç unser SelbstverstÅndnis das einer wis-

senschaftlichen Gesellschaft ist å im Unter-

schied zu Pro Familia, die sich als einen

Fach- und TrÅgerverband betrachtet mit all

den materiellen und standesbedingten Pro-

blemen einer pluralistischen, marktwirt-

schaftlich orientierten Gesellschaft. Unter

den damaligen Bedingungen eines diktato-

rischen Systems gab es fÜr Ehe und Familie

keine andere MÄglichkeit als die genannte,

um dem Gedanken der Familienplanung als

einem Menschenrecht zum Durchbruch zu

verhelfen. Und die historische Entwicklung

hat uns letztendlich Recht gegeben.

GÜnstig wirkte sich dabei allerdings auch

die internationale Anerkennung der Arbeit

von ÖEhe und Familieâ durch die Internatio-

nal Planned Parenthood Federation (IPPF)

aus, der ich an dieser Stelle dafÜr besonders

danken mÄchte. Bereits 1959 wurde Herr

Professor Mehlan als Experte in den Vor-

stand der IPPFberufen. Seit 1968 ist die Ge-

sellschaft ÖEhe und Familieâ Mitglied der

Region Europa der IPPF.

Wichtig fÜr den Zusammenhalt, die Moti-

vation und DurchsetzungsfÅhigkeit der an

Familienplanung Interessierten in der ehe-

maligen DDR waren die zweijÅhrigen Ta-

gungen der Gesellschaft mit internationaler

Beteiligung in Rostock, deren 14. wir im

November 1990 å Übrigens erstmalig mit

einer grÄçeren Personenzahl von Pro Fami-

lia å Mitgliedern å zusammen mit einem in-

ternationalen AIDS - Symposium veranstal-

teten. Hier konnten die in der Praxis tÅtigen

èrzte, FÜrsorgerinnen, Hebammen, Juri-

sten, PÅdagogen, Psychologen u.a. erfah-

ren, daç ihre Arbeit internationale Aner-

kennung fand und sie sich mit ihrer Arbeits-

qualitÅt durchaus sehen lassen konnten.

Vielleicht gelingt es uns gemeinsam, diese

einmalige Tradition deutscher Familienpla-

nung mit der Veranstaltung weiterer wissen-

schaftlicher Tagungen in Rostock zu aktuel-

len Fragen von SexualitÅt, Partnerschaft

und Familie in der Bundesrepublik

Deutschland fortzusetzen.

Durch die nach dem 3. 10. 1990 nunmehr

fÜr ganz Deutschland geltende fÄderative

LÅnderstruktur galt es, kompatible Struktu-

ren mit der Organisationsform von Pro Fa-

milia zu schaffen. Dieser Prozeç der Etab-

lierung eigenstÅndiger LandesverbÅnde der

Gesellschaft ÖEhe und Familieâ konnte bis

zum Jahresende abgeschlossen werden.

Diese LandesverbÅnde kÄnnen nun auch

als freie TrÅger von Beratungsstellen auftre-

ten. Des weiteren haben sie die MÄglich-

keit, sich durch eine BeitrittserklÅrung

beim Bundesvorstand mit Pro Familia zu-

sammenzuschlieçen. Damit wÅre dann eine

Vereinigung zwischen einem Fach- und ei-

nem TrÅgerverband auch in den 5 neuen

BundeslÅndern realisiert. Mit dieser ÖQua-

dratur des Kreisesâ (wie es die Vorsitzende

von Pro Familia, Frau Professor Simmel-Jo-

achim mir gegenÜber einmal bezeichnete)

werden wir wohl in Zukunft leben mÜssen.

Was soll dann aber noch ÖEhe und Fami-

lieâ? Durch die Vielfalt der MÄglichkeiten,

sich in der Bundesrepublik nun auf den ver-

schiedensten Gebieten der Familienpla-

nung je nach Interessenlage, Weltanschau-

ung und Beruf organisieren zu kÄnnen, hat

auch zu einem drastischen RÜckgang unse-

rer Mitglieder von Über 360 noch Anfang

1990 auf derzeit unter 100 gefÜhrt. Damit

wÅren wir mit unserem Anliegen unter den

VerhÅltnissen bundesdeutscher Marktwirt-

schaft und Sozialstaatlichkeit eigenstÅndig

nicht mehr lebensfÅhig. DarÜber werden

der Vorstand, die LandesverbÅnde und die

Mitglieder der Gesellschaft ÖEhe und Fami-

lieâ bis zum Sommer 1991 in ihren Gremien

und im Rahmen einer Mitgliedervollver-

sammlung endgÜltig entscheiden.

Dozent Dr. sc. med.
Hans-Georg Neu-
mann, PrÅsident der

Gesellschaft fÜr Fami-
lienplanung, Partner-

schafts- und Sexualbe-

ratung e.V. àEhe und
FamilieÇ, ist Leiter der

Abteilung Familienpla-

nung am Institut fÜr

Sozialhygiene der Uni-

versitÅt Rostock.

Die neuen

LandesverbÅnde

Bis 1990 war Ehe und Familie ein

DDR-weiter Verband. Jetzt gibt es

LandesverbÅnde, die sich in den

nachstehenden BeitrÅgen vorstel-

len. Obgleich es nur fÜnf neue LÅn-

der gibt, sind es sechs BeitrÅge,

weil es in Berlin eine Sondersitua-

tion gibt. Der ébersichtlichkeit

wegen hier die Kontaktadressen

der LandesverbÅnde, die sich teil-

weise Ehe und Familie (EFA), teil-

weise Ehe und Familia/Pro Familia

nennen.

Berlin: Ehe und Familie, c/o Dr.

Hans-H. FrÄhlich, Rochstraçe 9/

20, O-1020 Berlin

Brandenburg: Ehe und Familie,

c/o JÜrgen Tietz, Sperberhorst 7,

O-1585 Potsdam

Mecklenburg/Vorpommern: Ehe

und Familie, Leninallee 70,

O-2500 Rostock

Sachsen: Pro Familia/Ehe und Fa-

milie, c/o Prof. Dr. Lykke Aresin,

GÜdelgossaer Str. 25, O-7027 Leip-

zig

Sachsen-Anhalt: Ehe und Familie,

Leninallee 159, O-4020 Halle.

ThÜringen: Ehe und Familie/Pro

Familia, c/o Dr. Harald Stumpe,

Berliner Str. 26, O-5300 Weimar

Berlin

In Berlin gibt es

die besondere Situa-

tion, daç es in ei-

nem Stadtgebiet ne-

beneinander sowohl

den Landesverband

der Pro Familia als

auch seit dem 29.

September 1990 den

Landesverband

àEhe und FamilieÇ

gibt. Die beiden

LandesverbÅnde ar-

beiten bereits eng

zusammen, was sich

auch in der Organisation zeigt. Es wurde

ein àAssoziierter LandesverbandÇ gegrÜn-

det.

Der Landesverband àEhe und Familie

Berlin e.V.Ç (EFA) hat bereits AntrÅge zum
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Umbau bzw. Aufbau von EFA-Beratungs-

stellen in sechs der elf Bezirke im Ostteil ge-

stellt. Dazu waren Verhandlungen zunÅchst

mit dem Ost-Berliner Magistrat, dann mit

dem (Gesamt-)Berliner Senat sowie den

BundesbehÄrden erforderlich. Kontakte

gibt es auch mit Frauengruppen, die eben-

falls Beratungsstellen in freier TrÅgerschaft

einrichten wollen. Mit der ErÄffnung der er-

sten Beratungsstellen ist in diesen Monaten

zu rechnen. Das hÅngt einzig davon ab, ab

wann die beantragten FÄrdermittel der Bun-

desregierung dem Landesverband zur Ver-

fÜgung stehen.

Die Berliner LandesverbÅnde bieten be-

reits gemeinsame Beratungen an. Zudem

besteht der Erfahrungsaustausch zum ge-

sundheitspolitischen und fachlichen Selbst-

verstÅndnis der beiden VerbÅnde. Pro Fami-

lia wird àEhe und FamilieÇ bei den erforder-

lichen Nachqualifizierungen - insbesondere

auf dem TÅtigkeitsfeld der Sozialarbeiterin-

nen å unterstÜtzen; darÜberhinaus gibt sie

konkrete Hilfestellung im Zusammenhang

mit organisatorischen Erfordernissen beim

Aufbau von Beratungsstellen in freier TrÅ-

gerschaft.

Die MitarbeiterInnen der neuen EFA-Be-

ratungsstellen werden erfahrene und fach-

lich spezialisierte Kolleginnen und Kollegen

der bisherigen Ehe-, Familien- und Sexual-

beratungsstellen sein. Maçnahmen zur Wer-

bung weiterer Mitglieder sind eingeleitet

worden. Die EFA-Berater folgen einem in-

tegrativen Beratungskonzept, d.h., daç der

Mensch in seiner Ganzheit sowie in seinem

sozialen und gesellschaftlichen Kontext im

Mittelpunkt steht. Daraus ergibt sich eine

stÅrkere Orientierung auf Paarberatungen.

Beratungsinhalte orientieren sich zudem

am Beratungsbedarf.

Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzen-

den Dr. rer. nat. Hans-H. FrÄhlich (Fach-

psychologe der Medizin), der stellvertreten-

den Vorsitzenden Dr. rer. nat. et sc. phil.

Bergit Maspfuhl (Fachpsychologin der Me-

links oben: Dr. FrÄhlich

rechts oben: Dr. Walther

links: Dr. Maspfuhl

dizin), sowie der SekretÅrin und Schatzmei-

sterin Dr. pÅd. Christina Walther (Dipl-PÅd-

agogin).

Dr. FrÄhlich und Dr. Maspfuhl sind auch

im Gesamtvorstand von àEhe und Familie å

Gesellschaft fÜr Familienplanung, Partner-

schafts- und Sexualberatung e. V.Ç vertre-

ten, womit eine Verbindung auch zum Pro

Familia Bundes-Vorstand gewÅhrleistet ist.

Hans H. FrÄhlich

Brandenburg

Am 23. 11. 1990

grÜndete sich aus

der Gesellschaft fÜr

àEhe und FamilieÇ

unser Landesver-

band der Gesell-

schaft fÜr Familien-

planung, Partner-

schafts- und Sexual-

beratung Branden-

burg e. V.

Die GrÜndung fand in Fortsetzung einer

Weiterbildung fÜr Eheberater des ehemali-

gen Bezirkes Potsdam statt, in der Kollegin-

nen von Pro Familia und AIDS-Schoolwor-

ker aus Westberlin uns Über ihre Arbeit in-

formierten.

Wir waren uns darÜber einig, daç die bis-

herigen Aufgaben der Gesellschaft fÜr àEhe

und FamilieÇ und besonders die darin ent-

haltene Ehe- und Familienberatung eine be-

sondere, bewahrungswÜrdige Tradition und

Erfahrung in das vereinigte Deutschland

einbringt

Daher suchen wir nach Wegen, diese un-

sere alten mit neuen Aufgaben zu verbinden

und zu Beratungsangeboten zu kommen,

die an territorial Gewachsenes angepaçt

und in den neuen Strukturen funktionstÜch-

tig (vor allem finanzierbar) und notwendig

sind.

In unserer GrÜndungsversammlung ha-

ben wir uns der Schnelligkeit der Gescheh-

nisse entsprechend auf eine vorlÅufige Sat-

zung geeinigt, die wir bis Ende 1991 zu ei-

ner allen UmstÅnden und Intentionen ange-

paçten Arbeitsgrundlage qualifizieren wol-

len.

Aus ihr geht hervor, daç wir uns besonders

folgenden Zielen gewidmet haben:

å Sexualerziehung als Vorbereitung auf

Partnerschaft und Familie;

å Beratung von Jugendlichen bei sexuel-

len, partnerschaftlichen und familiÅren

Problemen; á

- FÄrderung einer verantwortungsbewuç-

ten Elternschaft;

å Schwangerschaftskonfliktberatung;

å FÄrderung der Kontrazeptionsberatung;

å UnterstÜtzung von Maçnahmen zur Ver-

meidung von ungewollter Kinderlosig-

keit bzw. deren BewÅltigung;

å PrÅvention sexuell Übertragbarer Krank-

heiten, einschl. AIDS;

- FÄrderung und Sicherung der Beratung

und Behandlung homo- und heterosex-

ueller Personen bei SexualstÄrungen, se-

xuellen Deviationen, sexuellem Miç-

brauch und Gewaltanwendung sowie

Partnerschaftskonflikten und Bezie-

hungsstÄrungen;

å Erhalt bestehender und Aufbau neuer

Beratungsstellen fÜr Familien-, Partner-

schafts- und Sexualberatung;

å Mitarbeit bei der wissenschaftlichen Er-

forschung medizinischer, psychologi-

scher, pÅdagogischer, soziologischer und

demographischer Probleme von Partner-

schaft, SexualitÅt und Familie.

Wir haben uns vorgenommen, ganz unter-

schiedliche Beratungsstrukturen in unserem

Verband zu vereinen.

Bisher haben die Beratungsstellen nach

Qualifikation der Berater und Fragestellung

der Ratsuchenden verschiedene inhaltliche

PrÅferenzen gehabt; von Familienplanung

Über Umgang mit SexualitÅt bis hin zur Aus-

gestaltung von Familienleben. Dieses diffe-

renziertte Angebot wollen wir erhalten

ebenso wie einige inhaltliche Arbeitsergeb-

nisse der letzten zehn Jahre; z.B. den

Grundsatz, daç Beziehung, SexualitÅt,

Schwangerschaft, Elternschaft mindestens

eine Paarfrage ist, und wenn es aus einem

Vater, der gegangen ist, plus Mutter und

Kind besteht.

Unsere allernÅchste Arbeit wird also

darin bestehen, eine solche Arbeitsbasis zu

schaffen und Kontakt zu jenen Kolleginnen

zu finden, die in unserem Verband mitarbei-

ten wollen bzw. kÄnnten. JÜrgen Tietz

Mecklenburg-

Vorpommern

ZunÅchst bestand

die Notwendigkeit,

sich den verÅnder-

ten territorialen

Strukturen der

freien Wohlfahrts-

verbÅnde anzuglei-

chen, so daç es nun

einen Dachverband

wie auch einen ei-

genstÅndigen Landesverband der àEhe und

FamilieÇ (EFA) geben wird. Der geschÅfts-

fÜhrende Vorstand besteht aus dem Vorsit-

zenden Dr. med. Bernd Eilitz, Wolfgang

Krause (stellv. Vors.) und Frau Burgit Stie-

gert. GegrÜndet wurde der Landesverband

am 5. November 1990.

Der Landesverband will wesentliche In-
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halte bisheriger Arbeit bewahren; aber auch

mit neuen Inhalten den Menschen in unse-

rem norddeutschen Territorium zur VerfÜ-

gung stehen. Das bedeutet die Schaffung

neuer Beratungsstellen in freier TrÅger-

schaft, um dem durch staatliche Sparplan-

ungen (Abbau der Beratungsstellen an den

Polikliniken) entstandenen Beratungsdefi-

zit zu begegnen. Zu unseren Zielen gehÄren

vordringlich:

å Engagement fÜr die Beibehaltung des le-

galen Schwangerschaftsabbruches der

Frau;

- GewÅhrleistung einer verantwortungsbe-

wuçten Schwangerenberatung bei voller

Entscheidungsfreiheit der Frau;

- Einfluçnahme auf die Verminderung der

Unterbrechungen durch PrÅvention;

- Beratung Über VerhÜtungsmittel einschl.

VerfÜgbarkeit;

å Beratung, AufklÅrung und Hilfen bei se-

xuellem Miçbrauch und Gewaltanwen-

dung;

å Beratung und Behandlung von Partner-

schaftsstÄrungen, einschlieçlich Sexual-

stÄrungen und Familienproblemen;

å wissenschaftlich fundierte SexualpÅdago-

gik in Schulen und mit Multiplikatoren

u.v.a.

Besonders im kritischen Vergleich zu un-

seren westlichen Partnern wollen wir terri-

toriale Beratungsstrukturen erhalten und

ausbauen. Wir haben festgestellt, daç -

trotz der immer wieder beschworenen poli-

tischen Bevormundung å unsere Menschen.

das Vertrauen zu den Beratungsstellen ge-

funden und erhalten haben. Das drÜckt sich

z.B. in der Geschlechterverteilung der Be-

ratungen (50:50) und in den Klientenzahlen

nach der àWendeÇ aus.

Auch sind die Beratungsinhalte der Äst-

lichen BundeslÅnder bisher nicht durch die

vordergrÜndige Notwendigkeit zur Zwangs-

Schwangerenberatung gekennzeichnet. Das

hatte zur Folge, daç erheblich mehr Men-

schen mit Partnerschafts- und SexualstÄrun-

gen beraten und behandelt werden konn-

ten. Das Bewuçtsein, fachlich qualifizierte

Hilfen ohne Diskriminierung inanspruch

nehmen zu kÄnnen, ist das Ergebnis einer

guten Arbeit und soll durch den Landesver-

band weiter getragen und ausgebaut wer-

den.

Verantwortungsbewuçte Gesundheitspo-

litik zeichnet sich durch enge Kooperation

mit den kommunalen Einrichtungen (wobei

wir hier derzeit Stagnation erleben mÜssen)

und freien TrÅgern aus. Dazu gehÄren fÜr

den Landesverband die politisch orientierte

Zusammenarbeit mit dem Ministerium à...

Frauen und FamilieÇ, der Bremer Kom-

mune und anderen koordinierenden Institu-

tionen; ganz wichtig jedoch unsere Kon-

takte zur Pro Familia in Bremen, Hamburg

und Schleswig-Holstein im Hinblick auf ge-

meinsame und unterscheidende Inhalte.

Hier erfahren wir oft partnerschaftlichen

Austausch, auch in bezug auf kÜnftige

Schwangerenkonfliktberatung in ihrer poli-

tischen Brisanz.

Derzeit sind wir auf unseren àalten Mit-

gliederstammÇ angewiesen. Dem Landes-

verband ist jedoch an der Mitarbeit interes-

sierter BÜrger gelegen, auch wenn diese

Zeit wenig Raum fÜr derartiges Engage-

ment zu bieten scheint. Nur auf der Grund-

lage einer breiten, basisdemokratischen

Mitarbeit vieler kÄnnen die eigenstÅndigen

Aufgaben bewÅltigt werden.

Wolfgang Krause

Sachsen

Der Landesver-

band Sachsen Pro

Familia/Ehe und Fa-

milie strebt einen ra-

schen Beitritt zum

Bundesverband Pro

Familia an. Das

wurde schon wÅh-

rend der GrÜn-

dungsversammlung

stisch, wenn auch nicht ohne Trauer, teilt

die Vorsitzende, Prof. Dr. Lykke Aresin mit,

daç die KÜndigungswelle in vielen Bera-

tungseinrichtungen anhalte, wovon beson-

ders HalbtagskrÅfte betroffen seien. Hoff-

nungen werden auf die FÄrdermittel aus

Bonn gesetzt. FÜr Leipzig und Chemnitz

(dort vom Ärtlichen Frauenbegegnungszen-

trum) wurden bereits AntrÅge gestellt.

Weiter schreibt Frau Prof. Dr. Aresin:

àAls zukÜnftige Aufgaben verstehen wir

den Komplex der Familienplanung ein-

schlieçlich Schwangerenberatung und Sexu-

alpÅdagogik sowie Sexual- und Partner-

schaftsberatung mit Therapie.

In Leipzig haben wir Kontakte zur

Fraueninitiative und dem Kinderschutzzen-

trum sowie dem Frauenbegegnungszentrum

Chemnitz, 3 Mitarbeiter dieser Einrichtung

sind Mitglieder unseres Landesverbandes

geworden.

Es besteht der Wunsch nach einer Zusam-

menarbeit und mÄglichst schnellen Vereini-

gung mit Pro Familia. Wir benÄtigen Unter-

stÜtzung beim Aufbau neuer und dem Er-

halt bereits bestehender Beratungsstellen,

da anderenfalls konfessionelle Beratungs-

stellen die entstandenen LÜcken schlieçen

werden. Unser Landesverband verfÜgt bis-

her Über keinerlei finanzielle Mittel und

RÅume, wohingegen genÜgend qualifizierte

Mitarbeiter zur VerfÜgung stehen, selbst

wenn diese in bestimmten Bereichen noch

Fortbildung und Training brauchen.

Wir planen sowohl aktive Mitgliederwer-

bung als auch die Fortsetzung der Arbeit

mit den bisherigen Mitgliedern.Ç

Der Vorstand:

Vorsitzende: Lykke Aresin (Prof. em. Dr.

sc. med., NervenfachÅrztin, Sexualberate-

rin und Therapeutin, Leiterin der Sexualbe-

ratungsstelle an der Univ.-Frauenklinik),

Leipzig; Stellvertreter Frank Kroschel

(Dipl. Psych., Fachpsychologe fÜr Medizin,

Sexualberater und Sexualtherapeut, Ge-

sundheitsamt beim Landratsamt), Mark-

kleeberg; SekretÅrin Ingeborg Kiene (Dr.

med., FachÅrztin fÜr Sozialhygiene, Sexual-

beraterin und Sexualtherapeutin, Leiterin

der Sexualberatungsstelle an der StÅdt.

Frauenklinik), Leipzig; Schatzmeisterin Il-

diko Sobeslavsky (Dipl. Psych., BKH Dres-

den-Friedrichstadt, Abtl. fÜr Sexualmedizin

und SterilitÅtstherapie), Dresden; Beisitzer/

innen Wolfgang Engelmann (Dr. pÅd., FS-

Dozent, SexualpÅdagoge), Leipzig; Chri-

stine Schwenke (SozialfÜrsorgerin), Mark-

kleeberg, und Siegfried Schnabl (Dr. sc.

phil., Dipl. Psych., Sexualberater und Sexu-

altherapeut, Leiter der Sexualberatungs-

stelle Chemnitz), Chemnitz.

2

Dr. Kiene Schwenke

Sobeslavsky
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Sachsen-Anhalt ThÜringen = komplex angelegtes Beratungskonzept.

ie Richtlinie ist in ihrem Wesen einseitig

RW ee und kurzsichtig zugleich. Anstatt grundsÅtz-
Am 1. 11. 1990 DR 5 Am 7. 12. 1990 lich auf die Verhinderung ungewollter

wurde in Halle der UN: grÜndete sich der Schwangerschaften und der damit meist ver-
Landesverband N Landesverband bundenen SchwangerschaftsabbrÜche zu
Sachsen-Anhalt der

Gesellschaft fÜr Fa-

milienplanung, Part-

nerschafts- und Se-

xualberatung àEhe

und FamilieÇ e. V.

gegrÜndet. Es waren 17 GrÜndungsmitglie-

der anwesend.

Vorstandsmitglieder wurden Dr. Claus

DrunkenmÄlle, Halle (Vorsitzender), Dr.

Klaus Groscheck, Magdeburg (stellv. Vorsit-

zender), Karin Born, Halle-Neustadt

(Schatzmeister) und Andrea Dreiçiger (Se-

kretÅr), Stendal.

éber den Beitritt zu Pro Familia wird die

Mitgliederversammlung des Landesverban-

des im nÅchsten Jahr entschieden. Zwi-

schen Einrichtungen des Landesverbandes

Niedersachsen und einigen Beratungsstel-

len in Sachsen-Anhalt gibt es seit einiger

Zeit sehr hilfreiche Kontakte. In gleicher

Weise entwickeln sich Kontakte im Rahmen

von StÅdtepartnerschaften (z.B. Halle-

Karlsruhe, Magdeburg-Braunschweig).

FÜr das nÅchste Jahr sind vorgesehen die

GrÜndung von OrtsverbÅnden in den Groç-

stÅdten Halle, Magdeburg und Dessau und

eine damit verbundene Mitgliederwerbung.

Dabei sollen besonders Lehrer als àMulti-

plikatorenÇ angesprochen werden.

Bei rund 2,9 Millionen Einwohnern im

Lande Sachsen-Anhalt und ca. 9000

SchwangerschaftsabbrÜchen ergibt sich ein

groçer Beratungsbedarf. Umso schwerwie-

gender ist die in den vergangenen Monaten

erfolgte Abwanderung von Mitarbeitern in

andere sozial-medizinische Bereiche zu se-

hen. Die vom Bund und den Kommunen

bereitgestellten Mittel bieten eine reale

éberlebenschance bestehender Einrichtun-

gen.

Schwerpunkte zukÜnftiger Arbeit werden

sein die Schwangerschaftskonfliktberatung,

die UnterstÜtzung sexualpÅdagogischer Ak-

tivitÅten mit dem Ziel der Verminderung

der Zahl ungewollter Schwangerschaften

und die Beratung bei Partnerschaftskonflik-

ten. C. DrunkenmÄlle

àEhe und Familie/

Pro FamiliaÇ in Er-

furt. Damit wurde

auch in ThÜringen

die Keimzelle fÜr

die Entwicklung ei-

nes Systems von Beratungsstellen freier und

nichtkonfessioneller TrÅgerschaft gelegt.

Die GrÜndungsmitglieder sind Überwie-

gend in der Praxis tÅtige Kolleginnen und

Kollegen, die schon in der Vergangenheit

engagierte Arbeit in der Gesellschaft àEhe

und FamilieÇ geleistet haben.

Folgender Vorstand wurde gewÅhlt:

Vorsitzender: Dr. med. Harald Stumpe,

Facharzt (Weimar), stellvertretende Vorsit-

zende: Christine Blatz, Diplom-Psycholo-

gin (Erfurt), Schatzmeisterin: Dr. med.

Christiane Becker, èrztin (Jena), Schrift-

fÜhrerin: Sigrid Beckmann, FÜrsorgerin

(Erfurt) und Beisitzerin: Rommy Salz-

mann, Diplom-Psychologin (Eisenach).

Der gewÅhlte Vorstand des Landesver-

bandes hat sich das Ziel gesetzt, die traditio-

nell gewachsene, wissenschaftlich orien-

tierte Arbeit in der Gesellschaft àEFAÇ mit
den Erfahrungen der Pro Familia-Ver-

bÅnde, besonders als TrÅger von Beratungs-

einrichtungen, zu verbinden und damit bei
der im Einigungsvertrag vorgesehenen

Schaffung eines pluralistischen Beratungs-

systems in den neuen BundeslÅndern mitzu-
wirken.

In der kommenden Zeit geht es vorder-

grÜndig um die Absicherung der Erhaltung

und Finanzierung bereits bestehender Bera-

tungsstellen. Da die Anschubfinanzierung

an die Richtlinie fÜr die FÄrderung von

Schwangerenberatungsstellen des Bundes

gebunden ist, sehen die Mitglieder des Lan-

desverbandes ThÜringen ernsthafte Schwie-

rigkeiten. Der Inhalt der Richtlinie fÜr die
FÄrderung von Schwangerschaftsberatungs-
stellen des Bundesministeriums fÜr Jugend,

Familie, Frauen und Gesundheit hat Be-
fremden bei allen GrÜndungsmitgliedern
hervorgerufen. Sie engt die BeratungstÅtig-

keit in unzulÅssiger Weise ein und behindert

orientieren, setzt sie ungeachtet aller Um-

stÅnde einseitig auf den Schutz des ungebo-

renen Lebens ohne die konkrete individu-

elle Situation der Schwangeren und die

KomplexitÅt des PhÅnomens ungewollter

Schwangerschaft zu berÜcksichtigen. Die

Zielstellung àSchutz des vorgeburtlichen

Lebens und verfassungskonforme BewÅlti-

gung von Konfliktsituationen schwangerer

FrauenÇ stellt eine VerkÜrzung bzw. Verken-

nung des Problems dar.

Wir unterstÜtzen die Zielvorstellung der

Verhinderung ungewollter Schwangerschaf-

ten uneingeschrÅnkt. Nur so wird es mÄg-

lich sein, die Zahl der Schwangerschaftsab-

brÜche weiter zu senken. Der Ansatz

Schwangerenberatung zur LÄsung der in

der Richtlinie formulierten Aufgaben ist al-

lein nicht tauglich. Nur durch umfangreiche

prÅventive Methoden, die sexualpÅdagogi-

sche AktivitÅten, Familienplanung, aber

auch Partnerschafts- und Sexualberatung/

therapie einschlieçen, wird es gelingen, un-

gewollte Schwangerschaften und die damit

verbundenen AbbrÜche zurÜckzudrÅngen.

Das BeratungsverstÅndnis der Mitglieder

des Landesverbandes steht damit keines-

falls im Widerspruch zur Richtlinie des Mi-

nisteriums. Sie bedarf jedoch einer fach-

kompetenten éberarbeitung, in die Vertre-

ter verschiedener TrÅger von Beratungsstel-

len und wissenschaftlicher Gesellschaften

einbezogen werden mÜssen. Der neu ge-

grÜndete Landesverband versteht sich je-

doch nicht nur als eine Vereinigung von Be-

ratern und Wissenschaftlern, sondern ist be-

strebt, in der Zukunft eine breite Mitglie-

derbasis im Lande ThÜringen zu entwick-

len. Jeder interessierte BÜrger Über 18

Jahre, der die Ziele des Vereins unterstÜtzt,

kann Mitglied des Landesverbandes wer-

den. Erste Interessenbekundungen sind

dem Vorstand bereits zugegangen.

Harald Stumpe
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in den neuen LÅndern bereit

Nachdem die Grenze im November 1989

offen war, bekamen Pro Familia-Beratungs-

stellen vor allem im Grenzgebiet zu spÜren,

daç Pro Familia in der frÜheren DDR

durchaus ein Begriff war. Es gab bald zahl-

reiche Besuche, aus denen vielerorts feste

Kontakte, oft gar Freundschaften entstan-

den sind. Auch die LandesverbÅnde und der

Bundesverband knÜpften Kontakte. Dabei

wurde die personelle KapazitÅt oft Überstra-

paziert, aber die nahm man vor allem in der

Anfangsphase gern in Kauf. Mittlerweile

muç Über àgeordneteÇ Kontakte nachge-

dacht werden. Vorreiterrollen Übernahmen

viele Ärtliche Gruppen, aber z.B. auch der

Landesverband Niedersachsen mit seiner

Tagung in Bad Nenndorf, der Landesver-

band Hessen mit seiner Starthilfe in ThÜrin-

gen und der Bundesverband, dessen Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter sich mehr und

mehr mit handfesten Dingen wie den FÄr-

derrichtlinien (siehe Seite 10/11) zur Ein-

richtung von Beratungsstellen zu befassen

haben. Das geht nicht immer auf dem Post-

weg. In Berlin fand u.a. ein àSchnellkursÇ

zum Erlernen des Umgangs mit Antragstel-

lungen statt.

Im Herbst 1990 startete die Bundesge-

schÅftsstelle eine Umfrage bei allen 115 Pro

Familia-Beratungsstellen in den alten Bun-

deslÅndern. Das Echo war sehr groç. éber

die HÅlfte aller Beratungsstellen antwor-

tete. Davon erklÅrten 80 Prozent ihre Be-

reitschaft, Anfragen aus den neuen Bundes-

lÅndern zu beantworten und Initiativen zu

unterstÜtzen. Nur neun Beratungsstellen

lehnten dies aus personellen GrÜnden

ab.

Als die Umfrage lief, hatten bereits 29

Beratungsstellen, also jede vierte, Kontakte

zu Ehe- und Sexualberatungs-, Familien-

oder Partnerschaftsberatungsstellen aufge-

nommen, auçerdem gab es etliche Kon-

takte zu Fraueninitiativen, èrzten und Poli-

kliniken.

Das Hauptinteresse aus der damals noch

existierenden DDR lag naturgemÅç erst

einmal bei Informationsmaterial. 15 Anfra-

gen zur GrÜndung von Beratungsstellen gab

es im Herbst bereits (eine Zahl, die im Win-

ter stark gestiegen ist). FortbildungsmÄg-

lichkeiten waren ebenfalls gefragt.

41 Beratungseinrichtungen der Pro Fami-

lia boten die MÄglichkeit der UnterstÜtzung

in Form von Erfahrungsaustausch und Hos-

spitation, Fortbildung und gar Hilfe beim

Aufbau von Familienplanungszentren an.

Die Umfrage konnte nur nÜchterne Zah-

len erbringen. Nicht erfaçt wurden die zahl-

reichen persÄnlichen Kontakte zwischen

einzelnen Frauen und MÅnnern aus der Pro

Familia. Inzwischen gibt es auch Koopera-

tionen zwischen StÅdten, die ohnehin Part-

nerschaftsvertrÅge haben (z.B. Braun-

schweig-Magdeburg oder Marburg-Eise-

nach). Weitere Kontakte zwischen Frauen-

beauftragten bei Kommunen in Ost- und

WestlÅndern vertiefen sich, gemeinsame

Veranstaltungen finden statt å oft auch in-

formell. Um weitere WÜnsche nach Koope-

ration aus den neuen BundeslÅndern zu un-

terstÜtzen, hat die BundesgeschÅftsstelle

ein Arbeitsmaterial erstellt, das eine éber-

sicht von UnterstÜtzungsangeboten der Pro

Familia-Beratungsstellen gibt.

Dieses Arbeitsmaterial kann bei Michael

Artmann im Bundesverband der Pro Fami-

lia (Cronstettenstraçe 30, 6000 Frankfurt)

angefordert werden. Es ist genau angege-

ben, in welchen Bereichen man bereit ist zu

helfen: Aufbau von Beratungsstellen, Hilfe

bei der GrÜndung von OrtsverbÅnden, In-

formationsaustausch, Beratungsaustausch,

Fortbildung sowie die Ansprechpartnerln-

nen in den Beratungsstellen). Diese éber-

sicht wird derzeit an Interessenten ge-

schickt, die sich aus den neuen BundeslÅn-

dern melden. FÜr die westlichen Beratungs-

stellen kann sie ein Anreiz sein, ebenfalls

aktiv zu werden: Sie sollten sich in der Bun-

desgeschÅftsstelle melden.

Angesichts der zu erwartenden Fusion

zwischen Pro Familia und der Schwesteror-

ganisation Ehe und Familie sind Basiskon-

takte besonders wichtig. Und die Basis in

der neuen Bundesrepublik muç zusammen-

rÜcken, wenn die Diskussion um die endgÜl-

tige àgesamtdeutscheÇ Regelung des

Schwangerschaftsabbruchs in die heiçe

Phase gerÅt. iz

Pro Familia

kennt doch

jeder! (?)

In diesem Heft, das àFamilienpla-
nung im geeinten DeutschlandÇ heiçt,

geht es naturgemÅç um die fÜnf hinzu-

gekommenen LÅnder. Die Redaktion

ist der Meinung, daç in diesem Heft

auch Grundinformationen Über Pro

Familia enthalten sein mÜssen, bei-

spielsweise fÜr die neuen Leserinnen

und Leser in den neuen LÅndern. Und

mancher in den westlichen LÅndern

kann wohl auch nicht mit voller éber-

zeugung sagen àPro Familia kennt

doch jeder!Ç

Wir informieren hier daher einmal kurz

Über einige Strukturprinzipien der Pro Fa-

milia und dokumentieren eine grafische

Darstellung der Bundesverbandsstruktur

(Seite 19).

Pro Familia Deutsche Gesellschaft fÜr Se-

xualberatung und Familienplanung e.V. ist

ein Mitgliederverband, der 1952 gegrÜndet

wurde. Pro Familia hat eine fÄderative

Struktur. Der Verein gliedert sich in Bun-

desverband, LandesverbÅnde und Orts-

bzw. Kreis- und BezirksverbÅnde. Die Mit-

glieder des Bundesverbands sind 10 Landes-

verbÅnde, die sich mit Ausnahme des Lan-

desverbands Rheinland-Pfalz/Saarland an

den Grenzen der BundeslÅnder orientieren.

Die jÅhrlich tagende Mitgliederversamm-

lung ist das hÄchste Vereinsorgan des Pro

Familia-Bundesverbands.

Der Bundesvorstand ist das maçgebliche

Entscheidungsgremium des Pro Familia-

Bundesverbands zwischen den Mitglieder-

versammlungen. Die Mitglieder des Bun-

desvorstands reprÅsentieren den Bundes-

verband in ihren LandesverbÅnden und

nach auçen.

Um alle LandesverbÅnde an den Ent-

scheidungen des Bundesverbands gleichbe-

rechtigt zu beteiligen, entsendet jeder Lan-

desverband eine/n Vertreter/in in den Bun-

desvorstand.

Die Fachgebiete haben die Aufgabe, dem

Bundesvorstand in fachlichen Fragen zuzu-

arbeiten.

Generell wird der Verband Überlegen

mÜssen, ob neue Strukturen fÜr den Bun-

desverband notwendig werden, um den Zie-

len und Aufgaben einer gesamtdeutschen

Familienplanungsorganisation gerecht zu
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Pro Familia im éberblick
Anzahl davon

BERATUNGSSTELLEN

(Dez. 1988)

442 anerkannt nach $ 218 E StGB 104

Familienplanungszentrenë 5

NEUE KLIENTINNEN

UND KLIENTEN

(1988)

150.000 Beratene BersÅndhë 120.000

-davon Frauen

-davon AuslÅnder/innen

éber Jugendarteit

erreichte Personen (1984) 30.000

BERATUNGSFèLLEã áë

(1958)

100.000 nach Schwerpunkt der Beratung:

SchwangerschÅft

Familienplanung

Partnerschaft/SexualitÅt

sonstige Schwerpunkte

BERATUNGSSITZUNGEN

(1988)

190.000 nach Schwerpunkt der Beratung:

Schwangerschaft

Familienplanung

Partnerschaft/SexualitÅt

sonstige Schwerpunkte

MITARBEITERINNEN

UND MITARBEITER

(Dez. 1988)

878 Angestellte und HonorarkrÅfte 7.57

-darunter nach Wochenarteitszeit:

35 Stunden und mehr

20 kis 34 Stunden

weniger als 20 Stunden

-darunter nach Berufen:

èrztinnen/èrzte

Sozialarbeiter/innen

Psycholog/inn/en

PÅdagogen,Lehrer/innen

Krankenschwestern,MTA etc.

sonstige

ABM ,ZDL? 64

Ehrenamtlich TÅtigeë 57

FINANZAUFKOMMENã

(1988)

DM 25,3 Mio nach Art der Einnahmen:

von BundeslÅndern

von Kommunen und Kreisen

von Bundesregierung

Eigenmittel und sonstiges

VEREINSMITGLIEDER

(Dez. 1988)

6.154
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werden. Der Bundesvorstand hat bereits

begonnen, sich mit dieser Frage zu beschÅf-

tigen.

àPro Familia im éberblickÇ heiçt die

nebenstehende Aufstellung, die Wichtiges

aussagt Über die bisherige Mitarbeiterstruk-

tur, die Beratungsangebote des Verbands

und ihre Inanspruchnahme durch die Rat-

14. Rostocker Tagung der

Gesellschaft àEhe und FamilieÇ

suchenden.

Robert Bolz

Auch die neue Namensgebung àRostok-

ker TagungÇ (bisher hieç die in der Regel

alle zwei Jahre stattfindende Fachtagung

der DDR-Schwesterorganisation àEhe und

FamilieÇ: Rostocker Fortbildungstage, ab-

gekÜrzt RoFaTa) konnte nicht mehr dar-

Über hinwegtÅuschen, daç in Rostock etwas

zuende ging. Sicher noch nicht die Existenz

u

der zweiten deutschen Gesellschaft fÜr Se-
xualberatung und Familienplanung, besser
bekannt unter dem Namen àEhe und Fami-
lieÇ, noch Vollmitglied der IPPF Europa, bis
die gemeinsame Vertretung geklÅrt ist. Aber

auf jeden Fall die Geschichte von insgesamt

vierzehn wissenschaftlichen Tagungen (der

wissenschaftliche Charakter der RoFaTas

war den DDR-KollegInnen immer sehr

wichtig), die im Oktober 1965 mit der er-

sten Veranstaltung begann. Karl-Heinz

Mehlan, der langjÅhrige Vorsitzende von

àEhe und FamilieÇ å bis 1990 eine Sektion in

der Gesellschaft Sozialhygiene der DDR -

hatte die Rostocker Fortbildungstage ge-

grÜndet und war nun nach 25 Jahren auch

bei dem (vorlÅufigen) Ende mitanwesend:

sicher fÜr ihn und fÜr viele andere enga-

LandesverbÅnde chgebiete gierte KollegInnen in der ehemaligen DDR

Fanta ana Verrascinn den í Meere ran nicht einfach. Vielleicht ist in dieser Zeit-

Deere Pe ie er en schrift demnÅchst eine ausfÜhrliche WÜrdi-

gung der 14 Rostocker Veranstaltungen

mÄglich.

R EN Gesellschaftspolitik So war auch nicht verwunderlich, daç

Baden Wurttemberg Mitglieder- und Lebensformen von angemeldeten 220TeilnehmerInnen nur

versammlun Sch hafis knapp 70 gekommen waren: viele erhielten

Bayern onener are keine Dienstbefreiung bzw. keine
LondesverbÄnde. Aufgabensind in uc K Sant:
nettDee nungen, Öostenerstattung. Und fÜr viele å so war zu

Berlin vorstands in ihre Funktionen. Sexualberatung hÄren - war die Frage der beruflichen Wei-

terarbeit nach dem 31. 12. 90 wichtiger, als

re bad F sich drei Tage lang mit Problemen der Ehe-

Bremen sexualpÅdlogogik und Sexualberatung unter der Rahmenthe-

matik: àBewuçte SexualitÅt å erfÜllte Part-

Hamburg seeen nerschaftÇ zu befassen. Ebenso hatten etli-

Ç a che ReferentInnen abgesagt. Die Tagungs-

Hessen Fort- und einheiten waren Überschrieben mit àIndivi-

Weiterbildung duelle und soziale Aspekte menschlicher

i Inf n PartnerschaftÇ, àSpezielle Aspekte mensch-

Niedersachsen eg licher SexualitÅtÇ, àSexualstÄrungen des

MannesÇ und der letzte Halbtag war dem

"Nordrhein-Westfalen Yerwalhung und Thema AIDS gewidmet. Trotz der Absagen

Bundesvorstand Re gab es noch viele Referate mit vielen Unter-

Rheinland-Pfalz/ a en suchungsergebnissen und Daten. Wie Über-

arlan gen. haupt die Sozialempirie bei den Rostocker

Szhlonvin-Holstei "een Shen ku A | | Fortbildungen immer stark vertreten war,
eswig-Holstein kizunsÄndip fr diFochasbiee. } | zum Teil jedoch mit Kleinstuntersuchungen

! (z.B. N = 14!), die zumindest bei mir im-
mer wieder die Frage aufkommen lieçen,

wozu das dienen sollte. Vielleicht war auch

diese Forschung der Ausdruck eines àNi-
schendaseinsÇ in der ehemaligen DDR.

Und sicher sollten die groçangelegten Un-

tersuchungen, wie die Partnerschafts- und

Sexualverhaltensstudien des àZentralinsti-

tuts fÜr Jugendforschung (ZIJ)Ç Leipzig,
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die auch Eingang in die Literatur fanden

(als Beispiel: Starke/Friedrich: Liebe und

SexualitÅt bis 30, Berli/DDR: VEB Deut-

scher Verlag der Wissenschaften, 1984; be-

sprochen in pro familia magazin 2/85) doku-

mentieren, wieweit die Menschen, beson-

ders die jungen, in der DDR bereits sind:

àGesellschaftspolitisch sehr aktive junge

Menschen sind auch sexuell aktiverÇ (pro

famila magazin 4/85, S. 17/18). Hier sind

Zweifel angezeigt: so spricht Maaz davon,

àdaç eine allgemein sexualfeindliche Erzie-

hung ... die Regel (war). Dabei muçten wir

zur Kenntnis nehmen, daç statistische Be-

fragungen scheinbar gÜnstigere Ergebnisse

brachten, die jedoch einer genaueren Ana-

lyse nicht standhielten ... Unter den von

uns untersuchten 5000 Patienten war nicht

einer, der sich nicht in seiner sexuellen

Lust- und BefriedigungsfÅhigkeit als behin-

dert und gestÄrt eingeschÅtzt hÅtte.Ç (in:

Der GefÜhlsstau, Berlin: Argon, 1990, S.

62). TeilnehmerInnen in Rostock bestÅtig-

ten èhnliches.

Aufgrund von Anregungen von Monika

Simmel-Joachim, der Vorsitzenden von Pro

Familia, von Elisabeth Jandl-Jager, der PrÅ-

sidentin der IPPF Europa Region, die beide

in ihren BeitrÅgen auf die aktuelle Situation

nach der Vereinigung Deutschlands eingin-

gen, und auch von mir, entschloç sich der

Vorstand von àEhe und FamilieÇ, einen

Halbtag zu einem Round-Table-GesprÅch

zur aktuellen Lage (àWie geht es mit den

Beratungsstellen weiter?Ç) umzuwidmen,

was nach RÜckmeldungen vieler der anwe-

senden KollegInnen als sehr wichtig einge-

schÅtzt wurde.

Mit der Verabschiedung des àRostocker

AIDS-StatementÇ im nunmehr sehr klein

gewordenen TeilnehmerInnenkreis am letz-

ten Tag, fand die 14. Tagung der (ehemali-

gen DDR-) Gesellschaft àEhe und FamilieÇ

ihr Ende. Ob es jemals wieder eine Rostok-

ker Tagung geben wird?

Literaturhinweise:

I. Nordhoff: Familienplanung und SexualitÅt in der
DDR, in: pro familia magazin 2/85
pro familia magazin 6/87; Schwerpunktthema: Zum

Beispiel DDR
J. Heinrichs: Veranstaltung àSexualitÅt BRD/DDRÇ,

in: pro familia magazin 5/90
R. Raue: Familienplanung und Sexualerziehung im

Sozialismus der DDR, in: pro familia magazin 6/90

Sexualerziehung - diesen Begriff gab es

in den Schulen der bisherigen DDR nicht.

Dennoch haben viele Lehrerinnen und Leh-

rer in der Praxis mit den SchÜlerinnen und

SchÜlern Über Fragen der VerhÜtung, der

SexualitÅt und natÜrlich der Fortpflanzungs-

mechanismen gesprochen. Daç dennoch

eine Verunsicherung vorhanden ist, zeigte

sich zu Beginn eines Fortbildungspro-

gramms àSexualerziehungÇ, das die Abtei-

lung Sexualmedizin an der Medizinischen

Akademie Magdeburg anbietet.

Zum Vorbereitungsseminar kamen 30

Lehrerinnen (kein einziger Mann) aus Sach-

sen-Anhalt, aber auch von weiter her nach

Magdeburg. In der Auftaktdiskussion

wurde deutlich, daç die Wende und vor al-

lem die äffnung der Grenze neue Aspekte

in den bisherigen Unterricht bringt. Die

Welle der Pornoshops und -Videos, die Dis-

kussion um Aids und auch die bis vor ein-

einhalb Jahren unbekannten Zeitschriften

wie àBravoÇ stellen die Lehrerinnen vor un-

gewohnte Fragen.

àWenn ein MÅdchen unter der Bank die

Bravo liest und plÄtzlich fragt, was ein Or-

gasmus ist, was mache ich dannÇ, so eine

Lehrerin und fÜgte hinzu: àNatÜrlich

kÄnnte ich was darÜber sagen, aber wie ma-

che ich das vor der ganzen Klasse?Ç. Eine

andere Lehrerin: àVor mir sitzen in einer

Klasse Jungen, die noch mit Matchbox-Au-

tos spielen, und MÅdchen, die mit frischer

Schminke Flirts mit Lehrern anfangen.Ç

FÜr westliche LehrkrÅfte ist das Alltag.

Und sie haben in ihren BundeslÅndern

Richtlinien zur Sexualerziehung. Die Kul-

stusministerien in den neuen LÅndern ha-

ben vorerst andere Probleme, als Richtli-

Die rÜhrige Abteilung Sexualmedizin an

der Medizinischen Akademie Magdeburg

ist bereits aktiv geworden. Ihr Leiter, Dr.

Hans-Joachim Ahrendt, hat dem Kultusmi-

nisterium von Sachsen-Anhalt bereits signa-

lisiert, daç seine Abteilung bei der Erstel-

lung der Richtlinien gern mitzuarbeiten be-

reit sei. Im Vorfeld lÅuft nun bis zum Som-

mer das Fortbildungsprogramm fÜr Lehrer.

Das Team besteht neben Dr. Ahrendt aus

der Diplom-Psychologin Dr. Carmen Beil-

fuç, der Dipl.-PÅdagogin Cornelia Haase

und der Dipl.-PÅdagogin Birgit Steimer.

Alle vier arbeiten seit Jahren zusammen

und haben die Entwicklung in der frÜheren

Bundesrepublik genau verfolgt. Ihre Ar-

beitsweise entspricht der Åhnlicher Ange-

bote andernorts. Zur àEinstimmungÇ

wurde in einer Art Rollenspiel deutlich ge-

macht, daç jede Lehrkraft aufgrund eigener

Erfahrungen und Einstellungen einen eige-

nen Zugang- zum Thema SexualitÅt hat.

àWir kÄnnen daher auch keine Patentre-

zepte liefernÇ, so Dr. Ahrendt, àmÄchten

aber helfen, Wege zu finden, wie man mit

Schulkindern Über SexualitÅt sprechen

kann.Ç

Bemerkenswert an diesem Kurs ist, daç

die Lehrerinnen bereit sind, die (niedrige)

GebÜhr aus eigener Tasche zu zahlen und

Wochenenden zu opfern. (Nebenbei: In der

DDR waren Lehrerinnen und Lehrer ver-

pflichtet, bis zu 2 Wochen ihrer Ferienzeit

fÜr Weiterbildung zu nutzen. Ob das so wei-

tergeht, da sei die GEW vor ...).

Ob allerdings das Zertifikat, das die Teil-

nehmerinnen erhalten, ihnen im Schul-

dienst etwas nutzt, ist fraglich, denn Zertifi-

kate als Qualifikationsnachweise fÜr Sexua-

lerziehung sind im bundesdeutschen Schul-

wesen ein Novum. Angesichts noch vielfach

ungeklÅrter WeiterbeschÅftigungsverhÅlt-

nisse kann es aber sicher nicht schaden,

wenn man seine FortbildungsbemÜhungen

schwarz auf weiç nachweisen kann. -1z-

Im FrÜhjahr 1990 wurde die in der Ver-

gangenheit immer wieder behinderte GrÜn-

dung einer Gesellschaft fÜr Sexualwissen-

schaft der DDR endlich Wirklichkeit. Nicht

wenige Mitglieder dieser Gesellschaft sind

auch in der Familienplanungsorganisation

àEhe und FamilieÇ aktiv tÅtig. Dr. Kurt

Bach, Vorstandsmitglied der Gesellschaft

fÜr Sexualwissenschaft und Dr. Harald

Stumpe, Vorsitzender des Landesverbandes

àEfa/Pro FamiliaÇ ThÜringen, arbeiten seit

vielen Jahren eng zusammen und sehen be-
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sonders in der teilweise stark vernachlÅssig-

ten sexualpÅdagogischen Arbeit groçen

Nachholbedarf. Sie verfaçten daher folgen-

des Statement, welches auch den zustÅndi-

gen Stellen der Landesregierungen Überge-

ben wird:

Sexualerziehung

in den Schulen

Es gehÄrt zu den Grundrechten aller Kin-

der und Jugendlichen, auch sexuell gebildet

und erzogen zu werden.

Diese Aufgabe ist sowohl Recht und Auf-

trag fÜr die Eltern als auch fÜr die gesell-

schaftlichen ErziehungstrÅger.

Vorschulkinder und SchÜlerInnen sind

keine asexuellen Wesen. Kinder verhalten

sich sexuell, wobei die Ausdrucksformen

kindlicher SexualitÅt sehr unterschiedlich

sein kÄnnen. In nicht wenigen Unterrichts-

themen sind sexuelle Probleme und Sach-

verhalte enthalten.

Die meisten PÅdagogen verfÜgen trotz

bestehender Unsicherheiten Über das not-

wendige Fachwissen und haben die Pflicht,

die ihnen anvertrauten Kinder und Jugend-

lichen allseitig zu bilden und zu erziehen.

Dazu gehÄrt die Beantwortung der Kinder-

fragen und die Vermittlung biologisch-medi-

zinischen Grundwissens im Sachunterricht

der Grundschule und im Biologieunterricht

der folgenden Schulstufen.

DarÜber hinaus sollen in diesen und in al-

len geeigneten FÅchern psychologische, ge-

sellschaftliche, kulturelle, juristische, kÜnst-

lerisch-Åsthetische u.a. Aspekte der Sexua-

litÅten berÜcksichtigt werden. Dabei sollte

auch die Lust- und Kommunikationsfunk-

tion der SexualitÅten uneingeschrÅnkt be-

jaht werden. Eine adÅquate erzieherische

Beratung zur Verantwortung des Einzelnen

fÜr sich und seine PartnerInnen soll die Her-

anwachsenden zur sinnvollen Selbstent-

scheidung und Selbstbestimmung befÅhi-

gen. Sexualerziehung muç daher emanzipa-

torisch sein und die ungestÄrte Sexualent-

wicklungals Teil der PersÄnlichkeit fÄrdern.

In diesem Sinne ist sie immer auch Vorbe-

reitung auf eine beglÜckende Partnerschaft

mit ihren vielfÅltigen Problemen. Dazu ge-

hÄrt ebenso das Beherrschen von Konflikt-

lÄsungsvarianten wie auch von sicheren Me-

thoden der Kontrazeption, um ungewollte

Schwangerschaften zu verhindern. Eine

weitere Aufgabe besteht in der BefÅhigung,

sich vor sexuell Übertragbaren Krankhei-

ten, einschlieçlich AIDS, zu schÜtzen.

GruppengesprÅche, die Einbeziehung

von Medien, Tagesereignisse und situative

Erlebnisse der SchÜler und methodische

Vielfalt sollen mit zunehmendem Alter die

àVerschulungÇ Überwinden und an deren

Stelle mehr und mehr das Prinzip der Frei-

willigkeit setzen.

Geeignete Unterrichtsmaterialien sind

zur VerfÜgung zu stellen, die Lehrer-, SchÜ-

ler- und Äffentlichen Bibliotheken mÜssen

ihre BestÅnde systematisch erweitern.

Schulfunk und Bildungsfernsehen sollten

Programme zur Sexualerziehung gestalten,

die von Schulen und Freizeitzentren genutzt

werden kÄnnen.

Das Bundesverfassungsgericht erklÅrte in

seinem Beschluç vom 21. 12. 77 die Sexua-

lerziehung in den Äffentlichen Schulen fÜr

legitim und legte die grundsÅtzliche Ent-

scheidungskompetenz Über die EinfÜhrung

und Groblernziele in die Verantwortung der

Landesparlamente, wobei diese an die vom

Bundesverfassungsgericht formulierten

Leitlinien gebunden sind.

Die Gesellschaft fÜr Sexualwissenschaft

hat sich, vorwiegend im Rahmen ihrer Ar-

beitsgemeinschaft àSexualerziehungÇ, in-

tensiv mit sexualpÅdagogischen Problemen

auseinandergesetzt und versichert den Par-

lamenten der neuen BundeslÅnder ihre Be-

reitschaft, sie bei der Entscheidungsfindung

Über Ziele, Inhalte und Methoden der Se-

xualerzichung zu beraten.

Wir halten es fÜr unbedingt erforderlich,

die SexualpÅdagogik in die Lehrerausbil-

dung obligatorisch aufzunehmen, den Stu-

denten Gelegenheit fÜr didaktische Studien

und die Entwicklung von Unterrichtseinhei-

ten zu geben, Themen fÜr schriftliche Arbei-

ten anzuregen. Weiterhin mÜssen zukÜnfig

vielfÅltige Formen der Fort- und Weiterbil-

dung zu sexualpÅdagogischen Schwerpunk-

ten fÜr PraktikerInnen initiiert werden. Die

Mitglieder der Arbeitsggemeinschaft,

ebenso VertreterInnen des Landesverban-

des àEfa/Pro FamiliaÇ ThÜringen, verfÜgen

Über umfangreiche Erfahrungen und stellen

diese gern zur VerfÜgung.

Sorgenvolle Mienen bekamen viele Psy-

chotherapeuten in der DDR, wenn sie an

ihre berufliche Zukunft im vereinten

Deutschland dachten. Wird ihre Ausbildung

anerkannt, werden sie zur Abrechnung mit

den Krankenkassen zugelassen und werden

sie Ausbildungswege, die sich nach ihrer

EinschÅtzung besser bewÅhrt haben als die

bundesdeutschen, in die Ausbildungsord-

nungen einbringen kÄnnen? Oder fÜrchten

sie zu Recht, daç ihnen die bestehenden

bundesdeutschen Regelungen kurzerhand

ÜbergestÜlpt werden?

Zu den wichtigsten Wurzeln solcher èngste

gehÄren die Unterschiede in der Psychothera-

pieausbildung hÜben und drÜben. Das wurde

auf einer Diskussionsveranstaltung deutlich,

die im Rahmen eines Psychotherapie-Sympo-

siums in Halle (Saale) stattgefunden hat. Die

Lehranalyse, die jeder durchlaufen muç, der

die Anerkennung als Psychoanalytiker an-

strebt, stand im Mittelpunkt der Kritik an

Lehre und Praxis der Psychotherapie in der

Bundesrepublik Deutschland. Sie wurde

Überwiegend von èrzten und Psychologen

aus der DDR formuliert, gleichwohl von vie-

len der anwesenden bundesdeutschen Kolle-

gen unterstÜtzt. Hans-Joachim Maaz, leiten-

der Psychotherapeut des Diakonie-Werkes in

Halle, bemÅngelte unter anderem, daç in der

Lehranalyse nicht mehr die Selbsterfahrung

im Sinne einer àTherapie des kÜnftigen Thera-

peutenÇ im Vordergrund stehe, sondern das

abschlieçende Zertifikat.

In der Bundesrepublik Deutschland ist

die Lehranalyse langwierig, teuer und nur

den èrzten zugÅnglich. In der DDR war

sie, sehr zum Leidwesen der tiefenpsycholo-

gisch orientierten Therapeuten, verboten.

Alles, was mit Psychoanalyse und den aus

ihr hervorgegangenen tiefenpsychologi-

schen Konzepten und Methoden zu tun

hatte, war tabu. Das konnte auch nur be-

dingt unterlaufen werden, indem man der

Sache offiziell einen anderen Namen gab

und sie àpsychodynamischÇ nannte.

Diese Situation hat dazu gefÜhrt, daç die

Fronten zwischen den Lagern der Psycho-

therapeuten in der DDR anders verlaufen

als in der Bundesrepublik Deutschland.

WÅhrend im Westen die Psychologen als

mÄgliche Konkurrenz und als angeblich

minderqualifiziert von vielen èrzten be-

kÅmpft werden, haben sich im Osten die

tiefenpsychologisch ausgerichteten èrzte

und Psychologen jetzt in einem gemeinsa-

men Berufsverband zusammengeschlossen.

Ebenso kÅmpfen im Lager der àBremserÇ

èrzte und Psychologen Seite an Seite.

FÜr die Psychologen, die ihre Leistungen

bisher ebenso wie die èrzte im Rahmen der

kostenlosen Gesundheitsversorgung der

DDR zur VerfÜgung gestellt haben, wÅre es

eine besondere HÅrte, wenn die derzeitigen

Zulassungskriterien zur Abrechnung mit

den Krankenkassen eines Tages auch fÜr sie

gÅlte: Sie wÅren dann von Berufs wegen

ausgeschlossen. Die Kassen Übernehmen

die Behandlungskosten in einer psychologi-

schen Praxis nÅmlich in der Regel nur dann,

wenn ein Arzt den Psychologen mit der Be-

handlung eines Patienten beauftragt hat.

Claudia Kronschwitz

in àFrankfurter RundschauÇ 22. 10. 90
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Hans-Joachim Maaz:

Der GefÜhlsstau: Ein
Psychoprogramm der
DDR. Argon Verlag,
Berlin, 1990. 248 Sei-
ten, DM 19,80.

Als ich Mitte November 90 dieses Buch

in einer Rostocker Buchhandlung kaufte,

war mir der Name Hans-Joachim Maaz be-

reits bekannt. Bekannt durch Berichte Über

das Forum àPsychotherapeuten Åuçern sich

zur Situation in unserem LandÇ am 27. Ja-

nuar 1990 in der Berliner Charite, durch

AufsÅtze wie àDie psychische Revolution

hat noch nicht stattgefundenÇ (in àPsycho-

logie HeuteÇ April 1990) und durch einen

Artikel von Wolf BÜntig àZwei Tage in

HalleÇ (in ZIST-Programm Jan.-Juni 1991),

in dem BÜntig von einem Besuch bei Maaz

in Halle berichtet. Voller Interesse begann

ich daher bei der RÜckfahrt von Rostock

nach MÜnchen - eine immer noch 14 Stun-

denreise å im àGefÜhlsstauÇ zu lesen und

muçte feststellen, daç mich dieses Buch,

auch nach der Ankunft in MÜnchen, tage-

lang beschÅftigte.

Worum geht es? Maaz, Jahrgang 1943,

Arzt und Psychotherapeut, seit 1980 Chef-

arzt der Psychotherapeutischen Klinik im

Evangelischen Diakoniewerk Halle, hat

dieses Buch in etwa zwÄlf Wochen àwie im

FieberÇ nach Feierabend geschrieben. Er

versteht es nicht als einen persÄnlichen Er-

fahrungsbericht: àAlle Aussagen hatten sich

lÅngst in den letzten zehn Jahren als emotio-

nales Erleben in meinem Bauch und Her-

zen und als Erkenntnisse in meinem Kopf

angesammelt.Ç Daç er es jetzt in dieser

Schnelligkeit niederschreiben konnte, ist
fÜr ihn Teil seiner ÖTrauerarbeit, meines per-

sÄnlichen Versuches der Vergangenheitsbe-

wÅltigung.Ç

Die BewÅltigung einer speziellen Vergan-

genheit, nÅmlich die des àreal existierenden

SozialismusÇ in der DDR, den Maaz als re-

pressives System im ersten Kapitel seines

Buches abhandelt: von der staatlichen Re-

pression Über die fÜhrende Rolle der Partei

SED zur Macht der àStaatssicherheitÇ und

der daran anschlieçenden Repression durch

die Justiz. Auch die repressive staatliche Er-

ziehung (hier bekommt die fast hundertpro-
zentige àVersorgungÇ durch Kinderkrippen

und -gÅrten und andere Einrichtungen ein

anderes Gesicht!), die familiÅre Repres-

sion, die repressive Medizin und auch die

kirchliche Repression werden dargestellt,

ebenso wie die àFolgen der RepressionÇ,

gebÜndelt in den Beschreibungen des

àMangelsyndromsÇ und des àGefÜhls-

stausÇ,

Das Mangelsyndrom ergibt sich fÜr Maaz

aus dem inneren Mangelzustand, bei dem

GrundbedÜrfnisse des Menschen, kÄrper-

lich, seelisch, sozial und spirituell betrach-

tet zu keiner Befriedigung kommen, analog

der Åuçeren Mangelsituation, die gekenn-

zeichnet war durch àdie ewige Suche nach

bestimmten Waren, das OrganisierenmÜs-

sen, die kleine Korruption der àBeziehun-

genÇ (im Volksmund: àVitamin BÇ), (die)

uns alle chronisch zermÜrbt (hat). Als Fol-
gen des Mangelsyndroms sieht er die Ent-

fremdung von der NatÜrlichkeit, Blockie-

rung der EmotionalitÅt und Spaltung der

PersÄnlichkeit.

Kapitel drei ist den KompensationsbemÜ-

hungen gewidmet. Hier beschreibt der Au-
tor zuerst Alltagskultur und Merkmale ei-

ner fÜr die DDR typischen Lebensweise als

Kompensationsversuch, bevor er sich den

Charakterdeformierungen, wie dem ge-

hemmten und dem zwanghaften Charakter,

zuwendet, und den sozialen Rollen als MÄg-

lichkeiten der Kompensation. Idealtypisch

werden die Machthaber, die Karrieristen,

die MitlÅufer, die Oppositionellen, die Aus-

reisenden/FlÜchtenden und die Utopisten

beschrieben.

In dem vierten Kapitel befaçt sich Maaz

mit der Psychologie der àWendeÇ. ErhÅlt es

fÜr geboten, die gesellschaftlichen VerÅnde-

rungsvorgÅnge des Oktober 1989, die als

àWendeÇ und àfriedliche RevolutionÇ deut-
sche Geschichte gemacht haben, auch aus

psychologischer Sicht kritisch zu wÜrdigen.

Was er dann auch tut und zu der schwerwie-

genden Aussage kommt: àEs hat keine Re-

volution stattgefunden! Es gibt zwar gravie-

rende politische, Äkonomische und soziale

VerÅnderungen, aber die psychischen Struk-

turen der Menschen sind bisher unangeta-

stet, so daç gesellschaftliche VerÅnderungen

weder aus den Menschen heraus gereift wÅ-

ren, noch in ihnen wurzeln kÄnnten.Ç Er be-

legt diese gewaltige Aussage in diversen Un-

terkapiteln, so in psychologischen Betrach-

tungen und Analysen der situativen Krise in

der DDR, des Ablaufs der dann folgenden

àfriedlichen RevolutionÇ, des Scheiterns

eines eigenstÅndigen Weges der Demokrati-
sierung der DDR, der GrenzÄffnung

(àDeutschland eilig VaterlandÇ), der Deu-
tung der Volkskammerwahlergebnisse, der

Folgen der àWendeÇ und in einem Nachtrag

... Problem der àGewaltfreiheitÇ.

Kapitel fÜnf befaçt sich mit dem Vereini-

gungsprozeç der beiden deutschen Staaten

als einem sozialpsychologischen Problem.

Maaz beschreibt zuerst die psychologische

Bedeutung der Spaltung Deutschlands

(àIch kann die DDR-Krise nicht losgelÄst

von der gesamtdeutschen Problematik und

letztlich auch nicht ohne Bezug auf Europa

und die Situation in der Welt sehenÇ), um

den Vereinigungsprozeç als psychischen Ab-

wehrvorgang zu sehen. Maaz ist hier sehr

mutig: Er wendet das àKollusionsprinzipÇ

JÄrg Willis auf das àdeutsche PaarÇ an, àum

auch die Spaltung des Landes in ihrem psy-

chologischen Zusammenspiel zu verste-

henÇ. Nicht nur die Spaltung, auch die Ver-

einigung kann seiner Meinung nach psycho-

logisch gefÅhrlich werden, àwenn jetzt die

unbewÅltigte psychische Vergangenheit bei-

der deutscher Staaten erneut ohne Trauerar-

beit verschmilztÇ.

Die beiden letzten Kapitel widmet Maaz

der Psychotherapie im Dienste der àpsychi-

schen RevolutionÇ und einer neuen àthera-

peutischen KulturÇ. Unter der àpsychischen

RevolutionÇ versteht er einen prozeçhaften

Weg, der uns mit àunseren gestauten GefÜh-

len konfrontiert, dem Wiedererleben aller

repressiven Erfahrungen und unseren unge-

stillten SehnsÜchtenÇ, einem àschmerzli-

chen Weg von Erkennen, FÜhlen und VerÅn-

dern.Ç Ein Weg fÜr beide Seiten: fÜr die

BRD in den Mauern der àreal existierenden

MarktwirtschaftÇ und fÜr die DDR in de-

nen des àreal existierenden SozialismusÇ.

Unter dem Begriff der àtherapeutischen

KulturÇ versteht Maaz àRahmenbedingun-

gen, die therapeutische MÄglichkeiten ver-

bessern und Mangelsyndrom und GefÜhls-

stau vermindern helfenÇ. Er beschrÅnkt

sich in der Beschreibung dann auf die Ge-

biete àKultur des ZusammenlebensÇ, àna-

tÜrliche GeburtÇ, àBegleiten statt Erzie-

henÇ, àGanzheitliche MedizinÇ und àWider

die autoritÅre ReligionÇ. (Maaz arbeitet in

einem kirchlichen Haus, das ihm fast ein

Jahrzehnt Schutz bot, aber eben auch Ek-

ken und Kanten hatte).

Maaz schlieçt sein Buch mit der Feststel-

lung: àWir sind im vereinten Deutschland

der gegenseitigen Projektionen und Abspal-

tungen beraubt. Wir haben die Wahl, uns

neue gemeinsame Opfer als ÖSchuldigeâ fÜr
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unsere innere Zerrissenheit zu suchen oder

die Vereinigung wirklich als einen Prozeç

fÜr Ganzheit zu begreifen, der uns DDR-

BÜrgern auch die verdrÅngte und gedemÜ-

tigte GrÄçe und WÜrde und den BRD-BÜr-

gern die abgespaltene innere Not und Ar-

mut wieder schenkt. In beiden Teilen

Deutschlands ist dazu ein emotionaler Ver-

arbeitungsprozeç vonnÄten ... Denn jede

Art von unbewÅltigtem àGefÜhlsstauÇ birgt

eine Gefahr: Er kann eine Zeitbombe sein

fÜr psychosomatische Krisen, psychische

Fehlentwicklungen und soziale Konflikte.

Deshalb - so das ResÜmee des gesellschafts-

kritischen Psychoanalytikers å dÜrfen nicht

allein wirtschaftliche Interessen zur Behe-

bung des Mangelsyndroms im Vordergrund

stehen. Seelische Zufriedenheit und Besin-

nung aufWerte menschlichen Zusammenle-

bens sind ebenso zentral eine Verpflichtung

fÜr Psychotherapeuten und Menschen in

helfenden Berufen. Und eine Herausforde-

rung nicht nur fÜr Menschen in der ehema-

ligen DDR.

Erica Fischer I! Petra

Lux: Ohne uns ist kein

Staat zu machen.

DDR-Frauen nach der

Wende. Verlag Kiepen-

heuer & Witsch, KÄln,

232 Seiten; DM 16,80

Das Urteil Über BÜcher, die in dieser Zeit

erscheinen, um etwas Über die DDR zu er-

zÅhlen, muç wohl zwangslÅufig ungerecht

ausfallen. So viel ist geschehen seit jener

Euphorie nach dem Mauerfall, als Journali-

sten sich im fremden Osten wie fÜndig ge-

wordene GoldgrÅber fÜhlen konnten und

bundesdeutsche Verlage reihenweise DDR-

Buchprojekte in Auftrag gaben.

Vorbei ist die Zeit der bedingungslosen

Neugier auf alles von drÜben. Heute mÜs-

sen Autoren schon mit EnthÜllungen oder

mit literarischer QualitÅt aufwarten, wenn

sie die Leser mit DDR Themen bannen wol-

len.

So werden es die Journalistinnen Petra

Lux (DDR) und Erica Fischer (ästerreich)

schwer haben mit ihren detailgerechten,

aber relativ schmucklosen Tonbandproto-

kollen Über den realsozialistischen Frauen-

alltag. Die Berichte Über BerufstÅtigkeit,

VersorgungsengpÅsse, staatlich manipu-

lierte Kindererziehung und staatlich defor-

mierte Gleichberechtigung muten seltsam

Überholt an. Eine Biographie ist nicht mehr

nur deswegen faszinierend, weil die ErzÅh-

lerin DDR-BÜrgerin ist.

Obendrein hatten die Interviewerinnen
nur drei Monate Zeit, um unter den ungÜn-
stigen DDR-Bedingungen (schlechte Infra-

struktur, kaum Telefonverbindungen) zu

recherchieren. Es war von zu vielen ZufÅl-
len abhÅngig, ob ein GesprÅch zugleich un-

terhaltsam und informativ gelang, etwa von

der Ausdruckskraft einer Befragten oder

der Begabung zur Selbstdarstellung. éber

beides verfÜgt die Ost-Berlinerin Gina. Die

Reflexionen der Schauspielerin und Kabar-

rettistin Über ihr Leben als Frau und KÜnst-

lerin im Sozialismus leben von ihrer Selbst-
ironie und sprachlichen OriginalitÅt. Ein
ganz anderes, nicht weniger eindringliches

SelbstportrÅt liefert die KÄchin Johanna B.

In schlichten Worten fÜhrt sie vor, wieviel

selbstbewuçter als viele Westfrauen die

DDR-Schwestern wurden, weil sie als Ar-

beitskrÅfte ebenso unentbehrlich waren wie

MÅnner. àDet is wahrscheinlich detÇ, sagt

Johanna, àwas die MÅnner hier hassen, daç

wir Frauen so unerhÄrt selbstÅndig sind.Ç

Wer jedoch auf eine aktuelle Variante des

einfÜhlsamen DDR-Frauen-Klassikers

àGuten Morgen, du SchÄneÇ hofft, den die

verstorbene DDR-Schriftstellerin Maxie

Wander vor 13 Jahren verÄffentlichte (und

der nach der Wende noch mal ein Auflagen-

plus erfuhr), wird mit der Neuerscheinung

enttÅuscht. éber zwei Jahre hatte Maxie

Wander ihre .GesprÅchspartnerinnen immer

wieder besucht, war ihnen bis zur Schmerz-

grenze nahegekommen. Eine intime Kennt-

nis der Person, die zurTeilnahme an einem

Lebenslauf zwingt, vermittelt nun allenfalls

das GesprÅch mit der Leipziger Journalistin

Petra L. - kein Wunder: Die Autorin Petra

Lux schildert in diesem Beitrag ihr eigenes

Leben.

Bei der eiligen Zusammenarbeit einer

Autorin aus dem Osten und einer aus dem

Westen konnte kaum ein homogenes Pro-

dukt entstehen. Falls es beabsichtigt war,

die unterschiedliche Arbeitsweise der Re-

porterinnen zu dokumentieren, ist das Ex-

periment gelungen. Die ästerreicherin

Erica Fischer bemÜht sich, der Schnellebig-

keit der jÜngsten Geschichte gerecht zu wer-

den. Sie bringt ihr GegenÜber dazu, immer

wieder zu ÜberprÜfen, ob das, was sie erzÅh-

len will, auch etwas Über die DDR aussagt,

ob es also aus westlicher Sicht interessant

ist.

Die Befragungen der DDR-BÜrgerin Pe-

tra Lux sind getragen von einem soeben er-

wachten, allgemein frauenbewegten Inter-

esse an allem, was die Geschlechtsgenossin-

nen mitzuteilen haben. Diese Introspektio-

nen weiblicher Befindlichkeit erinnern an

die Selbsterfahrungsexzesse aus den An-

fangsjahren des Emanzipationskampfes å

fÜr Westfrauen ein DejÅ-vu-Erlebnis.

Aus: Spiegel-Spezial; Nr. 3/1990 Bettina Musall

SexualitÅt BRD/DDR

im Vergleich

Pro Familia Nieder-
sachsen (Hrsg.): Se-

xualitÅt BRD/DDR im
Vergleich. Gerd )J. Herauseber

PRO FAMILIA Landesverband Niedersachsen
Holtzmeyer Verlag, Ruth Kurt? Runner. Horst Kast

Braunschweig 1991. Gens. Hakmeyt Verlag
416 Seiten, DM 33,-å.

Dieser Band gibt die Referate wieder, die

wÅhrend einer Fachtagung des Landesver-

bandes ÖNiedersachsen im Juli 1990 in Bad

Nenndorf gehalten wurden. Ruth Kuntz-

Brunner und Horst Kwast haben in mÜhsa-

mer Kleinarbeit die Vielzahl der sehr unter-

schiedlichen Referate zusammengefaçt,

ohne die Originale wesentlich zu verÅn-

dern. Der Reiz dieses Bandes liegt darin,

daç die Referate von der einzigen Fachta-

gung zu diesem Thema stammen, die es in

jener Zeit gab, als nebeneinander zwar freie

deutsche Staaten bestanden. Die nieder-

sÅchsische Frauenministerin Waltraud

Schoppe in ihrem Vorwort:

àDer Pro Familia Landesverband Nieder-

sachsen hat... einen Gedankenaustausch

zwischen SexualwissenschaftlerInnen, -Be-

raterInnen und TherapeutInnen aus Ost

und West eingeleitet. Die politischen Ereig-

nisse machen diese Tagung nicht nur zu ei-

ner geschichtlichen RaritÅt; die hier vorlie-

gende Tagungsdokumentation ist gleichzei-

tig ein Grundlagenpapier. Nach äffnung

der Mauer war es das erste groçe ExpertIn-

nen-Treffen, das SexualitÅt und Familienpla-

nung zum Thema machte. Ost und West tru-

gen ihre noch nicht aneinander angepaçten

wissenschaftlichen Ergebnisse und persÄnli-

chen Erfahrungen in der Beratung vor. Die

Spuren, die vierzig Jahre unterschiedlicher

politischer Strukturen auch im Intimbereich

hinterlassen haben, waren noch spÜrbar. Im

Osten scheint seitdem, wenn auch knir-

schend, ein Anpassungsmechanismus an

westliche Werte einzusetzen, der Zwischen-
tÄne und begriffliche Konnotationen zu ver-

decken droht. Beratungspraxis und Politik

kÄnnen aber nur human agieren, wenn sie
die Vergangenheit genau kennen, mit der

die Menschen Gegenwart erleben und ge-
stalten. Insofern ist diese Tagungsdokumen-

tation ein Nachschlagewerk und ein wichti-

ger Anstoç zur fundierten Reflektion.Ç

In dem Band sind Referate zu finden
von:

Aus der alten BRD: PÉof. Dr. Gerhard

Amendt (Bremen), Prof. Dr. Belschner (Ol-

denburg), Dr. Heinrich Betz (Norderstedt),

Norbert Christoff (Hannover), Christa Fal-
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kenstein (Peine), Thomas Groçmann (Ham-
burg), Dr. Klaus GÄrgens (Hannover), Pro.
Dr. Habermehl (Hamburg), Monika Hals-
band (GÄttingen), Prof. Dr. Helmut Kent-
ler (Hannover), Ruth Kuntz-Brunner
(Gehrden), Horst Kwast (Bad Nenndorf),

Dr. Annelies LÄffler (Kiel), Heidrun Mol-
lenkopf (Mannheim), Angela More (Han-

nover), Dr. Georg Neubauer (Bielefeld),

Klaus Oerters (Hannover), Dr. Susanne v.

Paczensky (Hamburg), Leonora van der

Starre (Hannover), Prof. Dr. Uwe Tewes

(Hannover), Dr. Renate Thies (Osna-

brÜck), Ulla TschÄtschel (Hettenleidel-

heim) und Dr. Urban Wiesing (MÜnster).

Aus der alten DDR: Dr. Hans-Joachim

Ahrendt (Magdeburg), Prof. Dr. Lykke

Aresin (Leipzig), Dr. Kurt Bach (Hohen-

mÄlsen), Dr. Carmen Beilfuç (Magde-

burg), Dr. Claus DrunkenmÄlle (Halle),
Cornelia Haase (Magdeburg), Dr. Gert

Henning (Markkleeberg), Marion Henning
(Markkleeberg), Dr. Ingeborg Kiene (Leip-
zig), Dr. BÅrbel KÄrner (Magdeburg),
Frank M. Kroschel (Markkleeberg), Elke

Lauschke (Leipzig), Margitta Scheinfuç

(Dessau), Dr. Siegfried Schnabl (Chem-
nitz), Birgit Steimer (Magdeburg), Ines Teç-
mer (Magdeburg), Dr. Steffen Wilsdorf

(Leipzig).

Hans H. FrÄhlich:
GlÜck und Leid in der
Partnerschaft. Deut-
scher Verlag der Wis-
senschaften, Berlin
1990. 168 Seiten,
DM7,80.

Ehen in der ehemaligen DDR gehen hÅu-

figer auseinander als in anderen LÅndern.

Eine Tatsache, die oft als àMankoÇ des So-

zialismus dargestellt wird, in Wirklichkeit

ganz pragmatische GrÜnde hat(te): Um zu

einer Wohnung zu kommen, heirateten
Paare in sehr jungen Jahren; auçerdem wa-

ren Frauen materiell nicht so abhÅngig von

ihren MÅnnern wie in anderen LÅndern. Im-

merhin waren Über 90 Prozent der Frauen

berufstÅtig.

Der Psychologe Dr. Hans H. FrÄhlich

will mit seinem Buch, das kurz nach der

Wende erschien, dennoch Partnern Wege

aufzeigen, wie Konflikte ohne Trennung be-

wÅltigt oder gar vermieden werden kÄnnen.

Er verspricht in dem nicht ohne Humor ge-

schriebenen Buch keine Allheilmittel, son-

dern gibt DenkanstÄçe. Sein Buch ist fÜr

Paare in der ehemaligen DDR nun viel-

leicht besonders aktuell, weil durch die

Massenarbeitslosigkeit der Zwang zum

Zusammenbleiben allein aus materiellen

GrÜnden wÅchst. Aber auch Paare in den

westlichen LÅndern kÄnnen von diesem

Band, der in der Reihe àPsychologie popu-

lÅrÇ des Deutschen Verlages der Wissen-

schaften erschienen ist, profitieren. -1z-

Henriette Wortrich

UGUSTE
IRCHHOFF

Henriette Wottrich:
àAuguste Kirchhoff,
Eine BiographieÇ, Do-
nat Verlag, Bremen
1990. 256 Seiten,
DM28,-.

Gasamcm & FuroreDr DOnATER vunG

Auguste Kirchhoff, Senatorenfrau in Bre-

men, stand fast dreiçig Jahre lang - bis zum
Beginn der Naziherrschaft 1933 - an vorder-
ster Front der bÜrgerlichen Frauenbewe-

gung, deren radikalem linken FlÜgel sie an-
gehÄrte. An der Seite von Minna Cauer,
Helene StÄcker, Lida Gustava Heymann
und Anita Augspurg kÅmpfte sie fÜr politi-

sche und sexuelle Gleichberechtigung von
Frauen und - seit dem Ersten Weltkrieg -
fÜr Frieden und VÄlkerverstÅndigung. Zu-
gleich war sie Mutter von fÜnf Kindern,

KÜnstlerin, Lehrerin, Sozialarbeiterin,

Journalistin, Rednerin und eine berÜhmte
Gastgeberin.

àEntweder ist Morden ein Verbrechen,

aber dann istás immer ein Verbrechen, nicht

aber wirdás zur Tugend, wenn die Groçen

der Welt es fÜr gut befinden - oder der

Mord (...)'ist erlaubt, dem einzelnen, wie
dem Volk der Massenmord. Keiner kann
Dir sagen, warum er eigentlich diesen

wahnsinnigen Krieg fÜhrt, jeder behauptet:

Zur Verteidigung von Recht, Kultur, Sitte.
FÜr alle VÄlker ist dieser Krieg ein ÖVerteidi-

gungskriegâ(...) Staaten werden lernen
mÜssen, was der Einzelmensch hat lernen

mÜssen, daç Über dem Faustrecht das wirk-

liche Recht steht,Ç entgegnete Auguste

Kirchhoff 1915 ihrer in Berlin studierenden

Tochter. Eine gerade in diesen Wochen

hochaktuelle Nachhilfe in Sachen Friedens-

politik.

Eine Biographie dieser bemerkenswerten

Frau von Henriette Wottrich, der Enkelin

Auguste Kirchhoffs, die ihre Groçmutter al-
lerdings persÄnlich nicht kennengelernt hat,

wurde 1990 verÄffentlicht.

Auguste Kirchhoff protestierte Äffentlich

gegen BevÄlkerungspolitik und grÜndete ei-

nen Verein zur UnterstÜtzung hilfsbedÜrfti-

ger Schwangerer, setzte sich fÜr eine Sexual-

beratungsstelle in Bremen ein, die damals

aber der èrzteverein zu verhindern wuçte,

war MitbegrÜnderin der Bremer Orts-

gruppe des Deutschen Bundes fÜr Mutter-

schutz, war engagierte Pazifistin, organi-

siert in der IFFF (Internationale Frauenliga

fÜr Frieden und Freiheit). 1928 reiste sie

zum internationalen Kongreç fÜr Sexualre-

form nach Kopenhagen. 1924 hatte sie am

Friedenskongreç in den USA teilgenom-

men, 1922 am Weltfrauenkongreç im Haag,

1921 am internationalen Frauenkongreç in

Wien.

Sie war fÜr die Abschaffung des $ 218 und

entlarvte die Motive von Kirche und Staat

in dieser Frage als reines Machtinteresse.

Ihre Entgegnung auf die Behauptung,

christliche Moral verbiete jede TÄtung, lau-

tete: Wo waren diese Forderungen christli-

cher Moral im Weltkrieg?Ç

Dadurch, daç die Autorin eine groçe Aus-

wahl aus der umfangreichen Korrespondenz

und aus Tagebuchaufzeichnungen zitiert, er-

mÄglicht sie es ihren LeserInnen, sich aus

diesen authentischen Aussagen ein eigenes

Bild von der Kirchhoff zu machen oder

auch vielleicht mit den Augen der Kirchhoff

z.B. die Bremer RÅterepublik zu erleben.

Viele sexualpolitische und friedenspoliti-

sche Fragestellungen und Forderungen der

Kirchhoff sind bis heute. immer noch aktu-

ell. Interessant ist diese Biographie darÜber

hinaus, weil sie ein historisches Dokument

des Lebens einer bÜrgerlichen Ehefrau und

Mutter zum Beginn dieses Jahrhunderts

darstellt. Elsbeth KÄhnken

Frank Herratk, Uwe Sieden (Mg)

Uwe Sielert/Frank Her-
rath: JugendsexualitÅt.
Peter Hammer Verlag.
Wuppertal 1990. 280

Seiten, DM 28,80.

Unter dem Titel àJugendsexualitÅt å zwi-

schen Lust und GewaltÇ.haben Frank Her-

rath und Uwe Sielert, eine Reihe von Auf-

sÅtzen versammelt, die sich aus unterschied-

licher Perspektive mit dem àSchattenreichÇ

jugendlicher Sexualerfahrung auseinander-

setzen.

Die beiden Herausgeber konstatieren im

Vorwort die einseitige Ausrichtung der Se-

xualpÅdagogik auf die zÅrtliche, schÄne und

sozial akzeptierte Seite von Jugendsexuali-

tÅt, wÅhrend selbst die progressiven Vertre-

ter unter den PÅdagogen den àschwierigenÇ

Teil dieser àsexuellen RealitÅtÇ aussparen.

àJugendsexualitÅt ist nicht nur schÄn, lie-

bevoll-zÅrtlich und anmutig, sondern auch

hÅçlich und gewaltsam.Ç
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Um diese å eher dunkleren - Seiten der

SexualitÅt geht es: Gewalt gegen Frauen,

Kindesmiçbrauch, die vielen Gesichter der

Pornographie, Prostitution, Vergewalti-

gung, subtile Formen von erniedrigender,

aggressiver SexualitÅt in der Sprache und

alltÅgliche sexistische Umgangsformen von

Jugendlichen å und/aber auch um das Un-

vermÄgen von PÅdagogik und Erziehung,

mit der Konfliktbeladenheit des Sexuellen

umzugehen.

Im ersten der insgesamt fÜnf themati-

schen Brennpunkte mit dem Titel àDie Bie-

dermÅnner und die Brandstifter- SexualitÅt

und GesellschaftÇ gibt Peter Kuhnert in sei-

nem Aufsatz àSaubere Republik å Eroti-

sche EiszeitÇ einen RÜckblick auf die rigide

kÄrper- und sexualfeindliche PÅdagogik der

50er Jahre. Er beschreibt die Schranken

und ZwÅnge, die konservative Ethik und

Moral jener Zeit, die sich offensichtlich jen-

seits von àLust und LiebeÇ befand und der

sich nur die Gruppe der sogenannten

àHalbstarkenÇ, Über ihnen das Idol des le-

gendÅren James Dean, widersetzte. So

wÜnscht sich Peter Kuhnert 1990, im Zeital-

ter von Aids und dem Wiedererstarken ei-

nes repressiven, sexualfeindlichen Klimas,

eine Renaissance der àRebellen der

LiebeÇ. Wie sie wohl aussehen kÄnnten,

ÜberlÅçt er der Phantasie der LeserInnen.

Uwe Sielert plÅdiert in seinem Beitrag

àDie Glut der BegierdeÇ fÜr die MÄglich-

keit, sich dem àSchattenreichÇ des Sexuel-

len auch pÅdagogisch zu nÅhern. Er tritt fÜr

eine Form der Sexualerziehung ein, die

nicht nur die Vermittlung von Wissen, von

Worten und Bildern, sondern auch sinnliche

Erfahrung und Anschauung miteinschlieçt.

Dazu gehÄrt fÜr ihn auch die Erweiterung

des Vokabulars und des Handlungsspiel-

raums der SexualpÅdagogik. Sexualerzie-

hung sollte eher ein àBegleitenÇ, ein ge-

meinsamer àSuchprozeçÇ sein, um so

schwierige Themen wie die Wechselbezie-

hung von Lust und Liebe, den Umgang mit

der Angst und Überhaupt die verschiedenen

Arten des àDurcheinanderseinsÇ in dieser

schwierigen Zeit zu meistern.

Abschlieçend diskutiert Sielert am Bei-

spiel pÅdagogischer Arbeit zum Thema Por-

nographie die Chancen, die sich ergeben,

wenn die Bearbeitung/Verarbeitung der

Schattenseite des Sexuellen praktiziert

wird.

Ursula Enders und Elisabeth Fey unter-

suchen in ihrem Artikel das Problem des se-

xuellen Miçbrauchs von MÅdchen und Jun-

gen. Sie lassen Betroffene zu Wort kommen

und dokumentieren dabei auch, wie Kinder

sich gegen den Miçbrauch wehren und wie

wenig eigentlich die betroffenen MÅdchen

und Jungen von ihrer Umwelt verstanden

werden.

Eine sinnvolle PrÅvention leistet hier

auch, so die Autorinnen, eine àemanzipato-

rische Sexualerziehung, die die Selbstbe-

stimmung Über den eigenen KÄrper und die

Entfaltung einer lustvollen SexualitÅt an-

strebt.Ç

Die 17 BeitrÅge dieses Buches widmen

sich recht umfassend dem facettenreichen

àanderen GesichtÇ von SexualitÅt.

Sehr verschieden in Sprache und Stil,

manchmal auch zum Widerspruch reizend,

eine bunte Mischung jedenfalls, die sich ei-

nes bis heute reichlich unterbelichteten Ka-

pitels der SexualitÅt annimmt.

Die Texte zeigen fÜr die SexualpÅdagogik

eine Reihe interessanter und spannender

LÄsungsmÄglichkeiten auf, auch wenn ich

diese PÅdagogik nicht nur erlebe, wie sie im

Vorwort des Buches charakterisiert wird.

àDas hohe Lied der LiebeÇ wird, wie mir

scheint, doch Äfters durch àSex and Drugs

and RockánáRollÇ ÜbertÄnt. Zum GlÜck.

Anne Hooper: Mas-

sage und Liebe. No-

riam Verlag, Olten,
1989. 133 Seiten; DM

28,80

Massage als bewuçte und konzentrierte

Form der BerÜhrung empfiehlt die Autorin

im vorliegenden Buch, in dem verschiedene

Massagetechniken Übersichtlich und in-

struktiv dargestellt werden.

Die ansprechende Aufmachung und groç-

zÜgige PrÅsentation unterscheiden sich

wohltuend von _selbsthilfeorientierten

ébungsbÜchern der 70er Jahre.

Ein kurzer éberblick Über den Inhalt

zeigt die Vielfalt der Anwendungsbereiche:

Die ersten Kapitel umfassen Kopf-, Fuç-,

RÜcken- und GanzkÄrpermassage. Eine

ausfÜhrliche Anleitung zur Handmassage

wird in einem spÅteren Abschnitt beschrie-

ben, der der Massage und BerÜhrung alter

Menschen gewidmet ist. FÜr Paare finden

sich BerÜhrungsspiele, die Sinnlichkeit und

bewuçtes KÄrpererleben vermitteln, und

Formen intensiver erotischer Massage.

Daneben sind Massagen in der Schwan-

gerschaft und fÜr Babies ebenso berÜcksich-

tigt wie spezielle Techniken, beispielsweise

bei Kopfschmerzen oder Nacken- und RÜk-

kenverspannungen.

In diesen praktischen Anleitungen und

Anregungen zu konkreter Erfahrung liegen

der Wert und die StÅrken des Buches von

Anne Hooper.

Der Untertitel àBerÜhrung als Lebens-

hilfeÇ weist allerdings auf ein weitergehen-

des Anliegen der Autorin hin: Wo sie fÜr

eine àBerÜhrungskulturÇ werben will und

entsprechende Anleitungen liefert oder sich

um eine wissenschaftliche BegrÜndung be-

mÜht, bleibt die Darstellung schlicht und

wenig systematisch.

AutoritÅten wie Pfarrer, CollegeprÅsiden-
ten oder àanerkannte TherapeutenÇ heran-

zuziehen, um den LeserInnen die Angst vor

BerÜhrungen oder Nacktheit oder vor sexu-

ellen Empfindungen in Massagesituationen

zu nehmen, wirkt ebenso naiv wie manche

Erfolgsberichte zur Anwendung von Massa-

getechniken.

Dies gilt auch fÜr das Kapitel àBerÜhrung

als SexualtherapieÇ. Nach einer ébungs-

folge, die aus vorangehenden Abschnitten

zusammengestellt ist und in der sich die In-

timitÅt der BerÜhrung steigert, werden In-

struktionen gegeben, die im wesentlichen

sexualtherapeutischen SensualitÅtsÜbungen

entsprechen (einschlieçlich der Vereinba-

rung, auf Koitus zu verzichten).

Die Anmerkung, die ébungen kÄnnten

àPaaren mit zufriedenstellendem Sexualle-

ben neue Impulse gebenÇ, ist sicher leicht

zu akzeptieren. Die sich anschlieçende Dar-

stellung von ébungen zur Behebung sexuel-

ler StÄrungen wirkt dann aber insgesamt

simpel und verspricht zu rasche Erfolge

(auch wenn Hinweise auf Beziehungspro-

bleme und Notwendigkeit von Therapie zu

finden sind). Christa Falkenstein

Sylvia Schneider,
Birgit Rieger: Das Auf-
klÅrungsbuch, 1990,
Ravensburger Buch-

verlag, 144 Seiten; DM

22,å.

àDas AufklÅrungsbuchÇ vermittelt schon

beim oberflÅchlichen Durchlesen den Ein-

druck, daç mit Witz, Lust und Offenheit

Themen besprochen werden, die Jugendli-
che von heute besprechen wollen und die

von Erwachsenen nicht mehr vermieden,

verschwiegen werden sollten. Eine Vielfalt

zeitgerechter, bunter Illustrationen ermÄg-

licht eine Identifizierung Jugendlicher mit

den im Buch gezeigten Figuren und ergÅnzt

die verstÅndlichen, informativen Texte. In

den einzelnen Kapiteln wird neben der
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Sachebene immer auch die psycho-soziale

Situation der Jugendlichen angesprochen.

Das Thema PubertÅt wird als àZeit der

VerÅnderungenÇ von der kÄrperlichen Seite

bei MÅdchen und bei Jungen getrennt be-

handelt. Die psychischen und sozialen Pro-

bleme des Erwachsenwerdens werden ein-

fÜhlsam geschildert. Jugendliche werden

sich verstanden fÜhlen bei der Darstellung

der Konflikte mit Eltern, Schule und gleich-

und gegengeschlechtlichen Freundschaften.

In dem Kapitel àErste LiebeÇ geht es um

das, was Liebe und Verlieben sein kann, es

geht um das Hineinwachsen in die Rolle des

Frau-seins und des Mann-seins. Nicht ver-

gessen werden schmerzliche GefÜhle wie

Liebeskummer.

Am umfangreichsten sind die Themen Se-

xualitÅt und VerhÜtung dargestellt. Sehr ein-

fÜhlsam und informativ werden Petting,

Orgasmus und Selbstbestimmung in der

SexualitÅt beschrieben.

Das Kapitel àVerhÜtung und VerhÜtungs-

mittelÇ beginnt mit dem ersten Besuch von

MÅdchen beim Frauenarzt und dem ersten

Besuch von Jungen beim Urologen. Alle er-
hÅltlichen VerhÜtungsmittel werden sach-

lich, neutral vorgestellt, und ihre Anwen-

dung erklÅrt.

Die Themen Fruchtbarkeit, Schwanger-

schaft, Geburt, Schwangerschaftsabbruch,

allgemeines Wohlbefinden, Geschlechts-

krankheiten und Aids nehmen vergleichs-

weise weniger Raum in Anspruch, enthal-

ten jedoch die wichtigsten, grundlegenden

Informationen. Zu àAidsÇ wird in einem ge-

sonderten Abschnitt auf die Ansteckungsri-

siken, besonders aber auf die Nicht-risiken

eingegangen.

Im Anhang sind Adressen von Jugend-,

Sexual- und anderen Beratungsstellen in

grÄçeren StÅdten West-Deutschlands zu fin-

den, ebenso ein Stichwortverzeichnis.

Diesem insgesamt sehr positiven Gesamt-

eindruck steht nur wenig KritikwÜrdiges ge-

genÜber: Sex wird gleichgesetzt mit Liebe;

die Antibabypille wird als bedenkenlos ein-

zunehmendes Medikament gegen Akne vor-

gestellt; der Mangel an VerhÜtungsmittel-

auswahl fÜr den Mann wird nicht hinter-

fragt.

Das Buch ist fÜr Jugendliche sehr geeig-

net. Es kann durch seine jugendgerechte,

mutmachende, enttabuisierende Offenheit

einen wichtigen Beitrag zur SexualaufklÅ-

rung leisten.

Eltern werden beim Lesen dem breiten

Spektrum der Probleme Jugendlicher in ih-

rer Lebenswelt begegnen. FÜr die Sexual-

pÅdagogische Arbeit kann die Gestaltung

des Buches und die ThemenauswaHl eine in-

teressante Anregung sein.

Brigitte Koch

Renate Sadrozinski:

Die ungleiche Praxis

des $218. Eine Dar-

stellung der Wege und
Umwege zu einem le-

galen Schwanger-
schaftsabbruch in der

Bundesrepublik
Deutschland im Jahre

1990. _ Heinrich-BÄll-
Stiftung, KÄln 1990.

104 Seiten, DM 8,å.

XIS DES

Die Untersuchung von Renate Sadrozinski

entstand als Kooperationsprojekt mit dem

Frauenrat der Heinrich-BÄll-Stiftung. Die

Autorin zeigt Wege, Zeiten, Fristen, Kosten

und Anlaufstellen nach. Sie zeigt ebenfalls

auf, wie Frauen Informationen vorenthalten

werden, um sich legal verhalten zu kÄnnen.

DarÜber hinaus enthÅlt die BroschÜre einen

ausfÜhrlichen Adressenanhang von Bera-

tungsstellen sowie zahlreichen Statistiken und

Schaubilder. Die Studie ist gegen einen Ko-

stenbeitrag von 8,å DM (incl. Porto) bei der

Heinrich-BÄll-Stiftung, Unter KrahnenbÅu-

men 9, 5000 KÄln 1, anzufordern.

Neuerscheinungen

In dieser Rubrik teilt die Redaktion mit,

welche Neuerscheinungen ihr zugesandt wur-

den. Eine Beurteilung ist mit dem Abdruck

nicht verbunden.

Maja Langsdorff: Kleiner Eingriff å gro-

Bes Trauma?. Gerd J. Holtzmeyer Verlag,

Braunschweig 1991. 184 Seiten, DM 26,80.

SchultelBÄhme-Bloem: Bulimie. Thieme,

Stuttgart 1991. 208 Seiten, DM 39,-.

Ulf Preuss-Lausitz, Tobias RÜlcker, Helga

Zeiher (Hrsg.): SelbstÅndigkeit fÜr Kinder å

die groçe Freiheit?. Beltz, Weinheim 1990.

207 Seiten, DM 36,-.

Feministisches Frauengesundheitszentrum

Berlin (Hrsg.): Clio Nr. 32 (Zeitschrift).

Gegen Vorauszahlung von DM 6,- auf Post-

girokonto 783-104 Berlin (FFGZ, Bamber-

ger Str. 51, 1000 Berlin 30).

Gerdhard GlÜck/Andrea Scholten/Gisela

StrÄtges: Heiçes Eisen Sexualerziehung.

Deutscher Studienverlag, Weinheim 1990.

196 Seiten, DM 29,-.

Christian BÜttner, Aurel Ende (Hrsg.):

Trennungen. Beltz, Weinheim 1990. 200 Sei-

ten, DM 29,80.

Jetzt als Video:

àDarÜber spricht

man nichtÇ

éber 100.000 Zuschauer, vor allem

Kinder, haben bis 1989 das Theater-

stÜck àDarÜber spricht man nichtÇ ge-

sehen - trotz zahlreicher WiderstÅnde

aus dem konservativen Lager. Nach

wie vor gilt dieses StÜck der àRoten

GrÜtzeÇ als das beste zumThema Auf-

klÅrung.

Die Filmemacherin Loretta Walz
hat nun das TheaterstÜck fÜr einen Vi-

deo-Film gestaltet, eine schwere, den-

noch gelungene Aufgabe, denn das
StÜck lebt von der aktiven Teilnahme

des Publikums. Der 75-Minuten-Strei-

fen kann in Einzelteilen oder in gan-

zer LÅnge gezeigt werden.

Das Video kann fÜr 60,å- Mark fÜr

eine VorfÜhrung geliehen werden. FÜr

270 Mark kann man es kaufen, aller-

dings ohne das Recht zur Äffentlichen

AuffÜhrung å das kostet dann 398

Mark. Einzelheiten sind bei Loretta

Walz, Wielandstr. 32, 1000 Berlin 12,

zu erfahren. ébrigens hat auch die

Pro Familia-Vertriebs--GmbH (Gut-

leutstr. 139, 6000 Frankfurt) dieses Vi-

deo in sein Programm aufgenommen.

Videofilm àSeelenmordÇ

Schattenriss, eine Arbeitsgruppe gegen

den sexuellen Miçbrauch an MÅdchen, hat

fÜr den Einsatz auf Fortbildungen einen Vi-

deofilm Über Signale sexuell miçbrauchter

MÅdchen produziert, dessen Ausleihe oder

Verkauf wir Ihnen anbieten wollen.

Die Mitarbeiterinnen des Vereins erarbei-

ten dazu ein didaktisches Begleitheft, das

dem Film nach Fertigstellung beigefÜgt

wird.

Im Kaufpreis ist ein Solidarbeitrag zur

Filmfinanzierung enthalten, da noch immer

etwa DM 70000,- der Produktionskosten

fehlen. Die wichtigsten technischen Anga-

ben im einzelnen:

Seelenmord å Abschied vom Mythos Fa-

milie, 22 Minuten, Farbe, Kopie von MAZ,

I Zoll. LeihgebÜhr einer VHS Kassette 7

Tage 90,- DM, Kauf 500,- DM.

Nachdem die éberweisung auf das Film-

konto eingegangen ist, wird die Kassette zu-

geschickt. Filmkonto: 1198563, BLZ

29050101, Sparkasse Bremen. Bestella-

dresse: Heidrun MÄssner, Am Dobben 114,

2800 Bremen1,Tel.: 0421/76684.
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In Bonn bahnt sich ein neuer Skandal um

die Sexualerziehung an. Zugleich zeigt sich,

daç man im Familienministerium in den

letzten acht Jahren nichts gelernt hat.

Zur Erinnerung: Ende 1982 å nach der

àWendeÇ å verfÜgte der damalige Familien-

minister Heiner Geiçler die Vernichtung

von 80000 Exemplaren der Medienmappe

àbetrifft: sexualitÅtÇ; Über zweihundert

neue Kopien der siebenteiligen Filmserie

wurden eingezogen. Die in den Bildstellen

lagernden Filme wurden zurÜckgefordert

und gleichfalls vernichtet. Proteste aus der

Erziehungspraxis, von den Hochschulen

und aus dem Lager der Parteien blieben

ohne Erfolg.

Drei Jahre lieç sich die CDU-FDP-Regie-

rung Zeit, bevor sie ausgangs 1985 einen

Auftrag an eine Projektgruppe vergab, die

neue Materialien entwickeln und erproben

sollte. Ein Team um Professor Siegfried Keil

(UniversitÅt Dortmund) wurde mit der Auf-

gabe betraut, Leiter des Projekts wurde

Priv. Doz. Dr. Uwe Siebert. Drei Jahre ar-

beitete das Team an den Materialien, die

nicht nur am Schreibtisch entstanden, son-

dern als Handlungsforschungsprojekt mit

den verschiedensten Jugendgruppen ent-

wickelt und erprobt wurden.

Zustande kamen Materialien, die schon

jetzt von Sozialarbeitern und Hochschulleh-

rern als bemerkenswerter Ansatz bezeich-

net werden, Jugendlichen Hilfen bei der

Findung ihrer sexuellen IdentitÅt zu geben.

In zehn Paketen entwickelte die Dortmun-

der Gruppe Arbeitshilfen, die die individu-

ellen, sozialen, ethischen und biologischen

Aspekte der SexualitÅt thematisieren. Zu

den ausgearbeiteten Bereichen gehÄren:

Werte, Normen, Orientierungen, Beziehun-

gen, Geschlechtsrollen, KÄrper, Sprache,

AIDS, Gewalt und SexualitÅt sowie die Pro-

blematisierung der SexualpÅdagogik selbst.

FÜhrende Fachvertreter haben inzwi-

schen die theoretische Konzeption gewÜr-

digt und die Vielfalt der methodischen und

didaktischen Anregungen gelobt. Positive

Stellungnahmen liegen vor von Wolfgang

BartholomÅus, Ernest Borneman, Gerhard

GlÜck, Friedrich Koch u.v.a.

Um so mehr muç der Umgang des Auf-

traggebers, des Bundesministeriums fÜr Ju-

gend, Familie, Frauen und Gesundheit, mit

den Materialien und mit deren Autorinnen

und Autoren Überraschen.

Nach dem Empfang der Materialien bat

man im Ministerium um einige Korrektu-

ren. Das Team lieferte sie innerhalb weniger

Wochen ab. Nach fast neun Monaten und

nach mehrfachem DrÅngen, die Materialien

zu verÄffentlichen, bittet das Ministerium

abermals um Korrekturen, diesmal aber so

diffus, daç das Team keinen prÅzisen Auf-

trag erkennen kann.

Schlieçlich wurde klar, daç die Materia-

lien in der vorgelegten Form nicht verÄf-

fentlicht werden sollen. Wie zieht sich eine

BehÄrde aus der AffÅre? Sie ordert eine Ex-

pertise an.

So auch das BMJFFG: Eine zweijÅhrige

Erprobungsphase solle die Materialien in

der Praxis testen.

Obwohl die Medien bereits in der Praxis

und mit Jugendlichen und Sozialarbeitern

in verschiedenen VerbÅnden entwickelt wur-

den, lÅçt sich das Team auf den Vorschlag

ein. Projektbeschreibungen werden angefer-

tigt und neue AntrÅge an das Ministerium

gestellt...

Da kommt im Februar 1990 eine mÜndli-

che Botschaft aus dem Ministerium, mit der

das gesamte Erprobungsprojekt und jede

weitere Zusammenarbeit mit der Dortmun-

der Gruppe abgesagt wird.

Statt dessen verfolgt das BMJFFG nun ei-

nen neuen Plan: eine ZwÄlferkommission

wurde mit der Aufgabe betraut, die Mate-

rialien zu begutachten und zu revidieren.

Vorgesehener Zeitraum fÜr den Bericht: 12

Monate!

Das Verfahren ist in mehrfacher Hinsicht

skandalÄs.

* Es disqualifiziert zahlreiche Fachvertre-

ter aus der Jugendarbeit, die die Medien

mit dem DortmunderTeam in nahezu 70

Praxisveranstaltungen in der Jugendver-

bandsarbeit entwickelt und erprobt ha-

ben.

* Es stÄçt alle diejenigen vor den Kopf,

die seit der AnkÜndigung neuer Materia-

lien - im Jahre 1982!! - auf Hilfestellung

in der sexualpÅdagogischen Jugendarbeit

warten. Diese Situation hat sich seit dem

2. Oktober noch verschÅrft. Die Sexual-

erziehung in der ehemaligen DDR
wurde von dem SED-Regime in engen

Schranken gehalten. Verantwortungs-

volle PÅdagoginnen und PÅdagogen er-

warten dringend Orientierungen und

Praxishilfen.

* Schlieçlich weckt der unglaubliche Um-

gang des Ministeriums mit den Wissen-

schaftlern von der Dortmunder Universi-

tÅt erhebliche Zweifel daran, ob die Be-

hÄrde ihren Auftrag ernst gemeint hat.

Auch fÜr den Steuerzahler dÜrfte dieser

neue Fall einer behÄrdlichen UnterdrÜk-

kung von Sexualerziehung nicht gleichgÜl-

tig sein. Bisherige Kosten des Projekts: 1,5

Millionen DM.

Wer sich Über die Materialien und Über

die nÅheren UmstÅnde ihrer Behinderung

informieren mÄchte, Öwende sich bitte an

àModellprojekt Entwicklung und Erpro-

bung sexualpÅdagogischer Arbeitshilfen fÜr

die JugendarbeitÇ an der UniversitÅt Dort-

mund z.Hd. Frank Herrath Rheinland-

damm 199, 4600 Dortmund 1.

Veranstaltungen

Termine

Psychotherapie unter der Lupe

Die Deutsche Gesellschaft fÜr Verhaltens-

therapie (DGVT, Postfach 1343, 7400 TÜ-

bingen) ruft auf zurTeilnahme am Kongreç

àPsychotherapie unter der LupeÇ. Er findet

vom 16. bis 21. Februar 1992 in Berlin statt.

Wer sich fÜr den Kongreç interessiert oder

sogar BeitrÅge beisteuern mÄchte, sollte

sich umgehend an die DGVT wenden.

PrÅvention im Wandel

Unter der Schirmherrschaft von Rita SÜç-

muth veranstaltet die Gesellschaft fÜr wis-

senschaftliche _GesprÅchspsychotherapie

(GwG) eine Fachtagung. Sie steht unter

dem Motto àPrÅvention im WandelÇ und

findet vom 11. bis 13. MÅrz in GÄttingen

(UniversitÅt) statt. NÅhere Informationen:

GwG, Tel. 0221/252917.

Bioenergetik und SexualitÅt

Die Sexualberatungsstelle im Zentrum

fÜr Individual- und Sozialtherapie (ZIST)

bietet vom 3. bis 7. April einen Fortbil-

dungs-Workshop unter dem Thema àBioe-

nergetik und SexualitÅtÇ in MÜnchen an.

NÅhere Informationen: ZIST, Richard-Wag-

ner-Straçe 9, 8000 MÜnchen 2.

Weiterbildung fÜr Frauen

Der Verein Weiterbildung fÜr Frauen

(Venloer Straçe 405-407, 500 KÄln 30) bie-

tet bis zum Sommer eine FÜlle von Weiter-
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bildungsveranstaltungen an, die teilweise

unter die Bestimmungen des Bildungsur-

laubs fallen. Mehrere Veranstaltungen be-

fassen sich mit dem Thema sexueller Miç-

brauch. Einzelheiten kÄnnen beim Verein

angefordert werden.

Weiterbildung fÜr èrzte und èrztinnen

Je mehr ein Arzt den Patienten nicht nur

in seiner KÄrperlichkeit wahrnimmt, und je

mehr er sich ihm im Sinne eines ganzheitli-

chen Menschenbildes widmet, desto mehr

ist er selbst auch als Mensch betroffen. Dies

gilt ganz besonders, wenn es um SexualitÅt

geht. Eine solche Haltung impliziert den

Mut zur eigenen Verunsicherung. Sie bietet

aber auch besondere Chancen: Der Patient,

die Patientin fÜhlt sich besser aufgehoben,

der Arzt, die èrztin hat Über eine bloçe

Symptombehandlung hinaus die MÄglich-
keit, sonst nicht eruierbare Ursachen fÜr

eine Erkrankung festzustellen und in den
Behandlungsplan zu integrieren.

Pro Familia Bremen bietet nun mit einem

Seminar fÜr èrzte und èrztinnen Gelegen-
heit, ihr Wissen Über SexualitÅt zu vertie-

fen, Situationen aus ihrem beruflichen All-
tag, in welchen SexualitÅt eine Rolle ge-

spielt hat, unter fachlicher Anleitung super-

vidorisch aufzuarbeiten und die Verflech-
tung eigener Grenzen, Werte und Normen

mit dem immer noch bestehenden sexuellen

Tabu in unserer Gesellschaft zu reflektieren.

Das Seminar findet von Freitag, 21. Juni

(18 Uhr) bis Sonntag, 23. Juni (15 Uhr

Ende) im Pro Familia-Beratungszentrum,

Stader Str. 35, 2800 Bremen 1, unter der

Leitung von Elfie Siegel und Roland Stein

statt. Die TeilnahmegebÜhr betrÅgt 100

Mark.

Anmeldung schriftlich bei Pro Familia

Bremen, Stader Str. 35, 2800 Bremen. Auch

das Halbjahresprogramm kann dort ange-
fordert werden.

Bundeskongreç fÜr Rehabilitation

Der 2. Bundeskongreç fÜr Rehabilitation

findet vom 23. bis 25. Oktober 1991 im DÜs-

seldorfer Messe-Kongreç-Center - MKC -

statt. Parallel hierzu lÅuft die àReha á91* å

Internationale Ausstellung mit Forum und

Sportcenter vom 23. bis 27. Oktober 1991.

In drei Plenarveranstaltungen und 20 Ar-

beitsgruppen sollen Aufgaben der Rehabili-

tation in den 90er Jahren aufgezeigt und

VorschlÅge fÜr den Bereich der medizini-

schen, beruflichen und sozialen Rehabilita-

tion erarbeitet werden.

NÅhere Informationen erhalten Sie bei

der Bundesarbeitsgemeinschaft fÜr Rehabi-

litation, Walter-Kolb-Str. 9-11, 6000 Frank-

furt/Main 70, Tel.: 069/60 5018-33 und 069/

6050 18-26.

Ausstellung zum

Thema Miçbrauch

Die àWildwasserÇ-Frauen aus Minden ha-

ben das Ziel, Menschen zu erreichen, die

sich mit der Situation und den Problemen

sexuell miçbrauchter MÅdchen und Frauen

auseinandersetzen. In Wort, Bild und sym-

bolischer Darstellung versuchen sie, die

vielschichtigen Aspekte aufzuzeigen, ohne

den Anspruch auf VollstÅndigkeit zu erhe-

ben.

Die Ausstellung àSexueller Miçbrauch an

MÅdchenÇ ist in gemeinschaftlicher Arbeit

der Gleichstellungsstelle der Stadt Minden

und des Kreises Minden-LÜbbecke, des

Amtes fÜr Jugend und Sport im Kreis Min-

den-LÜbbecke und des Vereins àWildwas-

serÇ Minden entstanden. Sie kann ausgelie-

hen werden Über: Wildwasser Minden, Alte

Kirchstr. 11-15, 4950 Minden, (Tel. 0571/

87677).

Systematische Beratung

Das Institut fÜr systematische Beratung

in Hanau fÜhrt vom Arbeitsamt gefÄrderte

Weiterbildungsveranstaltungen fÜr soziale

und pÅdagogische Berufsgruppen durch so-

wie Einzelseminare zu verschiedenen The-

men. Programme kÄnnen direkt beim Insti-

tut angefordert werden: KrÅmerstr. 5, 6450

Hanau 1.

World Congress for Sexology

Vom 17. bis 22. Juni 1991 findet in Amster-

dam der 10th World Congress for Sexology

statt.

Die Abteilung fÜr Fachstudien- und Kon-

greçreisen der Deutsches ReisebÜro GmbH

bietet zu dieser Veranstaltung eine preiser-

mÅçigte Flugpauschalreise, eine Bahnpau-

schalreise sowie nur das Hotelarrangement

an. Das Reiseprogramm kann unverbind-

lich angefordert werden bei: Deutsches Rei-

sebÜro GmbH, Der-Congress, Abt. 7112/

Ru, Eschersheimer Landstr. 25-27, 6000

Frankfurt, Telefon: (069) 1566-389.

Frauen-Film-Festival Dortmund

Vom 12. bis 17. April findet in Dortmund

das dritte Frauen-Film-Festival unter dem

Motto àMaschinenstÜrmerinnenÇ statt. NÅ-

here Indormationen bei àfemme totalÇ, c/o

KulturbÜro der Stadt Dortmund, Klep-

pingstraçe 21-23, 4600 Dortmund.

Redaktionsschluç fÜr

die nÅchsten Ausgaben

Die Redaktion freut sich Über jeden

Beitrag aus dem Kreis der Leserinnen

und Leser, auch Über Leserbriefe (die

sollten mÄglichst kurz gehalten sein,

damit KÜrzungen nicht erforderlich

sind).

Heft 3/91 zum Thema àPaareÇ erscheint

Anfang Mai. Das Schwerpunktthema

ist redaktionell abgeschlossen. Aktuelle

Kurzberichte kÄnnen bis zum 30. MÅrz

eingeschickt werden.

Heft 4/91 zum Thema àGewalt in der

FamilieÇ erscheint Anfang Juli 1991.

Redaktionsschluç fÜr BeitrÅge zum

Schwerpunktthema ist der 30. MÅrz,

fÜr aktuelle Kurzberichte ist es der 2.

Mai 1991.

Beilagenhinweis: Dieser Ausgabe ist

ein Katalog des àWaschbÅrÇ-Versan-

des, Freiburg, beigefÜgt.
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Ankreuzen und einsenden an:
Gerd J. Holtzmeyer Verlag
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Immer hÅufiger wird in die erneut eska-

lierte Diskussion um den $218 eingebracht,

daç wir in der BRD bereits eine verkappte

Fristenregelung hÅtten. BegrÜndung: Jede

Frau bekomme einen Abbruch, wenn sie

ihn wolle. Diese èuçerungen machen bei-

spielsweise GynÅkologen, oft mit Resigna-

tion und Verbitterung wegen ihrer geringen

EinfluçmÄglichkeiten, aber auch Men-

schen, die fÜr eine liberale Regelung sind

und damit ausdrÜcken, daç die Indikatio-

nenregelung in der Praxis gar nicht so

schlimm ist und eine Fristenregelung fÜr die

Praxis nicht viel Åndert. Mit der de facto-

Fristenregelung argumentieren aber auch

die unterschiedlichen Institutionen und

Gruppen, die sich fÜr den àLebensschutzÇ

einsetzen, und sie leiten daraus Forderun-

gen nach VerschÅrfung des $218 und seiner

DurchfÜhrungsbestimmungen ab.

Aber ist die Tatsache, daç zum Abbruch

entschlossene Frauen MÄglichkeiten zur

DurchfÜhrung des Abbruches suchen und

finden, ein Beweis fÜr eine de facto-Fristen-

regelung? Wer die Praxis des gÜltigen $218

mit Indikationsregelung und Pflichtbera-

tung kennt und das Umfeld mit den wider-

sprÜchlichen rechtlichen und moralisch-

ethischen Stellungnahmen sieht, wird hier

vehement widersprechen.

Daç Frauen im Gegensatz zu den MÄg-

lichkeiten vor der Reform des $218 heute

einen medizinisch einwandfreien und ge-

sundheitlich schonenden Abbruch vorneh-

men lassen kÄnnen, darf nicht darÜber hin-
wegtÅuschen, in welcher Gesamtatmo-

sphÅre und unter welchen Rahmenbedin-
gungen ein Abbruch erfolgt. Endlose Dis-

kussionen um die Notlagenindikation, der

Memminger Prozeç, Planung eines Bera-

tungsgesetzes, eine laufende Normenkon-

trollklage und vieles mehr einschlieçlich der

Themenbearbeitung in den Medien haben

zu einer zunehmenden Verunsicherung aller

an einem Abbruch Beteiligten gefÜhrt. Es

wird fÜr èrztInnen und BeraterInnen im-

mer schwieriger, zum Abbruch entschlosse-

nen Frauen in ihrer Not wirklich beizuste-

hen und den gesetzlichen Bestimmungen

gemÅç zu handeln, denn es gibt eine umfas-

sende medizinisch-soziale Indikation mit

der Untergruppe Notlagenindikation, und

es gibt die Verpflichtung fÜr èrztInnen, sich

an die Grenzen, aber auch an den Ermes-

sensspielraum der Straffreiheit zu halten

und nicht an eigenwillige Auslegungen.

Frauen stehen zunehmend mit ihrer Ent-

scheidung zum Schwangerschaftsabbruch

allein und oft im Widerspruch zu ihnen

wichtigen Menschen. Konsens im Årztlichen

GesprÅch entsteht oftmals nur noch, wenn

die Frau der Meinung, Abbruch sei uner-

laubte TÄtung oder gar Mord, auch in ihrem

Fall, zustimmt und schuldbewuçt und mit

dem GefÜhl von Versagen und Verantwor-

tungslosigkeit den fÜr sie unausweichlichen

Eingriff vornehmen lÅçt. Ich bin inzwischen

Überzeugt, daç Frauen im Laufe des Proce-

dere von der Feststellung der Schwanger-

schaft Über Årztliche und sozialrechtliche

und psychosoziale GesprÅche bis zum Ab-
bruch nicht die informativen Entschei-

dungshilfen und die Akzeptanz bekommen,

die der jetzige $218 zulÅçt und vorschreibt.

Dazu gehÄrt nach meiner Meinung auch

das Ausstellen einer Notlagenindikation,

obwohl eine medizinisch-soziale Indikation

gut begrÜndet wÅre. Durch dieses Proce-

dere mit zunehmend verunsicherten und
Ångstlichen èrzten und èrztinnen, aber

auch unter Druck stehenden BeraterInnen

kann es nicht ausbleiben, daç Frauen

zwangslÅufig SchuldgefÜhle und depressive

Verstimmungen entwickeln mÜssen, viel-

leicht aus zunÅchst nur vagen Gedanken an

Schuld oder auch als VerstÅrkung von be-

reits vorhandenen SchuldgefÜhlen. Diese

SchuldgefÜhle mit der hÅufig auftretenden

ànormalenÇ begrÜndeten und angemesse-

nen Trauer oder in Verbindung mit schon

lÅnger bestehenden Konflikten (mÄglicher-

weise schon aus der Kindheit, beispiels-

weise àunerwÜnschtes KindÇ) fÜhren dann

zu der sogenannten àdepressiven Reaktion

nach SchwangerschaftsabbruchÇ. Das Be-

dÜrfnis, einfache ZusammenhÅnge von

Symptom und AuslÄser zu erkennen, ver-

hindert dann, daç die Frauen selber und ge-

gebenenfalls ihre Therapeuten und Thera-

peutinnen bei einer solchen depressiven Re-

aktion nach Abbruch sorgfÅltig die verschie-

denen EinflÜsse von Konflikten vor der

Schwangerschaft, durch das Procedere des

Verfahrens und die nicht erwartete oder

nicht zugelassene Trauerreaktion erfassen,

sondern einfach den Abbruch als Ursache

erklÅren.

Diese oberflÅchliche Betrachtung dieser

depressiven Reaktion hat verschiedene

schwerwiegende Folgen: einmal fÜr die be-

troffene Frau selber, die oft keine angemes-

sene Beratung oder Therapie findet, aber

auch fÜr Frauen dadurch, daç nicht intensiv

an einer PrÅvention gearbeitet wird. Diese

Diagnose wird unreflektiert und undifferen-

ziert zu den SpÅtkomplikationen nach

Schwangerschaftsabbruch gezÅhlt, und

schwangere Frauen mit éberlegungen zum

Abbruch werden vor allem auf diese SpÅt-

folgen hingewiesen, sicher mit der Absicht

einer abschreckenden Wirkung. So wird

durch die Angst vor psychischen Folgen bei

einem trotzdem durchgefÜhrten Abbruch

bereits der Keim fÜr die Entstehung oder

VerstÅrkung von SchuldgefÜhlen und de-

pressiven Reaktionen gelegt. Diese Schuld-

gefÜhle mÜssen dann fast zwangslÅufig kom-

men und Überwertig wahrgenommen wer-

den, und die Frauen sind ihnen schutz- und

widerstandslos ausgeliefert -å und dienen

dann wiederum als warnendes Beispiel -

eine Kette ohne Ende.

Diese Frauen mit psychischen Folgen

nach Schwangerschaftsabbruch sind dar-

Über hinaus das ideale Beweismittel fÜr die

àLebensschÜtzerÇ und BefÜrworter von ver-

schÅrfenden gesetzlichen Maçnahmen. Sie

argumentieren mit den lebenslÅnglichen

SchÅden, die ein sehr hoher Prozentsatz

von Frauen durch einen Schwangerschafts-

abbruch angeblich davontrÅgt.

So haben wir inzwischen eine Praxis des

Schwangerschaftsabbruches, bei der die me-

dizinische DurchfÜhrung gut ist - bis auf re-

gionale Unterschiede, beispielsweise bei

chischen Belastungen aber spiralfÄrmig

stÅndig steigen, so daç ich fast von einem

àneurotisierenden SystemÇ sprechen

mÄchte, in dem Frauen genau so gefangen

sind wie èrzte/èrztinnen und BeraterIn-

nen.

Wie konnte es dazu kommen? Die Re-
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form des $218 nach dem Urteil des Verfas-

sungsgerichtes war ein Kompromiç, der
heute von fast allen, auch von Fachleuten

unterschiedlicher Standorte als unbefriedi-

gend bewertet wird und sich zunehmend fÜr

die Praxis als problematisch darstellt. Bei-

spielsweise ist die Auslegung der Notlagen-

indikation strittig, wird die àÅrztliche Er-

kenntnisÇ und ihre éberprÜfbarkeit durch

Juristen widersprÜchlich gehandhabt. Die

unterschiedliche Auslegung des Wortlautes

des $218 konnte die alte Diskussion nicht

zur Ruhe kommen lassen, sondern bietet

stÅndigen Anlaç zu erneuten Auseinander-

setzungen und politischen Forderungen.

Nach dem Äffentlich wenig diskutierten Cel-

ler Urteil (richterliche éberprÜfung der

Richtigkeit einer Indikation) wurde erst

durch den Memminger Prozeç deutlich,

welche Unsicherheit bei der Indikationsfest-

stellung und ihrer éberprÜfbarkeit fÜr

èrzte besteht. In der äffentlichkeit hat es

viel Widerspruch gegen die Praxis des Mem-

minger Prozesses gegeben, aber bis heute
gibt es keine eindeutige juristische Stellung-

nahme, daç èrzte, wenn sie gemÅç Årztli-

cher Erkenntnis Indikationen feststellen

und entsprechend den gesetzlichen Bestim-

mungen AbbrÜche durchfÜhren, dies ohne

Angst und im Vertrauen auf geltendes Recht

tun kÄnnen. Statt dessen steigt die Verunsi-
cherung bis zu nicht unbegrÜndeten Exi-

stenzÅngsten (letztes Urteil aus Koblenz!).

Diese Situation ist keine de facto-Fristen-

regelung. Die Fristenregelung gewÅhrt ei-

nen von Strafandrohung freien Raum von

12 Wochen, in dem èrzte und Frauen eine

éberprÜfung ihrer Entscheidung durch

Richter nicht befÜrchten mÜssen. Bei der

Fristenregelung wird den Frauen zugetraut,

aber auch zugemutet, eigenverantwortlich

zu entscheiden, und es wird ihnen Beratung

bei der Findung oder éberprÜfung der Ent-

scheidung und Hilfen angeboten. Diese Be-

ratung muç sich an.der Lebenssituation der

Frau orientieren, belÅçt der Frau letztend-

lich die Entscheidung und darf keine Ver-

pflichtung zur Einfluçnahme haben, wie es

zum Beispiel in dem Beratungsgesetz vorge-

sehen war. Es mÜçte der Frau auch bewuçt

werden, daç sie fÜr eine aus spÅterer Sicht

als Fehlentscheidung zu wertenden Ent-

scheidung nicht Berater, èrzte oder Ge-

setze verantwortlich machen kann.

FÜr das SelbstverstÅndnis von Beratung

ist jede Form von Zwang problematisch und

wird daher abgelehnt. Sollte es jedoch bei

neuen gesetzlichen Regelungen, die einer

Fristenregelung entsprechen, zu einer

Pflichtberatung kommen, mÜçte als Auftrag

sichergestellt werden, daç sie im Interesse

der Frau und der WÜrdigung ihres Selbstbe-

stimmungsrechtes erfolgt und mit der Ein-

sicht, daç letztlich nur die Frau das ungebo-

rene Leben schÜtzen und seine Entwicklung

zu einem lebensfÅhigen Kind gewÅhrleisten

kann. In einer Beratung mÜçte auch sorg-

fÅltig auf die PrÅvention der oben beschrie-

benen psychischen SpÅtfolgen geachtet wer-

den.

Nebenbei sei bemerkt, daç Beratung feh-

lende oder unzureichende sozialen Hilfen

nicht ersetzen kann und daç Beratung im

Procedere und Entscheidungsprozeç immer

relativ spÅt erfolgt å entscheidend fÜr die

Entstehung und Verarbeitung eines Schwan-

gerschaftskonfliktes ist, wie einer Frau die

ungeplante und unerwÜnschte Schwanger-

schaft mitgeteilt wird und wie in dieser Si-

tuation mit der Frau und der UnerwÜnscht-

heit umgegangen wird. Studien Über das Le-

ben nach unerwÜnschten, aber ausgetrage-

nen Schwangerschaften bei Frauen und Kin-

dern zeigen, daç hier Über lange Zeit auch

nach dem Ja zu der Schwangerschaft eine

intensive Betreuung notwendig wÅre.

Zusammenfassend ist zu sagen: Es mÜçte

endlich eingesehen werden, daç durch straf-

rechtliche Maçnahmen Schwangerschafts-

abbrÜche nicht verhindert werden und daç

die gegenwÅrtige Praxis des $218 so bela-

stend, verunsichernd und vieldeutig ist, daç

endlich klare Bestimmungen, beispiels-
weise durch eine Fristenregelung notwendig

sind. Mit einer gut verstÅndlichen Regelung
verbunden sein muç eine Information der

Frauen Über ihre Rechte und deren Gren-

zen, aber auch der deutliche Hinweis an

èrzte und èrztinnen, daç diese gesetzli-
chen Regelungen unabhÅngig von persÄnli-

chen ethischen Vorstellungen zu respektie-

ren und der Frau nicht vorzuenthalten sind.

Denn tÅuschen wir uns nicht, auch bei einer

Fristenregelung oder dem 3. Weg von Frau

SÜçmuth bleiben AutoritÅt und AutoritÅts-

miçbrauch und der Einfluç von èrzten

groç und Frauen von ihnen abhÅngig!

Wir haben keine de-facto-Fristenrege-

lung, soridern eine hÄchst komplizierte und

auslegungsfÅhige Indikationsregelung, die

bis heute nicht einmal zu einheitlichen Be-

stimmungen fÜr alle BundeslÅnder gefÜhrt

hat, statt dessen zu einem Abtreibungstou-

rismus in SÜd-Nord-Richtung, der sicher

grÄçer ist als ein denkbarer Tourismus in

West-Ost-Richtung nach der Vereinigung.

Der Behauptung einer de facto- oder ver-

kappten Fristenregelung muç energisch wi-

dersprochen werden, sie ist unsachlich und

verkennt oder bagatellisiert die wahre Si-

tuation des Schwangerschaftsabbruches in

der bisherigen Bundesrepublik.

Eleonore Adam

Pro Familia-Landesverband Schleswig-Holstein

(Dieser Artikel ist ebenfalls erschienen in: èrztin Nr.
11/1990)

IPPF-Zentralrat

geht in die

Offensive

Vom 16. bis 18. November 1990 veranstal-

tete der Zentralrat (Central Council) des

Interationalen Verbandes fÜr geplante EI-

ternschaft (International Planned Parent-

hood Federation - IPPF) in Nordwijk/Nie-

derlande seine Jahrestagung. Dieses Gre-

mium setzt sich aus stimmberechtigten Ver-

tretern/innen aller IPPF-Regionen zusam-

men. Aber auch viele Mitarbeiter/innen

nehmen an den Zentralrats-Tagungen teil.

Der grÄçte Teil der verfÜgbaren Zeit

wurde auf detaillierte Berichte aus den Re-

gionen verwandt. Dies hat sich bewÅhrt.

Die ausfÜhrliche Behandlung der unter-

schiedlichen Ausgestaltung von Familien-

planungsaktivitÅten in den verschiedenen

IPPF-Regionen ermÄglicht nÜtzliche Ver-

gleiche und Bewertungen. Von der Europa-

Region wurde besonders darauf hingewie-

sen, daç im Bereich der Familienplanung

und SexualitÅt wichtige gesellschaftliche

Probleme, Aufgaben und Auseinanderset-

zungen nicht nur in Osteuropa bestehen

und zu lÄsen sind.

Neben einer Reihe von Berichten und

jÅhrlich Üblichen AktivitÅten, einschlieçlich

der generellen Planung und Verabschiedung

des Haushalts, standen die Herausforderun-

gen des neuen Jahrzehnts auf der Tagesord-

nung.

FÜr die IPPF gehÄrt dazu, Selbstbestim-

mung als Menschenrecht insbesondere fÜr

Frauen zu erkÅmpfen, die QualitÅt der

Dienstleistungen zu verbessern und gegen

gesundheitliche Gefahren anzugehen, die

mit Mutterschaft verbunden sein kÄnnen

(safe motherhood). Auch das VerhÅltnis von

Umwelt und Familienplanung war Thema

einschlieçlich der EinschrÅnkung der Ferti-

litÅt durch Gifte und Schadstoffe. Die Be-

weggrÜnde von Gruppen, sich Äffentlich ge-

gen FamilienplanungsaktivitÅten zu wen-

den, wurden ebenfalls diskutiert.

Neue Erkenntnisse Über Methoden der

Kontrazeption, ihre Anwendung und Ne-

benwirkung sowie ihre Bedeutung fÜr

Frauen und MÅnner wurden zur Diskussion

gestellt. Ein Bericht aus China Über gute Er-

folge mit einer neuen Methode zur Sterilisa-

tion des Mannes fand besondere Beach-

tung. 1

Der Afrikaner FredT. Sai, seit einem Jahr

PrÅsident der IPPF, erhielt Zustimmung fÜr

seine Forderung, daç das VerhÅltnis von or-

ganisierter Familienplanung und Abitrei-

bung wieder beachtet und neu geklÅrt wer-

den muç. Es wurde festgestellt, daç der Zu-
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gang zu einem gesundheitlich schonenden

Schwangerschaftsabbruch als ein wichtiger
Bestandteil der Äffentlichen Gesundheits-

versorgung anzusehen ist. Der Schwanger-

schaftsabbruch ist fÜr die IPPF im wesentli-
chen ein Gesundheits- und kein ideologi-

sches Thema. Auch in FÅllen illegaler

SchwangerschaftsabbrÜche setzt sie sich da-

fÜr ein, daç Frauen gesundheitlich scho-

nend und menschlich wÜrdevoll behandelt

werden.

Zur Frage des Menschenrechts façte der

Zentralrat folgenden wichtigen Beschluç:
Die IPPF soll ein Verfahren entwickeln, um

Menschenrechtsverletzungen im Bereich

der Familienplanung untersuchen und ih-

nen begegnen zu kÄnnen.

àJÜrgen Heinrichs
Stellvertretender Vorsitzender des

Zentralrats der IPPF

Adressen der

LandesverbÅnde

Baden-WÜrttemberg:
7000 Stuttgart 1
Schloçstraçe 60
Telefon (0711) 617543

Bayern: /
8000 MÜnchen 40
TÜrkenstraçe 103/I
Telefon (089) 399079

Berlin:
1000 Berlin 30
Ansbacher Straçe 11
Telefon (030) 2139013

Bremen:
2800 Bremen
Stader Straçe 35
Telefon (0421) 491090

Hamburg:
2000 Hamburg 13
Tesdorpfstraçe 8
Telefon (040) 44195322

Hessen:
6000 Frankfurt/Main 1
Schichaustraçe 3-5
Telefon (069) 447061

Niedersachsen:
3000 Hannover 1
Am Hohen Ufer 3 A
Telefon (0511) 363608

Nordrhein-Westfalen:
5600 Wuppertal 2
Loher Straçe 7
Telefon (0202) 8982122

Rheinland-Pfalz/Saarland:
6500 Mainz, Schillerstraçe 24
Telefon (06131) 225022

Schleswig-Holstein:
2390 Flensburg,
Am Marienkirchhof 6
Telefon (0461) 86930

Fortbildung fÜr MitarbeiterInnen aus

FPZs - eine Forderung, die auf den FPZ-

September-Treffen seit Jahren geÅuçert

wurde. Sie wurde immer wieder dann laut,

wenn wir Themen mangels Zeit nicht ausdis-

kutieren konnten oder nicht weiterkamen,

weil es einer Vorbereitung bedurft hÅtte.

Alle anderen Berufsgruppen innerhalb der

Profa haben ihre Fortbildungen: Wir je-
doch, die MitarbeiterInnen der FPZá, die
wir doch das machen, worÜber die anderen
nur reden, wir haben keine.

Mit einer Auflistung unserer ThemenwÜn-
sche und VorschlÅge fÜr Referentinnen und
Teamerinnen wurde unsere Forderung auf
den Weg gebracht und Über AusschÜsse hin-
getragen zum Bundesverband. Nach 2 Jah-
ren war es dann soweit: Das erste Fortbil-
dungswochenende war ausgeschrieben.
Prima - die Idee, eine von àdrinnenÇ und
eine von àdrauçenÇ als Teamerin zu haben,
war aufgegriffen worden. Mit der Anmelde-
bestÅtigung gabás dann die ersten éberra-

schungen: frau konnte lesen, daç nunmehr

2 FPZ-fremde Frauen die Fortbildung leiten
wÜrden. Ohne ErklÅrung.

Wenige Tage vor dem Wochenende flat-

terte dann noch ein Brief ins Haus, der uns

Teilnehmerinnen daran erinnerte, Massa-

geÄl, Schere fÜr Collagen, Decken etc. mit-

zubringen. Stirnrunzeln, NackenkrÅuseln.

Ich hatte mich auf KÄpfchen eingestellt und

nun: Massage å Collage? Na, lassen wirás

rankommen!

Das Thema des Wochenendes war nun
also àBetreuungskonzepte in Familienpla-

nungszentrenÇ. Obwohl von Anfang an

deutliche Skepsis und Widerstand zu spÜren

war, gelang es den beiden Teamerinnen, mit

uns eine AnnÅherung an den Begriff àBe-
treuungÇ zu erarbeiten. Wir tasteten uns
auch an durchaus heikle Themen wie
àMachtgefÅlle innerhalb des med. TeamsÇ

(sprich: zwischen èrztIn/Assistentin/Be-

treuerin) heran und konnten uns auf ein

StÜck Auseinandersetzung mit dem Thema

Schwangerschaftsabbruch einlassen å als

Medium dienten erarbeitete Collagen.

Immer wieder brachen in die Arbeitspha-

sen Widerwille å Skepsis -å Unwirschheit

ein, die irgendwann auch thematisiert wur-

den. Wir Åuçerten unsere Kritik an der

àFehlbesetzungÇ, womit wir nicht die Tea-

merinnen persÄnlich meinten.

FÜr mich hat die Fortbildung folgendes
àgebrachtÇ:

å den Blick geschÅrft fÜr die unterschiedli-

chen Arbeitsfelder, ArbeitsablÅufe und
deren Wertigkeit;

å ich registriere viel deutlicher als frÜher
die èhnlichkeit der Arbeit rund um den

Abbruch mit der einer Hausfrau

FÜr mich ganz persÄnlich war es ein net-
tes Wochenende. Das Erlernte und Erfah-

rene ist wenig greifbar und benennbar.

Fragen fÜr die Zukunft tun sich auf: Wie

wÜnsche ich mir Fortbildung fÜr FPZás,

oder, halt, stop å vorher ansetzen: Wollen

wir, brauchen wir Fortbildungen? Wenn ja,

welche Themen kÄnnten unsere sein? Und

wer kann uns (uns, den Abbruchexpertin-

nen) etwas beibringen?

Wie lÅçt sich ein Fortbildungskonzept ent-

wickeln, das der Verschiedenheit der FPZás

gerecht wird? Wer ist denn gemeint? Das

sog. àmed. HilfspersonalÇ, also jene beim

Abbruch mitarbeitenden, assistierenden,

betreuenden Frauen, die als Krankenschwe-

stern, Hebammen, Arzthelferinnen fÜr den

med. Bereich eingestellt wurden; die èrz-

tInnen (von denen àzufÅlligÇ in Wiesbaden

keine anwesend waren, was einige der Teil-

nehmerinnen sehr bedauerten, andere so er-

wartet und auch gewÜnscht hatten); all die

anderen MitarbeiterInnen der Zentren, die,

als Soz.pÅd., Dipl.PÅd., PsychologInnen
eingestellt, neben anderen Arbeitsberei-

chen auch ein paar Stunden im Abbruchbe-

reich arbeiten?

Bei dieser Beschreibung fallen mir gleich

eine Reihe von Themen ein, die immer wie-

der angetippt, aber im wesentlichen um-

schifft werden: Arbeitsteilung, Struktur der

FPZás, Hierarchie, Wertigkeit der verschie-

denen Arbeitsbereiche, physische und psy-

chische Belastung, Arbeitsplatzbeschrei-

bung und Honorierung und - last not least å

Konkurrenz.

Aber - so spannend diese Themen auch

klingen å gehÄren Auseinandersetzungen
und Diskussionen darÜber in eine Fortbil-

dung? Sind es nicht Themen, fÜr die auf den

FPZ-Treffen Platz sein sollte, weil zu deren

Diskussion auch und vor allem die àLei-

tungspersonenÇ der FPZ gehÄren å und

nicht nur die àKrankenschwesternÇ!?

Was also kÄnnte in Fortbildungsveranstal-

tungen erarbeitet werden? Vielleicht lohnt
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ein Nachdenken ÜberThemengebiete, in de-
nen wir nicht per se àdie ExpertinnenÇ sind.

Fort-bildung in Bereichen unserer Arbeit,

die eher im Hintergrund bleiben.

Es gibt hier natÜrlich eine Vielzahl von
Themen. WÜrde aber eine Woche FPZ-Tref-

fen, in der Austausch, Referate, Informatio-
nen und Diskussionen ihren Platz haben,
nicht die beste LÄsung sein? Halten wir an
unserem Wunsch nach einer Fortbildung
fest, weil wir natÜrlich nicht eine Woche
lang àden LadenÇ dicht machen kÄnnen

und wir so wenigstens auf 2 Wochenenden
pro Jahr fÜr uns kommen?

Rosemarie Kaiser
(Überarbeitet von Daniela Wolf)

beide Pro Familia Kassel

Mitgliederversammlung

befaçt sich mit Fusion

Pro Familia / Ehe und Familie

Im Mittelpunkt der Diskussion der
diesjÅhrigen Mitgliederversammlung am
4./5. Mai in Frankfurt-HÄchst stehen das
Zusammengehen der Pro Familia mit ih-
rer Schwesterorganisation Ehe und Fami-
lie und die Perspektiven gesamtdeutscher
Familienplanungsarbeit.
Das vorliegende pro familia magazin

enthÅlt zahlreiche BeitrÅge, vor allem
aus den neuen BundeslÅndern, die den
bisherigen Entwicklungsstand dokumen-
tieren und die sich fÜr die Vorbereitung
der Diskussion besonders gut eignen.
Verwiesen sei hier aber auch nochmals
auf die gemeinsame ErklÅrung von Pro
Familia und Ehe und Familie im pro fa-
milia magazin 6/90 sowie auf den Beitrag
von Monika Simmel-Joachim àDie Fol-
gen der deutschen Einigung fÜr Pro Fa-
miliaÇ im pro familia magazin 1/91.

Alle Ehe und Familie-LandesverbÅnde
sind zur Mitgliederversammlung á91 ein-
geladen. Die LandesverbÅnde Sachsen
und ThÜringen haben bereits den Namen
Pro Familia Übernommen. Der Landes-
verband Sachsen hat auçerdem seine
Mitgliedschaft im Bundesverband bean-
tragt. Eine PrÜfung der Satzung hat erge-
ben, daç keine vereinsrechtlichen Ein-
wÅnde existieren. Mit Erscheinen dieses
pro familia magazin wird es also wahr-
scheinlich einen neuen Landesverband
im Pro Familia-Bundesverband geben.
FÜr beide Familienplanungsorganisatio-
nen ist bereits jetzt nichts mehr so, wie es
war. Wie es weitergehen soll, dazu wird si-
cherlich die Mitgliederversammlung

wichtige Weichen stellen.

Die Einladung mit Tagesordnung wird

bis spÅtestens 28. MÅrz Über die Landes-

geschÅftsstellen an alle Delegierten und

Vorsitzenden der LandesverbÅnde ver-

schickt. Wer interessiert ist, als Gast teil-

zunehmen, wende sich bitte schriftlich an
Michael Altmann in der Pro Familia-
BundesgeschÅftsstelle, _Cronstettenstr.
30, 6000 Frankfurt 1.

Unter dem âMotto àBeratung im Span-

nungsfeld von Kinderlosigkeit und Fort-

pflanzungsmedizinÇ stand eine Fachtagung

des Landesverbandes Bayern Ende vergan-

genen Jahres. Der Plan zu dieser Tagung

ging hervor aus einem Arbeitskreis des Lan-

desverbandes, in dem sich VertreterInnen

der sieben Ortsvereine seit etwa einem Jahr

zu Erfahrungs- und Literaturaustausch so-

wie zur Diskussion des Pro Familia-Stand-

punktes regelmÅçig trafen. .

Zur Entwicklung einer fundierten eige-
nen Stellungnahme schien uns weiterer qua-
lifizierter Input notwendig. Auçerdem war

uns wichtig, als Pro Familia in Bayern zu

diesem sehr vielschichtigen Thema ein

Forum fÜr Fortbildung und Auseinanderset-
zung anzubieten, um uns als kompetenter

Fachverband auch auf diesem Gebiet in
Erinnerung zu rufen. Beides bewerten wir

als gelungen.

Die Tagung war in zwei BlÄcke aufgeteilt,

von denen der erste in Bamberg (aus Anlaç

der 10-Jahresfeier des Ortsvereins und der

damit verbundenen Imagepflege der Bera-

tungsstelle) stattfand und der zweite in

MÜnchen (weil sich der unterstÜtzend mit-

wirkende Deutsche ParitÅtische Wohlfahrts-

verband, Landesverband Bayern, mit einer

ausschlieçlichen Provinzveranstaltung nicht

anfreunden konnte).

Der Bamberger Teil begann mit einem

sehr anschaulichen und informativen Licht-

bildervortrag von Dr. Heribert Kentenich

von der UniversitÅtsfrauenklinik Berlin,

der aus der Sicht des Psychosomatikers ei-

nen éberblick gab Über Ursachen von Steri-

litÅt und InfertilitÅt, Über diagnostische und

therapeutische Verfahren sowie speziell

Über die Methode der In-vitro-Fertilisie-

rung, ihre Indikationen, Erfolgsraten und

Risiken. Er plÅdierte fÜr ein Verbleiben im

homologen System, ZurÜckhaltung der Me-

diziner gegenÜber dem technisch Machba-

ren, scharfe Abgrenzung zur Gentechnik
und fÜr eine erweiterte psychologische Be-

treuung å nicht nur der Kinderwunsch-

paare, sondern auch der behandelnden

èrzte.

Aufgehoben wurde die Grenze zur Gen-

technik im folgenden Vortrag von Dr. Elisa-

beth Beck-Gernsheim von der UniversitÅt

MÜnchen. Aufbauend auf einem kulturhi-

storischen éberblick Über den Wandel von

Elternschaft entwarf sie ein Szenario, in

dem zukÜnftig verantwortungsvolle Eltern-

schaft gleichgesetzt werden kÄnnte mit dem

Zwang zur Produktion optimaler Kinder.

Die Ausweitung der praenatalen Diagnostik

erscheint dabei als Indiz fÜr die Entwick-

lung zu einem neuen gesellschaftlichen Bio-

logismus.

Die umweltbedingten Ursachen zuneh-

mender ungewollter Kinderlosigkeit in den

modernen Industriegesellschaften standen

im Mittelpunkt des Vortrages von Dr. Jutta

Walter vom medizinischen Ausschuç im

Fachgebiet Familienplanung und Gesund-

heit des Pro Familia-Bundesverbands. Dar-

gestellt wurde ein breites Spektrum hÅufig

kumulativ wirkender Faktoren, von LÅrm

und Streç Über Abgase, Industrieemissio-

nen bis hin zu Pestiziden und Herbiziden.

Ein weiterer Schwerpunkt des Referats lag

in den psycho-sozialen Auswirkungen medi-

zinisch-technischer LÄsungsversuche aus

der Sicht der Erfahrungen in der Pro Fami-

lia-Beratung.

Der MÜnchner Teil der Tagung begann

mit einer EinfÜhrung in juristische und da-

mit auch gesellschaftspolitische Aspekte der

medizinischen Kinderwunschbehandlung.

Die Juristin Manuela Gerhard von der Uni-

versitÅt Passau façte das neue Embryonen-

schutzgesetz zusammen, verwies auf nach

wie vor ungeregelte Probleme vor allem im

Bereich heterologer Verfahren und auf den

unzureichenden Miçbrauchsschutz im Årzt-

lichen Berufsrecht, da dieses von den Medi-

zinern selbst gesetzt und gesamtgesell-

schaftlich nicht demokratisch legitimiert

sei. Der vordergrÜndige Widerspruch zwi-

schen Embryonenschutzgesetz einerseits

und $218 andererseits wurde in demVertrag

dahingehend aufgelÄst, daç es in dem Em-

bryonenschutzgesetz nicht um den individu-

ellen Schutz der jeweils einzelnen Embryo-

nen, sondern vielmehr um den Schutz der

Menschheit gehe vor Eingriffen in ihre ge-

netische Determination.

Die Folgen lustloser Elternschaft ohne se-

xuell-libidinÄse Zeugung standen im Zen-

trum des Vortrags von Dr. Gerhard Amendt

von der UniversitÅt Bremen. Hermeneu-

tisch abgeleitet aus einer psychoanalytisch

orientierten Kulturkritik stellte er die These

auf, die Heilungsangebote der Reproduk-

tionsmedizin seien letztendlich krankma-

chend und menschenzerstÄrend. Die fort-

dauernde narzistische KrÅnkung der EI-



tern, EntwicklungsstÄrungen und Identi-

tÅtsprobleme der Kinder rechtfertigten die

Frage, ob es legitim sei, den Fortschritt der

Medizin nach der Zahl der produzierten

Kinder zu messen, statt die psychische Be-

findlichkeit der von ihren Erfolgen und

Miçerfolgen betroffenen Menschen zu be-

werten.

Auf beiden Teilen der Tagung bestand in

dreistÜndigen Workshops die MÄglichkeit,

die Auseinandersetzung mit den Themen

der VortrÅge zu vertiefen. Besonders inten-

siv waren die Workshops der Diplompsycho-

loginnen Andrea Patzer aus Hamburg und

Dr. Christine HÄlzle aus MÜnster, in denen

viel Raum fÜr Selbsterfahrungselemente be-

zÜglich des eigenen Umgangs mit (Un-)

Fruchtbarkeit, sowie der eigenen Rolle als

BeraterIn gegeben war.

Die Tagung war ein Erfolg. Wir haben

viele Anregungen erhalten fÜr unsere Wei-

terarbeit im Arbeitskreis. Wir sind in Aus-

tausch getreten mit KollegInnen aus dem

Nicht-Pro Familia-Bereich und aus dem

ganzen Bundesgebiet.

Wir haben viel gelernt Über Planung, Or-

ganisation und Finanzierung einer Tagung,

auch wenn es uns nicht ganz gelang, ein De-

fizit zu vermeiden, und all das nur mÄglich

war, weil einige Leute einen groçen Teil ih-

rer Freizeit in das Projekt investiert haben.

GewÜnscht hÅtten wir uns eine grÄçere

TeilnehmerInnen-Zahl, enttÅuscht waren

wir Über das absolute Desinteresse der nie-

dergelassenen èrzteschaft.

Mit Genugtuung hat uns nicht zuletzt er-

fÜllt, daç in Bamberg, in dieser Stadt, die

10 Jahre lang versucht hat, Pro Familia zu

ignorieren, der OberbÜrgermeister sich

schriftlich entschuldigt hat, weil er aus Zeit-

grÜnden kein Gruçwort sprechen konnte

und daç tagelang an allen Kreuzungen und

Einfahrtsstraçen groçe knallgelbe Schilder

hingen mit Hinweispfeilern und der Auf-

schrift àPro Familia-TagungÇ.

Jutta Franz
Pro Familia Landesverband Bayern

Wir gratulieren

Bernhard Braunschweig (Hamburg),

Vorsitzender des Pro Familia-Landesver-

bandes Hamburg und Schatzmeister des

Bundesvorstandes der Pro Familia, wird am

20. MÅrz 60 Jahrte alt. a

Prof. Dr. Lykke Aresin (Leipzig), Vor-

sitzende des Landesverbandes Pro Familial

Ehe und Familie in Sachsen, konnte am 2.

MÅrz ihren 70. Geburtstag feiern.

Zwei JubilÅen hat unsere Zeitschrift in diesen Wochen

TANZ SexualpÅdagogik

Familienplanung

Gleich zwei JubilÅen kann unsere Zeitschrift in diesen Wochen feiern: Anfang 1971 er-

schienen erstmals die àPro Familia-InformationenÇ (links die Titelseite der Ausgabe 1, der

eine schreibmaschinengeschriebene Ausgabe 0 vorangegangen war). 1981 dann fusionier-

ten die àInformationenÇ mit der Zeitschrift àSexualpÅdagogikÇ zu àSexualpÅdagogik und

FamilienplanungÇ (siehe Ausgabe 1/81 Mitte). Seit September 1983 lautet der Name àpro

familia magazinÇ (siehe Bild rechts). Dr. JÜrgen Heinrichs ist seit Anbeginn Mitglied der

Redaktion, also seit 20 Jahren. Inge Nordhoff und Gerd J. Holtzmeyer sind seit 10 Jahren

dabei.
(Daç im Impressum 19. Jahrgang steht, hat einen simplen Grund: Wegen des Versandes als Postver-
triebsstÜck muçte der Verlag die Jahrgangsnumerierung fortsetzen, wie sie die frÜhere Zeitschrift àSe-
xualpÅdagogikÇ hatte).

0

Pro Familia-RFSU-Kondome: FÜr 1991
planen wir zwei neue Marken einzufÜhren:
Cho San, das dÜnnere Condonm, und Safe
Sex, das neue Condom fÜr junge Leute.
Ab sofort erstmals Black Jack als T-shirt
schwarz, mit Aufdruck la Baumwollstoff-
qualitÅt in den GrÄçen S, L und XL
(19,80) erhÅltlich.

ébrigens finden Sie unsere RFSU-Kon-

dome auch im Katalog der Fa. WaschbÅr

Versand Freiburg (siehe Beilage in diesem

Heft).

Frankfurter FfÜhjahrsmesse: Neue Con-

domgeschenkartikel, Condome anders ver-

packt immer noch im Trend. QualitÅt setzt

sich durch: Harlekin Geschenke erstmals

mit unseren RFSU-Kondomen!!

Neue Videos: Rote GrÜtze àDarÜber

spricht man nichtÇ å Aufzeichnung des

TheaterstÜcks (siehe Seite 26). Unser Kin-

deraufklÅrungsvideo àWo komm ich ei-

gentlich her?Ç nun in Überarbeiteter Fas-
sung lieferbar (Preis DM 49,-).
Neue Filme in Vorbereitung: AufklÅrung

fÜr Kinder und Jugendliche in der (Vor-)-

PubertÅt und ein Film fÜr Jugendliche zu Aids

(beide Zeichentrick). Verkaufsbeginn im Som-

mer.

Bundesarbeitstagung 1991: Besuchen Sie

unseren Stand 4./5. Mai in Frankfur/M -

HÄchst.

Wir Über uns: Neue Mitarbeiterinnen: Ruth

Moritz (Verkauf und Versand seit 1. 11. 90)
und Gisela SchrÄder (Rechnungswesen und

Versand seit 1. 1. 91). Da wir rÅumlich aus al-

len NÅhten platzen, werden wir BÜro, Lager

und Versand ausgliedern und in neuen RÅu-
men in der NÅhe der Condomeria unterbrin-

gen. Unser einzigartiger Laden bleibt, wird

schÄner und hat dann mehr Platz.

Fragen, Ideen, Anregungen und natÜrlich

Bestellungen an:

Pro Familia-Vertriebsgesellschaft mbH & Co

KG, Gutleutstr. 139

6000 Frankfurt/Main 1

Tel. 069/25 1930

Fax 069/237227
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Schwangerschaftskonflikte,

Abtreibung und

die (seelischen) Folgen

KÄnnen Abtreibungen seelisch krankma-

chen? Immer wieder hÄrt und liest man da-

von, daç Frauen, die ihre ungewÜnschte

Schwangerschaft abbrechen lassen, Dre-

pressionen und andere psychische Pro-

bleme drohen. Das Risiko einer gefÜhls-

mÅçigen Irritation nach einer Abtreibung

besteht tatsÅchlich, doch es ist nicht schick-

salsbedingt. Meist sind die seelischen

Schwierigkeiten, die Frauen àdanachÇ be-

klagen, hausgemacht oder zumindest

durch eine Vielzahl von Faktoren provo-

ziert. Manche Depression, manches

SchuldgefÜhl und manches Absinken der

Selbstachtung wÅre vermeidbar, wÜrden

Mutterschaft einerseits und das àNeinÇ

zum Kind andererseits nicht unter ideolo-

gischen und moral-ethischen Aspekten zu

Weltanschauungsfragen hochstilisiert. Ent-

gegen allen anderslautenden GerÜchten

haben nur wenige Frauen nach einem

Schwangerschaftsabbruch - vorÜberge-

hend - seelische Beschwerden. Den mei-

sten Frauen bleibt allerdings die Zeit àda-

vorÇ viel frischer und viel grausamer im

GedÅchtnis haften - die Zeit der Angst,

der Konflikte, des Zeitdrucks, des Ent-

scheidungszwangs, der Organisation. Das

wird in diesem Buch dargelegt.

180 Seiten

DM 26,80

Broschur

ISBN 3-923722-39-7

SexualitÅt BRD/DDR

im Vergleich

J
Herausgeber
PRO FAMILIA Landesverband Niedersachsen
Ruth Kuntz-Brunner, Horst Kwast

Gerd J. Holtzmeyer Verlag

SexualitÅt BRD/DDR

im Vergleich

Im Juli 1990 trafen sich in Bad Nenndorf

Über 200 Frauen und MÅnner aus der frÜ-

heren BRD und der frÜheren DDR zu ei-

ner Tagung unter dem Motto àSexualitÅt

BRD/DDRim VergleichÇ. Es war das erste

und letzte Mal, daç sich Fachfrauen und

-mÅnner aus den beiden deutschen Staaten

trafen, um Fragen wie gesellschaftliche

Normen, rechtliche Regelungen und pro-

fessionelle Praxis zu diskutieren. Die Re-

ferentinnen und Referenten aus beiden

Staaten wuçten zu dem Zeitpunkt noch

nicht, daç sie ab 3. Oktober 1990 BÜrgerin-

nen und BÜrger ein und desselben Staates

sein wÜrden. Die in diesem Band wieder-

gegebenen VortrÅge sind daher eine sicher

einzigartige Dokumention zu diesem

Thema aus jener kurzen Zeitspanne, als es

zwei demokratische deutsche Staaten gab.

Die Referate geben RÜckschauen auf die

Entwicklungen in den beiden Staaten, wei-

sen aber auch Perspektiven auf. Veranstal-

ter war der Pro Familia-Landesverband

Niedersachsen (auch Herausgeber dieses

Bandes) zusammen mit der Leitstelle Leip-

zig fÜr Ehe- und Sexualberatung, der Ab-

teilung Sexualmedizin der Medizinischen

Akademie Magdeburg sowie dem Arbeits-

bereich Sexualmedizin der Medizinischen

Hochschule Hannover.

448 Seiten

DM 33,å
Broschur

ISBN 3-923722-40-0

magazin erscheint.

Gerd J. Holtzmeyer
Verlag

Kathrin Ehbrecht

Christiane Gatzemeier

Macht und Liebe

Anhand von mehreren Frauen geschil-

derter Erfahrungen wird deutlich, wel-

che Bedingungen zur paradoxen Bezie-

hungsrealitÅt àMacht und LiebeÇ fÜh-

ren, wie Frauen zu ihrer eigenen Redu-

zierung beitragen, indem sie Diskre-

panzen mit dem Mantel der Liebe ver-

decken und so zur Aufrechterhaltung

einer sie belastenden Beziehung beitra-

gen. Welche Chancen haben Frauen,

sich aus dieser Verstrickung zu be-

freien, ohne auf gesellschaftsverÅn-

dernde Momente warten oder psycho-

analytische Studien betreiben zu mÜs-

sen?

128 Seiten

DM 26,80

Broschur

ISBN 3-923722-35-4

Entwicklungsperspektiven

der Familienplanung

Hersusgegebenvon PRO FAMILIA
Landesverband Nordrhein-Westfalen

Gerd J.Holt5zmeyer Verlag

Entwicklungsperspektiven

der Familienplanung

Dieser Sammelband enthÅlt die Refe-

rate, die von Fachfrauen und -mÅnnern

wÅhrend einer Tagung des Pro Familia-

Landesverbandes Nordrhein-Westfa-

len im Herbst 1989 gehalten wurden.

Alles in allem eine bislang einzigartige

Bestandaufnahme der aktuellen Dis-

kussion um Familienplanungsarbeit in

Gegenwart und Zukunft.

Mit BeitrÅgen von: Gerhard Amendt,

Elisabeth Beck-Gernsheim, Ute Frit-

sche, Sylvia Groth, Hermann Heine-

mann, JÜrgen Heinrichs, Evert Ket-

ting, Franz Mechsner, Rosenmarie

Nave-Herz, Roscha Schmidt, Michael

SchrÄter, Kristine von Soden, Hanna

Staudt, ElkeThoç.

104 Seiten

DM 20,å

Broschur mit 14 Abb.,

ISBN 3-923722-28-1


